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I 

Al Einleitung 

1 .  Art. 7 Abs . 1 letzter Satz B-VG lautet: 

"N iemand darf wegen seiner Beh inderung benachtei l igt werden . Die Republ ik (Bund, 

Länder und Gemeinden) bekennt s ich dazu, d ie Gleichbehandlung von behinderten 

und nichtbeh inderten Menschen in al len Bereichen des tägl ichen Lebens zu 

gewährleisten". 

Neben der Statu ierung des Verbots einer Benachtei l igung behinderter Menschen ist 

d iese Bestimmung eine sogenannte Staatszielbestimmung , verbunden m it einem 

Bekenntnis der Gebietskörperschaften.  Die Bestimmung begründet a l lerd ings keine 

Drittwirkung (vg l .  785 B lg N R  XX. GP, 5). Sie ist aber im Sinne der Rechtsprechung 

des Verfassungsgerichtshofes für die Auslegung einschlägiger Vorschriften 

heranzuziehen.  

2.  Bundeskanzler Mag.  Viktor KLIMA hat den Verfassungsd ienst im 

Bundeskanzleramt beauftragt, e ine Arbeitsgruppe einzurichten, um Jene 

Bestimmungen in der Bundesrechtsordnung zu identifizieren , die eine potentielle 

Benachtei l igung für behinderte Menschen bedeuten könoen. 

Am 8 .  Jänner 1 998 fand d ie konstitu ierende Sitzung der "Arbeitsg ruppe zur 

Durchforstung der Rechtsordnung h insichtl ich behindertenbenachtei l igender 

Bestimmungen" statt. 

Tei lnehmer der Arbeitsg ruppe waren Vertreter der Parlamentsklubs, der 

Bundesministerien sowie Vertreter der Beh indertenorganisationen . Die Länder 

wurden im 'vVege der Verbindungsstelle der österreichischen Bundesländer beim 

Amt der n iederösterreichischen Landesreg ierung eingeladen. 

3. Als Zeitrahmen wurde in Aussicht genommen , der Bundesreg ierung bis 

Jahresende 1 998 einen Endbericht vorzu legen.  Dieser Zeitrahmen kon nte jedoch 

nicht eingehalten werden,  da nach Aussendung des Vorläufigen Gesamtberichtes 
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zur Begutachtung und nach Abhaltung einer Plenarsitzung der Arbeitsgruppe Ende 

November eine Überarbeitung der einzelnen Teilberichte gewünscht wurde. Der 

überarbeitete Gesamtbericht l iegt nunmehr vor und wurde in einer absch ließenden 

Plenarsitzung am 1 7 . Februar 1 999 von der Arbeitsgruppe zustimmend zur Ken ntnis 

genommen.  

4 .  Die inhalt l iche AufgabensteI lung der  Arbeitsgruppe lag in der  Identifikation jener 

Bestimmungen in der Bundesrechtsordnung,  d ie eine potentielle Benachtei l igung für 

behinderte Menschen bedeuten . Vergleichbare Berichte für den Bereich der Länder 

wären aus der S icht der Teilnehmer der Arbeitsgruppe unerläßlich , wei l  gerade die 

Rechtsordnungen der Länder Vorschriften enthalten,  d ie behinderte Menschen 

wesentlich betreffen. 

Es wurde bewu ßt der weite Begriff "Benachteil igung" anstel le von "Diskriminierung" 

gewählt ,  um auch jene große Zahl von Normen zu erfassen,  d ie zwar keine 

Diskrimin ierung darstel len ,  a l lerd ings im Effekt von behinderten Menschen als 

Benachtei l igung empfunden werden. 

Es ist bereits an d ieser Stel le zu erwähnen, daß der von I ntegration :Österreich ( I :Ö) ,  

der Selbstbestimmt-Leben- Initiative Österreich (SLlÖ) und der Österreichischen 

Arbeitsgemeinschaft Rehabil itation (ÖAR) erstel lte "Arbeitsbehelf zur Überprüfung 

der österreichischen Rechtsordnung hinsichtlich d iskriminierender Bestimmungen" 

eine wertvolle Basis für d ie Tätigkeit der Arbeitsgruppe darstellte. 

Die Arbeitsgruppe war sich angesichts der AufgabensteI lung und des U mfangs des 

zu "durchforstenden" . . Normenbestands der· Tatsache bewußt,  daß der 

gegenständliche Bericht keinen Anspruch auf Vol lständigkeit und Gesch lossenheit 

erheben kann.  I nsbesondere durch die Zusammenarbeit mit den genannten 

Organisationen wurde aber versucht, eine mögl ichst große sowie repräsentative Zahl  

von Bestim mungen zu identifizieren . 

, 
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5. Um d ie AufgabensteI lung adäq uat bewältigen zu können , wurden folgende nach 

Themengebieten gegl iederte Unterarbeitsgruppen eingerichtet, welche jewei ls d ie 

Überprüfung der Vorschriften aus ihrem Gebiet vornahmen : 

I .  Rechtsschutz (Vorsitz: Bundeskanzleramt-Verfassungsd ienst) 

11. Berufsausbild u ng-Beschäftig ung-Erwerbstätigkeit-Altersvorsorg e-Gesu nd heit 

(Vorsitz: BM für Arbeit, Gesund heit und Sozia les) 

111. Bild ung-Erziehung-Kultur (BM für Unterricht und kulturel le Angelegenheiten ,  

BM für Wissenschaft und Verkehr) 

IV. Mobi l ität-Verkehr-Wohnen-Bauen-Freizeit-Kommunikation (Vorsitz: BM für 

Wissenschaft und Verkehr) 

6. Der vorliegende Bericht folgt in seinem Aufbau der Eintei lung in d ie genannten 

Untera rbeitsgruppen und basiert im wesentl ichen auf von d iesen Gruppen erstel lten 

Berichten bzw. auf vorbereiteten Arbeitsunterlagen,  d ie jeweils um d ie in den 

Gruppen erzielten Diskussionsergebn isse angereichert wu rden. 

In  Berichten einzelner Unterarbeitsg ruppen sind erhebliche Divergenzen zwischen 

den Standpunkten des jeweil igen Bundesministeriums und Jenen der 

Beh indertenverbände ersichtl ich .  Die Arbeitsgruppe hat in solchen Fäl len eine 

Bewertung der Standpunkte unterlassen .  
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B) Bericht der Untergruppe "Rechtsschutz" 

I. Einleitung 

Die unter der federführenden Zuständigkeit des Bundeskanzleramtes bzw. des 

Bundesmin isteriums für Justiz eingerichtete Unterarbeitsgruppe "Rechtsschutz" hat 

sich insgesamt fünf Mal (am 7. Mai 1 998, 4 .  Juni  1 998, 30.  Juni  1 998, 22. Juli 1 998, 

5 .  August 1 998) unter dem Vorsitz des Bundeskanzleramtes-Verfassungsdienst zu 

Beratungen zusammengefunden. Die Ergebnisprotokolle der einzelnen Sitzungen 

einschließlich der Teilnehmerlisten sind dem Anhang zum Bericht zu entnehmen. 

Der nachstehende Bericht g ibt das Ergebnis der bisherigen Beratungen, ergänzt 

durch Anregungen der Sitzungsteilnehmer wieder. 

Da sich im Laufe der Arbeiten gezeigt hat, daß d ie in den Zuständigkeitsbereich des 

jeweiligen Ressorts fallenden Verfahrensrechtsordnungen im wesentlichen d ie 

gleiche beh indertenspezifische Problematik aufweisen,  ist der Bericht in einen 

Allgemeinen Teil, der sich diesen ressortübergreifenden Fragen widmet, sowie in 

einen Besonderen Te;l, der die einzelnen, bisher behandelten Rechtsvorschriften -

nach Ressortzuständigkeiten gereiht - enthält, gegliedert. Das Bundeskanzleramt­

Verfassungsdienst ist sich allerd ings der Tatsache bewußt, daß d ie Aufzählung der 

Rechtsvorschriften im Besonderen Teil keine abschließende sein kann .  
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11. Allgemeiner Teil 

Grundsätze des österreich ischen Verwaltungs(straDverfahrensrechts bzw. der 

Verfahrensordnungen der ordentlichen Gerichte sowie der Gerichtshöfe des 

6F.entlichen Rechts und d ie daraus resultierenden behindertenspezifischen Probleme 

1 1 . 1 . 

Das österre ich ische Verwaltungsverfahrensrecht ist in der Weise gestaltet' , daß ein 

Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG) für weite - jedoch nicht für alle -

Teile der Verwaltung g ilt. Es ist in  seiner Rechtswirkung insofern eingeschränkt, als 

manche Bestimmungen nur subsidiär gelten und manche in gewisser H insicht 

abweichende Regelungen gestatten. Für verschiedene Bereiche der Verwaltung 

bestehen eigene, an das AVG anknüpfende Verfahrensgesetze (z. B.  

Ag ra rverfahrensgesetz, Dienstrechtsverfahrensgesetz) . Im Bereich der 

F inanzverwaltung sind eigene verfahrensrechtl iche Kod ifikationen 

(Bundesabgabenordnung BAO, Abgabenexekutionsordnung AbgEO, 

F inanzstrafgesetz FinStrG , Landesabgabenordnungen) vorzufinden . Das 

Verwaltungsstrafverfahren wird durch das Verwaltungsstrafgesetz (VStG), das auf 

einen Großteil der Bestimmungen des AVG verweist, geregelt. 

Das Verfahren vor den ordentlichen Gerichten ist für den Bereich des Zivilrechts im 

Außerstreitgesetz (AußStrG) ,  In der Zivilprozeßordnung (ZPO) sowie Im 

Einführungsgesetz zur ZPO (EGZPO) , für den Strafrechtsbereich in der 

Strafprozeßordnung (StPO) geregelt. Für d ie Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts 

(Verfassungs- bzw. Verwaltungsgerichtshof) bestehen eigene Verfahrensgesetze 

(Verfassungsgerichtshofgesetz - VerfGG, Verwaltungsgerichtshofsgesetz - VwGG), 

wobei das 'VwG G auf das AVG , das VerfGG auf die ZPO und das EGZPO verweist. 

11.2. 

Die in der Folge angeführten Grundsätze bzw. Merkmale sind den gerichtlichen bzw. 

verwaltungsrechtlichen Verfahrensordnungen gemein und können - wenn auch nicht 

intentional - faktisch zu einer Benachteiligung von behinderten Menschen führen .  Die 

. Das Zitat wurde im wesentlichen aus Walter-Mayer. Verwaltungsverfahrensrecht6, Rz 15 ff entnommen. 
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Benachteiligung kann h iebei in der Tragung eines durch d ie Behinderung bed ingten 

zusätzlichen Aufwandes (nbehinderungsbedingte Mehraufwendungen") liegen oder 

sich dahingehend äußern , daß der behinderten Person die Teilnahme an einem 

Verfahren durch äußere Umstände (z.B .  bauliche Barrieren am Verhandlungsort) 

erschwert wird . 

1I.2.a. 

Grundsatz der Mündlichkeit: 

Das gerichtliche Strafverfahren (vgl. § 258 Abs. 1 StPO) sowie das streitige 

zivilgerichtliche Verfahren (vgl. § 1 76 ZPO) sind (zumindest in der ersten Instanz) 

vom Grundsatz der Mündlichkeit beherrscht. Auch das Außerstreitgesetz sieht in  der 

Regel die Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor (vgl. §§ 1 85 Abs. 1 ,  

§ 22 1 Abs. 1 ,  230 Abs. 1 ,  239, 258 Abs. 1 ,  266a Abs .  1 AußStrG) ,  ebenso 

§ 1 25 Abs. 1 F inStrG, § 1 9  Abs .  1 VerfGG. 

Dem erstinstanzlichen Verwaltungs(straf)verfahren (AVG, VStG) ist der Grundsatz 

der Mündlichkeit zwar fremd (nach § 39 Abs. 2 AVG bzw. §§ 40 ff VStG ist eine 

mündliche Verha ndlung nicht zwingend vorgesehen), für den Fall der Durchfü hrung 

einer mündlichen Verhandlung ( insbesondere im Rechtschutzverfahren vor den 

UVS) ergeben sich jedoch auch h ier d ie nachstehend angeführten Probleme. 

Für GehÖrlose bzw. HÖrbehinderte (h ierunter sind Personen zu verstehen,  d ie nach 

der mittlerweile als überholt erkannten Terminologie als Taube, Stumme, 

Taubstumme bezeichnet wurden) kann sich d ie Anordnung mündlicher 

Verfahrensschritte in mehrfacher Weise nachteilig auswirken :  Zum einen ist d ie 

hiedurch erforderliche. Beiziehung . eines· Gebärdendolmetsches in der Regel mit 

zusätzlichen Kosten für den Behinderten verbunden , deren Ersatz nicht in allen 

Verfahrensordnungen bzw. n icht für alle Abschnitte des Verfahrens vorgesehen ist. 

Zum anderen wird d ie Beigebung eines Amtsdolmetsches (vgl. § 39a Abs. 1 AVG) 

von den Betroffenen wegen der Gefahr "behÖrdenfreundlicher Übersetzung" n icht 

immer als erwünscht 

behindertenspezifisches, 

angesehen (d ieses 

sondern kann auch 

Problem 

bei der 

ist a ber 

Beiziehung 

kein 

eines 
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Fremdsprachendolmetschers auftreten). I n  d iesem Zusammenhang sei erwähnt, daß 

ein von einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde beste l lter Dolmetscher nur  

schwer in der  Lage wäre, den während einer mündl ichen Verhand lung erforderl ichen 

vertraulichen Gesprächsverkehr zwischen einer Person und ihrem Rechtsbeistand 

zu übersetzen.  

1 I .2 .b. 

Schriftl ichkeit des Verkehrs zwischen Behörden und Betei l igten: 

Sowohl im Zivil- als auch im Strafprozeß erfolgt d ie E in leitung des Verfahrens 

grundsätzl ich durch Schriftsätze, werden Verhand lungsprotokolle schriftlich 

übermittelt und ergeht schl ießlich die Ausfertigung der Entscheid u ng im Schriftweg .  

Ebenso werden i m  Verwaltungsverfahren, im Abgabenverfahren bzw. i m  Verfahren 

vor den Gerichtshöfen des öffentlichen Rechts Mängelbehebungsaufträge 

(vg l .  § 1 3  Abs. 3 AVG, § 85 Abs. 2 BAO, § 18 VerfGG) in  der Rege l  schriftl ich ertei lt 

bzw. Entscheid ungen schriftlich erlassen (vgl .  § 62 Abs. 1 AVG , § 92 Abs. 2 BAO, 

§ 26 Abs. 2 VerfGG).  

Für  sehbehinderte Personen bedeutet d ies insofern einen Nachte i l ,  als sie sich einer 

Hi l fsperson bedienen müssen,  um vom Inhalt der angeführten Sch riftsätze Kenntn is 

zu erlangen bzw. um schriftl iche Eingaben - sofern sie n icht selbst Schreibmaschine 

schreiben können - zu verfassen . Das Problem eventuell anfa l lender Kosten sei h ier 

erwähnt. 

In d iesem Zusammenhang sei auch das Recht auf Akteneinsicht erwähnt,  das weder 

nach den gerichtl ichen noch nach den verwaltungsrechtlichen Verfahrensordnungen 

einen ausdrückiich ,geregelten Anspruch Sehbeh inderter auf Aktenabschriften in  für 

sie lesbarer bzw. sonstiger wahrnehmbarer Form umschließt (aus der BAO ist ein 

solcher Anspruch a l lerdings ableitbar, vg l .  Pkt. 11I . 8 .d . ) .  

Schl ießlich stellt auch d ie Zustel lung behörd l icher Schriftstücke sehbehinderte 

Personen,  d ie sich n icht auf d ie Unterstützung einer Hi lfsperson verlassen können , 

vor Probleme. 
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1 1 .2.c. 

Verfah rensfristen. materiel le Fristen:  

Gehörlose und Hörbehinderte werden durch kurze Fristen generel l  benachtei l igt, da 

s ie s ich - fal ls sie ihnen von der Behörde vorgelegte Schriftstücke (z. B .  Formulare) 

n icht verstehen können - mit einer sachkundigen Vertrauensperson ,  der gegenüber 

sie sich verständ l ich machen können, in Verbindung setzen müssen .  Ebenso 

müssen sich Sehbehinderte Formulare bzw. sonstige Schriftstücke erst von einem 

Dritten vorlesen und allenfal ls erklären lassen (siehe oben). 

1 I .2 .d.  

Ort der münd lichen Verhandlung: 

Für d ie Wahl  des Ortes der mündl ichen Verhandlung (vg l .  § 40 AVG) bestehen 

weder h insichtl ich eines barrierefreien Zuganges zum Verhandlungsort (wobei 

h ieru nter nicht nu r  bauliche Barrieren fal len können , sondern z .B .  auch für 

Rol lstuh lfahrer n icht lesbare Anschlagtafeln) noch h insichtlich der 

behindertengerechten Adaptierung des Verhandlungssaales zwingende gesetzl iche 

Vorschriften.  I n  der P raxis wird dadurch behinderten Personen, d ie Betei l igte eines 

Verfahrens sind , der Zugang zu d iesem erschwert. 

Abschl ießend sei bemerkt, daß in der S itzung der U nterarbeitsgruppe vom 22.7 . 1 998 

im Hinbl ick auf d ie bei a l len behörd l ichen Verfahren auftretende Problematik einer 

Benachtei l igung sehbehinderter Personen bei Verwendung der Schriftform und einer 

Benachtei l igung hörbehinderter Personen bei Anord nung münd l icher 

Verfahrensschritte angeregt wurde,  e ine verfahrensrechtl iche Norm - losgelöst von 

den jewei ls in . . . Rede . . . stehenden .Bestimmungen - zu schaffen, d ie in  a l len 

behördl ichen Verfah ren hörbehinderten Personen einen Anspruch a uf kosten lose 

Beistel lung eines Gebärdendolmetschers und sehbeh inderten Personen einen 

Anspruch auf kosten lose Bereitstel lung einer Ausfertigung in Bl indenschrift e inrä umt 

(vgl .  Ergebnisprotokoll vom 22.7. 1 998, GZ 60 1 .978/28-V/4/98).  
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111. Besonderer Teil - einzelne Verwaltungs(verfahrens)vorschriften 

1 1 1 . 1 . Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1 991 (AVG). 

eGel.  Nr. 51 /1 991 idF eGel.  I Nr. 1 58/1 998: 

Ressortzuständigkeit: Bundeskanzleramt 

1 I I . 1 .a. Verkehr zwischen Behörden und Betei l igten: 

1 I 1 . 1 .a.a. 

§ 1 3  Abs. 3: "Mängel schriftlicher Anbringen ermächtigen die Behörde nicht zur 
Zurückweisung. Die Behörde hat vielmehr von Amts wegen unverzüglich deren 
Behebung zu veranlassen und kann dem Einschreiter die Behebung des Mangels 
mit der Wirkung auftragen. daß das Anbringen nach fruchtlosem Ablauf einer 
gleichzeitig zu bestimmenden. angemessenen Frist zurückgewiesen wird . . . " 

Dadurch, daß keine gesetzl iche Verpfl ichtung besteht, den Verbesserungsauftrag 

münd lich oder in . Bl indenschrift zu ertei len, entsteht durch d iese Bestim mung für 

sehbehinderte Personen ein Nachtei l .  

Als Lösungsansatz wurde vorgeschlagen, Behinderten bereits bei Einleitung eines 

Verwaltungsverfahrens das Recht einzuräumen, alle während des Verfahrens 

ergehenden schriftlichen Mitteilungen auf Diskette oder Kassette zu erhalten. 

1 I I . 1 .a.b. 

§ 1 3  Abs . 5: "Zur Entgegennahme mündlicher oder telephonischer Anbringen ist die 
Behörde, außer bei Gefahr im Verzug, nur während der für den Parteien verkehr 
bestimmten Zeit, zur Entgegennahme schriftlicher Anbringen nur während der 
Amtsstunden verpflichtet. Die Amtsstunden und die für den Parteien verkehr 
bestimmte Zeit sind bei der Behörde durch Anschlag kundzumachen. Mit Telefax, im 
Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch 
möglichen Weise eingebrachte Anbringen, die außerhalb der Amtsstunden bei der 
Behörde einlangen, gelten erst mit dem Wiederbeginn der Amtsstunden als bei ihr 
eingelangt. " 

Sehbehinderte Personen können in der Regel - sofern sie nicht Schreibmaschine 

schreiben können - nur mündl iche Anbringen im Sinne des § 1 3  Abs. 1 AVG an eine 

Behörde stel len, welche gemäß Abs. 5 leg .cit. nur während eines bestimmten 

Zeitraumes zur Entgegennahme dieser Anbringen verpfl ichtet ist. Da d ie 

Kundmachung der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit durch Ansch lag - a lso i n  
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einer für sehbehinderte Personen nicht lesbaren Form - erfolgt, ist hierin ein Nachte i l  

für d iese Personengruppe zu entdecken.  

Zur Abhilfe wurde die Einrichtung eines telefonisch abrufbaren Service- Tonbandes 

der Behörde vorgeschlagen. Durch die Novelle zum A VG, BGBI. I Nr. 1 58/1 998, 

wurde die Möglichkeit geschaffen, Anbringen im Wege automationsunterstützter 

Datenübertragung oder "in jeder anderen technisch möglichen Weise" zu stellen. 

1I1.1.a.c. 

§ 1 7  Abs . 1 :  "Die Behörde hat, sofern die Verwaltungs vorschriften nichts anderes 
bestimmen, den Parteien Einsicht in die ihre Sache betreffenden Akten oder 
Aktenteile zu gestatten; die Parteien können sich davon an Ort und Stelle 
Abschriften selbst anfertigen oder nach Maßgabe der vorhandenen technischen 
Möglichkeiten auf ihre Kosten Kopien anfertigen lassen. " 

Durch d iese Bestimmung entsteht für sehbehinderte Personen ein Nachtei l ,  weil 

d iesen in der Praxis d ie persön l iche Ausübung des Rechtes auf Akteneinsicht 

mangels der Zurverfügungstel lung technischer Hi lfsmittel - Kopien in Bl indenschrift -

verwehrt ble ibt. 

Folgende Lösungsmöglichkeiten wurden diskutiert: 

die Betrauung einer Hilfsperson, deren Vollmacht auf die Wahrnehmung der 

Akteneinsicht für den Behinderten beschränkt wäre (Problem: eventuell anfallende 

Kosten) 

die mündliche Verlesung von Aktenteilen durch ein Behördenorgan sowie Aufnahme 

auf ein Tonband (Problem: nicht verlesbare Akten wie z.B. Baupläne im 

Bauverfahren) 

Einscannen der Akten in Computer sowie Ausdruck in Blindenschrift 
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1 I 1 . 1 .b .  Ermitt lungsverfahren: 

1 I 1 . 1 . b.a. 

§ 39a Abs . 1 :  ,,/st eine Partei oder eine zu vernehmende Person der deutschen 
Sprache nicht hinreichend kundig, taubstumm. taub oder stumm, so ist 
erforderlichenfalls der der Behörde beigebene oder zur Verfügung stehende 
Dolmetscher (Amtsdolmetscher) beizuziehen. Die §§ 52 Abs. 2 bis 4 und 53 sind 
sinngemäß anzuwenden." 

§ 39a Abs. 1 regelt d ie Beiziehung eines (Gebärden-) Dolmetschers für Gehörlose 

bzw. Hörbehinderte, die Partei oder "zu vernehmende Personen" (Zeugen. 

Betei l igte) sind, im Ermittlungsverfahren.  Gemäß § 76 Abs . 5 leg . cit . s ind d ie 

Dolmetschergebühren, soweit keine Kostenersatzpfl icht der Betei l igten besteht, vom 

Rechtsträger, für den d ie Behörde einschreitet, zu tragen. Durch die Regelung des 

§ 39a Abs . 1 entsteht für Behindertengruppen i n  mehrfacher Hinsicht ein Nachtei l: 

Zum einen ist d ie - in der Regel unentgeltl iche - Zurverfügungstel l ung von 

Dolmetschern auf bestimmte Arten von Behinderungen begrenzt. Sehbehinderte, d ie 

zwar partei- und prozeßfähig ,  n icht aber postulationsfähig sind ,  müssen sich 

demnach auf eigene Kosten eines gewil lkürten Vertreters bed ienen . 

Zum anderen ist der Anwend ungsbereich d ieser Bestimmung a uf das 

Ermittlungsverfahren beschränkt. Zur Stel lung eines Antrages zwecks E in le itung 

eines Verwaltungsverfahres bzw. zur Einbring ung eines Rechtsmitte ls müssen sich 

daher bestimmte Behinderte eines gewi l lkürten Vertreters im Sinne des § 1 0  Abs. 1 

AVG bed ienen,  woraus d iesen Kosten erwachsen können.  

Als Lösungsansatz wurde die gesetzliche Regelung des Ersatzes der 

"behinderungsbedingten Mehraufwendungen" in den die Kosten betreffenden 

Bestimmungen des A VG (derzeit §§ 74 ff.) vorgeschlagen. Weiters wurde angeregt, 

die mittlerweile als diskriminierend erkannten Begriffe" Taubstumme, Taube" durch 

"Gehör/ose, Hörbehinderte" zu ersetzen. 
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1 I 1 .1 .b.b.  

§ 40 Abs. 1 :  "Mündliche Verhandlungen sind unter Zuziehung aller bekannten 
Beteiligten sowie der erforderlichen Zeugen und Sachverständigen vorzunehmen 
und, sofern sie mit einem Augenschein verbunden sind, womöglich an Ort und 
Stelle, sonst am Sitz der Behörde oder an dem Ort abzuhalten, der nach der 
Sachlage am zweckmäßigsten erscheint. " 

Die Wahl  des Ortes der münd l ichen Verhandlung kann d ie Tei lnahme vor a l lem von 

mobi l itätsbehinderten Menschen an Verwaltungsverfahren erschweren bzw. faktisch 

verhindern, sofern der Verhandlungsort für behinderte Personen n icht ohne 

wesentliche Hindern isse zugäng lich ist. Derartige Hindern isse können sich 

i nsbesondere in Form von Treppenabsätzen, fehlenden Liften bzw. Rollstuhlrampen, 

n icht beh indertengerecht adaptierten Verhandlungssälen etc. darstellen (Stichwort: 

"barrierefreier Zugang"). 

Es wurde vorgeschlagen, § 40 A VG derart zu gestalten, daß bei der Wahl des Ortes 

der mündlichen Verhandlung auf (körperliche) Behinderungen von Parteien oder 

Beteiligten zwingend Rücksicht zu nehmen ist. 

1 I I . 1.b.c. 

§ 42 Abs. 1 :  " Wurde eine mündliche Verhandlung durch Anschlag in der Gemeinde 
oder auch durch Verlautbarung in der für amtliche Kundmachungen der Behörde 
bestimmten Zeitung bekanntgemacht, so hat dies zur Folge, daß Einwendungen, die 
nicht spätestens am Tag vor Beginn der Verhandlung bei der Behörde oder während 
der Verhandlung vorgebracht wurden, keine Berücksichtigung finden . . .  " 

Darin l iegt ein Nachtei l  für sehbehinderte Personen (siehe oben Pkt .  111 . 1 .a . b) . 

Die Bestimmung wurde mit der letzten Novelle zum A VG, BGB/. I Nr. 1 58/1 998, 

geändert, die oben beschriebene Problematik bleibt allerdings aufrecht: Als 

problematisch wurde z.B. die Bekanntmachung durch Anschlag in bezug auf 

Körperbehinderte gesehen (diesen ist aus praktischen Gründen das Lesen der 

Anschläge oft nicht möglich). 

Als Lösungsansatz wurde - vor allem für Massenverfahren - die Aufnahme 

zeitgemäßer Medien (wie z.B. Rundfunk, Internet) vorgeschlagen. 
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1 I 1 . 1 .c .  Erlassung von Bescheiden: 

1 I 1 .1 .c.3 . 

§ 62 Abs . 1 : " Wenn in den Verwaltungs vorschriften nicht anderes bestimmt ist , 
können Bescheide sowohl schriftlich als auch mündlich erlassen werden."  

1 I 1. 1 .c.b . 

§ 67g AVG: ,, (1) Der Bescheid und seine wesentliche Begründung sind auf Grund 
der Verhandlung, und zwar wenn möglich, sogleich nach deren Schluß zu 
beschließen und öffentlich zu verkünden. Die Verkündung des Bescheides ist von 
der Anwesenheit der Parteien unabhängig. 

(2) Die Verkündung entfällt, wenn 
1. eine Verhandlung nicht durchge führt (fortgesetzt) worden ist oder 
2. der Bescheid nicht sogleich nach Schluß der mündlichen Verhandlung 
besch iossen werden kann und jedermann die Einsichtnahme in den Bescheid 
gewäh r/eiste t is i. 

(3) Den Parteien ist eine schriftliche Ausfertigung des Bescheides zuzustellen. H 

Im AVG ist - außer in  Verfahren vor den UVS (§ 67g) - d ie mündliche Verkü ndung 

eines Bescheides nicht zwingend vorgesehen.  Für sehbehinderte Personen 

bedeutet d ies, daß sie sich die schriftliche Ausfertig ung des Bescheides von einer 

H i lfsperson vorlesen lassen müssen :  Zwar kann d ie Ausfertigung von Bescheiden 

gemäß § 1 8  Abs .  3 leg.cit. in jeder technisch mög l ichen Weise übermittelt werden, 

jedoch nur dann, wenn die Partei Anbringen in derselben Weise eingebracht hat . 

Als Lösungsansatz wurde - wie bereits erwähnt - vorgeschlagen , Behinderten bereits 

bei Einleitung eines Verwaltungsverfahrens das Recht einzuräumen, alle während 

des Verfahrens ergehenden schriftlichen Mitteilungen auf Diskette oder Kassette zu 

erhalten. Problematisch könnte hier aber die Frage des Zeitpunktes der wirksamen 

Zustellung eines Bescheides erscheinen (erst ab Zustellung der Diskette oder schon 

mit der schriftlichen Ausfertigung?) .  
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1II .1 .d. Rechtsschutz: 

Für d ie (schriftl iche) Einbringung einer Berufung vg l .  d ie unter Pkt .  11 I . 1 . a . b . 

gemachten Ausführungen. 

1 1 1 .2.  Verwaltungsstrafgesetz 1991 (VStG). BGBI. Nr. 52/1991 idF BGBI. I Nr. 

158/1998: 

Ressortzuständigkeit: Bundeskanzleramt 

1 I I .2.a.  Verweisung auf das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 

§ 24: " Soweit sich aus diesem Bundesgesetz nicht anderes ergibt, gilt das A VG auch 
im Verwaltungsstrafverfahren. Die §§ 2, 3, 4, 1 1 , 12, 13 Abs. 8, 14 Abs. 3 zweiter 
Satz, 36 Abs. 2, 37 zweiter Satz, 4 1, 42, 44a bis 44g, 51 ,  51d, 57, 63 Abs. 1 ,  
64 Abs. 2, 66 Abs. 2, 67a bis 67d, 68 Abs. 2 und 3, 75, 76a zweiter Satz, 78, 78a, 
79, 79a, 80, 81  und 82 des A VG sind im Verwaltungsstrafverfahren nicht 
anzuwenden. tI 

§ 24 VStG verweist auf d ie Bestimmungen des AVG; die obigen Ausführungen 

(ausgenommen Pkt .  1 I 1. 1 .b .c. betreffend § 42 Abs. 1 AVG) sind daher auch h ier zu 

beachten.  

1 I 1 .2.b.  Erlassung von Bescheiden : 

1 I1.2.b.a .  

§ 43 Abs. 1 :  " Wird der Beschuldigte zur Vernehmung vor die erkennende Behörde 
geladen oder ihr vorgeführt, so ist das Strafverfahren in mündlicher Verhandlung 
durchzuführen und nach der Aufnahme der erforderlichen Beweise womöglich 
sogleich der Bescheid (Straferkenntnis oder Einstellung) zu verkünden. tI 

Da Bescheide im Strafverfahren erster Instanz gemäß § 43 Abs. 1 VStG "womögl ich 

sog leich" und im Berufungsverfahren vor den UVS gemäß der auch im VStG 

anzuwendenden Bestimmung des § 67g AVG "stets" mündl ich zu verkünden s ind ,  

bzw. a uch § 39a Abs. 1 AVG Anwendung findet, d ürfte bei  der Erlassung von 

Bescheiden im Bereich des VStG kein erhebl icher Nachtei l  für behinderte Personen 
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entstehen, fal ls man d ie Verlesung des Bescheides für sehbeh inderte Personen als 

tolerabel erachtet. 

Hinsichtlich der Lösungsansätze siehe die Ausführungen zum A VG. 

1 1 1 . 3 .  Verwaltungsvol lstreckungsgesetz 1 991 (WG). BGBI .  Nr. 53/1 991 idF 

BGBI.  I Nr. 1 58/1 998: 

Ressortzuständigkeit: Bundeskanzleramt 

1 I 1 . 3 .a. 

§ 1 0  Abs . 1: "Auf das Vollstreckungsverfahren sind, soweit sich aus diesem 
Bundesgesetz nichts anderes ergibt. der I. und der IV. Teil und hinsichtlich der 
Rechtsmittelbelehrung die §§ 58 Abs. 1 und 6 1  des A VG sinngemäß anzuwenden. iI 

Es gelten d ie im Bereich des I .  bzw. des IV. Teiles des AVG geäußerten Bedenken 

(s iehe Pkt.1I1. 1 .a . )  s inngemäß. 

1 1 1 .4. Agrarverfah rensgesetz (AgrVG). BGBI. Nr. 1 73/1 950 idF BGBI .  I Nr. 

1 58/1 998: 

Ressortzuständigkeit: Bundesregierung 

1 I 1 .4.a. 

il ,, (1) Im Verfahren in den Angelegenheiten der Bodenreform vor den 
Agrarbehörden (Agrarbezirksbehörden, Ämter der Landesregierungen, Agrarsenate) 
gilt, soweit im folgenden nicht anderes bestimmt ist, das Allgemeine 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1 99 1, BGB/. Nr. 51 ,  mit Ausnahme der §§ 64a und 78. 

(2) Im Berufungsverfahren in Verwaltungsstrafsachen vor den Agrarbehörden gilt der 
5. Abschnitt des 11. Teils des Verwaltungsstrafgesetzes 1 99 1 ,  BGBI. Nr. 52, mit 
Ausnahme des § 5 1  Abs. 1 und 51c. iI 

Da das Agrarverfahrensgesetz im wesentl ichen auf d ie Bestimmungen des AVG 

bzw. des VStG verweist, gelten die dort gemachten Ausführungen auch hier. 
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1 1 1 .5. Verfassungsgeriehtshofgesetz (VerfGG), BGBI.  Nr. 85/1953 idF BGBI . I Nr. 

88/1997: 

Ressortzuständigkeit: Bundeskanzleramt 

1 I 1 .5.a. Allgemeine Vorschriften: 

I I I .5 .a,a. 

§ 1 7  Abs. 2:- "Kiagen nach § 37, Anträge nach den §§ 46, 48, 50, 57, 62 und 66 
sowie Beschwerden sind, wenn sie nicht unter die Bestimmung des § 24 Abs. 1 
fallen, durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt einzubringen. 11 

Gemäß § 1 7  Abs .  2 VerfGG sind (u .a . )  Gesetzes- und Verordnungsprüfungsanträge 

bzw. Bescheidbeschwerden durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt 

einzubringen .  Personen, d ie sich aufg rund ihrer Behinderung gegenüber einem 

Rechtsanwalt n icht verständl ich ausdrücken können,  werden sich hiebei e ines 

(Gebärden-)Oolmetsches zu bedienen haben. Die dabei anfa llenden Kosten werden 

im Falle des Obsiegens wohl nicht als Prozeßkosten geltend gemacht werden 

können,  sodaß insoweit für Behinderte ein Nachteil vorliegen dürfte. Im Fa l le des 

Nichtobsie�e-ns . hat der Behinderte die zusätzlichen Kosten jedenfal ls zu tragen,  

woraus d iesem ein Nachtei l  erwächst. 

I I I .5.a.b. 

§...1lt "Eingaben, die den Anforderungen der §§ 15 und 1 7  oder anderen durch 
dieses Gesetz aufgestellten Formerfordemissen nicht entsprechen, sind, sofem die 
Mängel voraussichtlich zu beheben sind, vom Referenten dem Einbringer zur 
Verbesserung innerhalb einer Frist zurückzustellen. U 

§ 1 8  VerfG.G entspricht inhaltl ich § 1 3  Abs. 3 AVG vor der Novelle BGBI .  I 

Nr. 1 58/1 998. Auf d ie Ausführungen unter Pkt. 1 I1 . 1 . a .a  wird verwiesen. 

I I I .5.a.e. 

� "Der Präsident ordnet die Verhandlung an. Sie ist durch Anschlag an der 
Amtstafel und durch die " Wiener Zeitung" vorher kundzumachen. " 

Auf d ie Ausführungen zur Ladung durch Bekanntmachung unter Pkt .  111. 1 . b .b  wird 

verwiesen. 
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1 I 1 .5.3.d. 

§ 24 Abs. 2: "Die Parteien können unbeschadet der Bestimmung des § 1 7  Abs. 2 
ihre Sache vor dem Verfassungsgerichtshof selbst führen oder sich durch einen 
Rechtsanwalt vertreten lassen. " 

Wie bereits erwähnt, sind gewisse an den VfGH gerichtete Rechtsbehelfe durch 

einen bevol lmächtigten Rechtsanwalt einzubringen. Ansonsten besteht im Verfahren 

vor dem VfGH kein Anwaltszwang. Will nun eine postu lationsunfähige, aber 

prozeßfähige Partei "ihre Sache vor dem Verfassungsgerichtshof selbst führen", so 

hat sie sich gemäß § 1 85 Abs. 1 ZPO (die Vorschriften der ZPO sind gemäß § 35 

Abs . 1 VerfGG sinngemäß anzuwenden) durch einen geeigneten Bevollmächtigten 

bzw. erforderl ichenfal ls durch einen Rechtsanwalt vertreten zu lassen . Da h ierdurch 

Kosten entstehen können und das VerfGG keine dem § 39a Abs .  1 AVG (wonach 

von der Behörde - in der Regel unentgeltl ich - ein (Gebärden-)Dolmetsch 

beizustel len ist) verg leichbare Bestimmung enthält. scheint hierin ein Nachtei l  für den 

genannten Personenkreis vorzul iegen. 

Der Bestimmung kommt in der Praxis jedoch faktisch keine Bedeutung zu, da 

Parteien in der Regel vor dem Verfassungsgerichtshof anwalt/ich vertreten sind. 

Vereinzelt wurde auch die Einführung eines generellen Anwaltszwanges 

vorgeschlagen. 

1 I 1 .5.3.e. 

§ 26 Abs 1 :  "Oas Erkenntnis ist, wenn möglich, sogleich nach Schluß der 
mündlichen Verhandlung zu fällen und mit den wesentlichen Entscheidungsgründen 
sofort zu verkünden. Die Verkündung des Erkenntnisses ist von der Anwesenheit der 
Parteien nicht abhängig. " 

Abs . 2: " Wenn das Erkenntnis nicht sofort nach Schluß der mündlichen Verhandlung 
gefällt werden kann, so wird es entweder mündlich in einer besonderen, den 
Beteiligten nach Schluß der Verhandlung sofort bekanntzugebenden öffentlichen 
Tagsatzung verkündet oder nach Ermessen des Gerichtshofes auf schriftlichem 
Wege durch Zustellung einer Ausfertigung bekanntgemacht. " 

Abgesehen davon ,  daß sich die münd liche Verkündung von Erkenntnissen des VfGH 

in der Praxis auf den Spruch und die wesentlichen Entscheidungsg ründe beschränkt, 
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ist d iese n icht zwingend vorgesehen . Auch ist keine Ausfertigung in Bl indenschrift 

vorgesehen,  weshalb insoweit ein Nachteil für sehbehinderte Personen vorliegt. 

Auch hier wäre die "Disketten-Lösung" denkbar. 

1 1 1 .6. Verwaltungsgerichtshofgesetz (VwGG). BGBI. Nr. 10/1985 idF 

BGBI. I N r. 88/1997: 

Ressortzuständigkeit: Bundeskanzleramt 

1 I 1 .6.a.  Allgemeine Bestimmungen über Beschwerden: 

1 I 1 .6.a.a. 

§ 23 Abs. 1 :  "Die Parteien können, soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes 
bestimmt, ihre Sache vor dem Verwaltungsgerichtshof selbst führen oder sich durch 
einen Rechtsanwalt vertreten lassen. " 

§ 23 Abs. 1 entspricht inhaltl ich § 24 Abs. 2 VerfGG,  sodaß auf Pkt. 111 .5 .a .d der 

Ausführungen verwiesen wird .  

1 I I .6.a.b. 

§ 25 Abs. 1 :  "Die Parteien können beim Verwaltungsgerichtshof die ihre Rechtsakte 
betreffenden Akten einsehen und sich davon Abschriften selbst anfertigen oder auf 
ihre Kosten anfertigen lassen . . .  " 

§ 25 Abs. 1 VwGG regelt das Recht auf Akteneinsicht und entspricht inhaltlich 

§ 1 7  Abs. 1 AVG. Auf d ie Ausführungen unter Pkt .  111. 1 a .c. wird verwiesen .  

1 I1.6.a.c. 

§ 43 Abs. 4: "Hat eine Verhandlung in Anwesenheit von Parteien stattgefunden, so 
hat in der Regel der Vorsitzende das Erkenntnis mit den wesentlichen 
Entscheidungsgründen sogleich zu verkünden. " 

Auf d ie Ausführungen unter Pkt .  111.5 .a .e .  wird verwiesen .  
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1 1 1 .7. ZU$.teligesetz (ZuStG), BGBI. Nr. 200/1982 idF BGBI. I Nr. 158/1998: 

Ressortzuständigkeit: Bundesregierung 

1 I 1 .7.a. Hinterlegung 

§ 1 7  Abs. 2 :  JI Von der Hinterlegung ist der Empfänger schriftlich zu verständigen. Die 
Verständigung ist in den für die Abgabestelle bestimmten Briefkasten (Briefeinwurf, 
Hausbrieffach) einzulegen, an der Abgabestelle zurückzulassen oder, wenn dies 
nicht möglich ist, an der Eingangstüre (Wohnungs-, Haus-, Gartentüre) anzubringen. 
Sie hat den Ort der Hinterlegung zu bezeichnen, den Beginn und die Dauer der 
Abholfrist anzugeben sowie auf die Wirkung der Hinterlegung hinzuweisen." 

1 I 1 .7.b. Zustel lung zu eigenen Handen 

§ 2 1  Abs: 2 :  "Kann die Sendung beim ersten Zustellversuch nicht zugestellt werden, 
so ist der Empfänger schriftlich unter Hinweis auf die sonstige Hinterlegung zu 
ersuchen, zu einer gleichzeitig zu bestimmenden Zeit an der Abgabestelle zur 
Annahme des Schriftstückes anwesend zu sein. Dieses Ersuchen ist in den für die 
Abgabestelle bestimmten Briefkasten (Briefeinwurf, Hausbrieffach) einzulegen, an 
der Abgabestelle zurückzulassen oder, wenn dies nicht möglich ist, an der 
Eingangstüre (Wohnungs-, Haus-, Gartentüre) anzubringen. Zur angegebenen Zeit 
ist ein zweiter Zustellversuch durchzuführen. Ist auch dieser erfolglos, ist nach § 1 7  
zu hinterlegen. " 

Die Hinterlassung schriftlicher Verständigungen über d ie H interlegung von 

Schriftstücken bzw. über d ie erfolg lose Vornahme eines Zustel lversuches stel lt für 

sehbehinderte Personen eine belastende Situation dar. Zum einen wird dem 

Sehbehinderten gar n icht bewußt. eine behörd l iche Verständigung erhalten zu 

haben (was d ie Wirksamkeit der Zustel lung nicht h indert); zum anderen sind 

Sehbehinderte h ierdurch auf d ie I nanspruchnahme von H i lfspersonen angewiesen . 

Zur Lösung des Problems wurde vorgeschlagen, behördliche Schriftstücke in 

tastbarer Form (erhabene Schriftzüge) speziell zu kennzeichnen. Da die Ausstattung 

von Schriftstücken der Behörde obliegt (vgl. § 5 ZusteIlG), könnte dem 

Sehbehinderten bereits bei Einleitung eines gerichtlichen bzw. 

verwaltungsbehördlichen Verfahrens ein derartiger Anspruch eingeräumt werden. 
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1 1 1 .8. Bundesabgabenordnung (BAD) BGBI Nr. 1 94/1 961 idF BGBI .  I Nr. 28/1 999: 

Ressortzuständigkeit: SM für Finanzen 

1 I 1 .8.a. 

§ 85 Abs. 1 :  "Anbringen zur Geltendmachung von Rechten oder zur Erfüllung von 
Verpflichtungen . . (insbesondere Erklärungen, Anträge, Beantwortungen von 
Bedenkenvorhalten, Rechtsmittel) sind vorbehaltlich der Bestimmungen des Abs. 3 
schriftlich einzureichen (Eingaben). " 

Wie sich aus § 85 Abs 1 ergibt, ist das Abgabenverfahren vom Grundsatz der 

Schriftlichkeit beherrscht. Danach sind Anbringen zur Geltendmachung von Rechten 

oder zur Erfü l lung von Verpflichtungen ( insbesondere Erklärungen , Anträge, 

Beantwortungen von Bedenkenvorhalten, Rechtsmittel) ,  vorbehaltl ich der 

Bestimmungen des Abs. 3 ,  schriftlich einzureichen (Eingaben) ,  wobei d ies unter den 

Voraussetzungen des § 86a auch telegraphisch, fernschriftl ich und iVm der 

Verordnung BGBI Nr. 494/1 991 auch unter Verwendung eines Telekopierers 

geschehen kann .  

Ist eine behinderte Person (gehörlos, sehbehindert) a ls  Unternehmer tätig , so wird 

sie in der Regel nicht ohne einen berufsmäßigen Parteienvertreter (z .8 .  

Steuerberater, Rechtsanwalt) auskommen. 

In  Fäl len, in denen Abgabenpfl ichtige n icht als Unternehmer m it Abgabenbehörden 

in Berührung kommen (z.8 .  Arbeitnehmerveran lagung), bereitet die Schriftlichkeit 

des Abgabenverfahrens gehörlosen Personen in der Regel  keine Schwierigkeiten, 

da für die meisten Erklärungen und Anträge amtliche Vordrucke (mitunter auch in 

den Sprachen von Minderheiten wie im Beihi lfenverfahren) samt Erläuterungen u nd 

Merkblättern zur Verfügung stehen und a l lfäl l ige Aufforderungen zur Beibringung von 

U nterlagen sowie Ergänzungen und Erläuterungen meist schriftlich a ufgetragen 

werden . Probleme ergeben s ich jedoch in d iesem Zusammenhang für sehbehinderte 

Personen , da d iese in der Regel  - sofern sie n icht Schreibmaschine schreiben 

können - nur mündl iche Anbringen stel len können. 
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1 I 1 . 8 .b.  

§ 85 Abs 2:  "Formgebrechen von Eingaben wie auch das Fehlen einer Unterschrift 
berechtigen an sich die Abgabenbehörde nicht zur Zurückweisung. Sie hat dem 
Einschreiter die Behebung dieser Mängel mit dem Hinweis aufzutragen, daß die 
Eingabe nach fruchtlosem Ablauf einer gleichzeitig zu bestimmenden 
angemessenen Frist als zurückgenommen gilt; werden die Mängel rechtzeitig 
behoben, gilt die Eingabe als ursprünglich richtig eingebracht. " 

Da keine gesetzl iche Verpflichtung besteht, den Mängelbehebungsauftrag münd lich 

oder in Blindenschrift zu ertei len , besteht für sehbehinderte Personen ein Nachtei l .  

Die Bestimmung sollte daher dahingehend geändert werden, daß 

Mängelbehebungsaufträge bei Bedarf auch mündlich oder in Blindenschrift zu 

erteilen sind. 

1 I 1 .8 .c.  

§ 85 Abs . 3: "Die Abgabenbehörde hat mündliche Anbringen der Im Abs 1 
bezeichneten Art entgegenzunehmen, 

a) wenn dies die Abgabenvorschriften vorsehen, oder 
b) wenn dies für die Abwicklung des Abgabenverfahrens zweckmäßig ist oder 
c) wenn die Schriftform dem Einschreiter nach seinen persönlichen 

Verhältnissen nicht zugemutet werden kann. 

Zur Entgegennahme mündlicher Anbringen ist die Abgabenbehörde nur während der 
für den Parteienverkehr bestimmten Amtsstunden verpflichtet, die bei der 
Abgabenbahörds durch Anschlag kundzumachen sind. " 

Sehbehinderte Personen können - wie erwähnt - in der Regel nur  mündliche 

Anbringen an eine Behörde stel len. d ie gemäß § 85 Abs. 3 letzter Absatz nur 

während der für den Parteienverkehr bestimmten Amtsstunden zur Entgegennahme 

mündlicher . Anbringen verpflichtet ist. Da die Kundmachung der für den 

Parteienverkehr bestimmten Zeit durch Anschlag - also in einer für sehbehinderte 

Personen nicht lesbaren Form - erfolgt, könnte h ierin ein Nachteil erbl ickt werden .  

H indernisse bestehen i n  diesem Zusammenhang für Rollstuhlfah rer (oftmals 

Überwind ung von Treppen erforderl ich) .  

Die Regelung des § 85 wird jedoch durch die Bestimmung des Abs. 3 lit. c insofern 

entschärft, als mündliche Anbringen von der Behörde entgegenzunehmen sind, 
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"wenn die Schriftfonn dem Einschreiter nach seinen persönlichen Verhältnissen nicht 

zugemutet werden kann". 

I I I .B.d. 

§ 87: ,, (1) In den Fällen der unmittelbaren oder sinngemäßen Anwendung des § 85 
Abs. 3 ist das Anbringen, soweit nicht in Abgabenvorschriften anderes bestimmt ist, 
seinem wesentlichen Inhalt nach in einer Niederschrift festzuhalten. 

(2) Niederschriften sind ferner über die Einvernahme von Auskunftspersonen, 
Zeugen und Sachverständigen sowie über die Durchführung eines Augenscheines 
aufzunehmen. 

(3) Niederschriften sind derart abzufassen, daß bei Weglassung alles nicht zur 
Sache Gehörigen der Verlauf und Inhalt der Amtshandlung richtig und verständlich 
wiedergegeben wird. Außerdem hat jede von einer Abgabenbehörde aufgenommene 
Niederschrift zu enthalten: 

a) Ort, Zeit und Gegenstand der Amtshandlung und, wenn schon frühere, darauf 
bezügliche Amtshandlungen vorliegen, erforderlichenfalls eine kurze 
Darstellung des dennaligen Standes der Sache; 

b) die Benennung der Abgabenbehörde und die Namen des Leiters der 
Amtshandlung und der sonst mitwirkenden amtlichen Organe, der anwesenden 
Parteien und ihrer Vertreter sowie der etwa vernommenen Auskunftspersonen, 
Zeugen und Sachverständigen; 

c) die eigenhändige Unterschrift des die Amtshandlung leitenden Organs. 

(4) Jede Niederschrift ist den vernommenen oder sonst beigezogenen Personen 
vorzulegen und von ihnen durch Beisetzung ihrer eigenhändigen Unterschrift zu 
bestätigen. Kann eine Person nicht oder nur mittels Handzeichen unterfertigen, hat 
sie die Unterfertigung verweigert oder sich vor Abschluß der Niederschrift oder des 
ihre Aussage enthaltenden Teiles der Niederschrift entfernt, so ist unter Angabe des 
Grundes, aus dem die Unterfertigung nicht erfolgte, die Richtigkeit der schriftlichen 
Wiedergabe von dem die Amtshandlung leitenden Organ ausdrücklich zu bestätigen. 

(5) In der Niederschrift darf nichts Erhebliches ausgelöscht, hinzugefügt oder 
verändert werden. Durchstrichene Stellen sollen noch lesbar bleiben. Erhebliche 
Zusätze oder Einwendungen des Vernommenen wegen behaupteter 
Unvollständigkeit" oder- Unrichtigkeit der Niederschrift sind in einen Nachtrag 
aufzunehmen und abgesondert zu bestätigen. 

(6) Die Behörde kann sich für die Abfassung der Niederschrift eines Schallträgers 
bedienen oder die Niederschrift in Kurzschrift abfassen, wenn weder von der 
vernommenen noch von einer sonst beigezogenen Person dagegen Einwand 
erhoben wird. Die Schallträgeraufnahme und die in Kurzschrift abgefaßte 
Niederschrift sind nachträglich in Vol/schrift zu übertragen. Die vernommene oder 
sonst beigezogene Person kann spätestens bei Beendigung der betreffenden 
Amtshandlung die Zustellung einer Abschrift der Niederschrift, zu deren Abfassung 
sich die Behörde eines Schallträgers bedient hat, beantragen und innerhalb von zwei 
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Wochen ab Zustellung Einwendungen wegen behaupteter Unvollständigkeit oder 
Unrichtigkeit der Übertragung der Schallträgeraufnahme erheben. Wird eine solche 
Zustellung beantragt, so darf die Schallträgeraufnahme frühestens einen Monat nach 
Ablauf der Frist zur Erhebung von Einwendungen gelöscht werden; ansonsten darf 
sie frühestens einen Monat nach erfolgter Übertragung gelöscht werden. 

(7) Von der gemäß Abs. 1 aufgenommenen Niederschrift ist der Partei, von der 
gemäß Abs. 2 aufgenommenen Niederschrift der vemommenen Person über 
Verlangen eine Abschrift auszufolgen. " 

Das Lesen von N iederschriften bzw. das Abhören von Scha l lträgeraufnahmen ist m it 

Problemen für sehbehinderte bzw. hörbehinderte Personen verbunden. 

1 I 1 .8 .e .  

� ,, (1) Die Abgabenbehörde hat den Parteien die Einsicht und Abschriftnahme 
der Akten oder Aktenteile zu gestatten, deren Kenntnis zur Geltendmachung oder 
Verteidigung ihrer abgabenrechtlichen Interessen oder zur Erfüllung 
abgabenrechtlicher Pflichten erforderlich ist. 

(2) Von der Akteneinsicht ausgenommen sind Beratungsprotokolle, Amtsvorträge, 
Erledigungsentwürfe und sonstige Schriftstücke (Mitteilungen anderer Behörden. 
Meldungen, Berichte und dergleichen), deren Einsichtnahme eine Schädigung 
berechtigter Interessen dritter Personen herbeiführen würde. 

(3) Gegen die Verweigerung der Akteneinsicht ist ein abgesondertes Rechtsmittel 
nicht zulässig. " 

Für  sehbehinderie Personen könnte insofern ein Nachtei l  bestehen , als d iesen in der 

Praxis die persönl iche Ausübung des Rechtes a uf Akteneinsicht mangels 

Zurverfügungstel lung techn ischer H i lfsmittel - Kopien in B l indenschrift - verwehrt 

bleiben könnte. 

Nach Ansicht des Bundesministeriums für Finanzen schließt es der Wortlaut der 

Bestimmung jedoch nicht aus, die Akteneinsicht im Wege der Zurverfügungstellung 

von Disketten zu gewähren. Weiters wurde in der Sitzung der Untergruppe 

"Rechtsschutz" am 22. 7. 1998 angeregt, handschriftliche Bemerkungen zu 

untersagen, da diese nicht ohne weiteres in Blindenschrift übertragen werden 

können. 
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1 I 1 .8 .f. 

§Jl2.;. ,,(1) Erledigungen einer Abgabenbehörde sind als Bescheide zu erlassen, wenn 
sie für einzelne Personen 

a) Rechte oder Pflichten begründen, abändern oder aufheben, oder 
b) abgabenrechtlich bedeutsame Tatsachen feststellen, oder 
c) über das Bestehen oder Nichtbestehen eines Rechtsverhältnisses 

absprechen. 

(2) Bescheide bedürfen der Schriftform, wenn nicht die Abgabenvorschriften die 
mündliche Form vorschreiben oder gestatten. tI 

Für sehbehinderte Personen besteht ein Nachtei l .  

1 I 1 .8.g. 

§ 94 : " Verfügungen, die nur das Verfahren betreffen, können schriftlich oder 
mündlich erlassen werden. " 

Probleme bestehen für sehbehinderte Personen bei schriftlichen Bescheiden , für 

gehörlose Personen bei mündlichen Bescheiden. 

1 I 1 .8 .h .  

§ 1 1 3: "Die Abgabenbehörden haben den Parteien, die nicht durch berufsmäßige 
Parteien vertreter vertreten sind, auf Verlangen die zur Vornahme ihrer 
Verfahrenshandlungen nötigen Anleitungen zu geben und sie über die mit ihren 
Handlungen oder Unterlassungen unmittelbar verbundenen Rechtsfolgen zu 
belehren; diese Anleitungen und Belehrungen können auch mündlich erteilt werden, 
worüber erforderlichenfalls ein Aktenvermerk aufzunehmen ist. tI 

Anleitungen u nd Belehrungen sind mit Problemen für sehbehinderte bzw. 

hörbehinderte Personen verbunden, je nachdem, ob d ie Anleitungen in schriftlicher 

oder mündlicher .Form erfplgen . . 

llhti 

§ 1 19: ,, (1) Die für den Bestand und Umfang einer Abgabepflicht oder für die 
Erlangung abgabenrechtlicher Begünstigungen bedeutsamen Umstände sind vom 
Abgabepflichtigen nach Maßgabe der Abgabenvorschriften offenzulegen. Die 
Offenlegung muß vollständig und wahrheitsgemäß erfolgen. 

(2) Der Offenlegung dienen insbesondere die Abgabenerklärungen, Anmeldungen, 
Anzeigen, Abrechnungen und sonstige Anbringen des Abgabepflichtigen, welche die 
Grundlage für abgabenrechtliche Feststellungen, für die Festsetzung der Abgaben, 
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für die Freistellung von diesen oder für Begünstigungen bilden oder die 
Berechnungsgrundlagen der nach einer Selbstberechnung des Abgabepflichtigen zu 
entrichtenden Abgaben bekanntgeben. U 

Die Erfül lung der Offenleg ungspflicht ist für sehbehinderte Personen schwierig .  wenn 

nicht gar unmögl ich, es sei denn,  der Abgabepfl ichtige bed ient s ich e ines 

berufsmäßigen Parteienvertreters . 

1 I 1 .8 .j. 

§ 1 24 :  " V"/cr t73ch Handelsrecht oder anderen gesetzlichen Vorschriften zur Führung 
und Aufbewah,-ung von Büchern oder Aufzeichnungen verpflichtet ist, hat diese 
Verpflichtungen auch im Interesse der Abgabenerhebung zu erfüllen.  " 

Aus d ieser Vorschrift könnten s ich Probleme für sehbehinderte Abgabepfl ichtige 

ergeben,  sofern sie n icht jemanden (z. B.  Wirtschaftstreuhänder) m it der 

Wahrnehmung d ieser Aufgaben betrauen. 

1 I 1 .8.k. 

§ 1 25: 

Diese Bestimmung trifft umfangreiche Regelungen betreffend die Verpfl ichtung zur 

Buchfüh ll . .; �g ,  sG'v· .. ait eine selche Verpfl ichtung n icht schon auf Grund des § 1 24 

besteht, wenn Betriebe bestimmte Grenzen (U msatz, Einheitswert) überschreiten .  

Von einer Wiedergabe der  Best immung wird hier einerseits wegen des Umfanges, 

andererseits wegen in  d iesem Zusammenhang irrelevanter Details abgesehen.  

Siehe Anmerkung zu § 1 24 .  

1 1 1 .8 . 1 .  

§ 1 26 :  ,, (1) Die Abgabepflichtigen und die zur Einbehaltung und Abfuhr von Abgaben 
verpflichteten Personen haben jene Aufzeichnungen zu führen, die nach Maßgabe 
der einzelnen Abgabenvorschriften zur Erfassung der abgabepflichtigen Tatbestände 
dienen. 

(2) Insbesondere haben Abgabepflichtige, soweit sie weder nach §§ 124 oder 1 25 
zur Führung von Büchern verpflichtet sind, noch ohne gesetzliche Verpflichtung 
Bücher führen und soweit Abgabenvorschriften nicht anderes bestimmen, für 
Zwecke der Erhebung der Abgaben vom Einkommen und Ertrag ihre 
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Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben aufzuzeichnen und zum Ende eines 
jeden Jahres zusammenzurechnen. 

(3) Abs 2 gilt sinngemäß für die Ermittlung der Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung und der sonstigen Einkünfte. " 

Siehe Anmerkung zu § 1 24 .  

Zu den §§ 124 bis 1 26 wurde in der Sitzung vom 22. 7. 1 998 die Ansicht vertreten, 

daß diese Bestimmungen im Regelfall keine Benachteiligungen für Behinderte nach 

. sich ziehen, weil die meisten Menschen - Behinderte und Nichtbehinderte - zur 

Erfüllung der in ihnen normierten Verpflichtungen sich ohnedies der Hilfe eines 

Parteien vertreters bedienen müssen. Ein Nachteil für behinderte Personen besteht 

jedoch dann, wenn sie aufgrund von Spezialkenntnissen einen solchen an sich nicht 

beiziehen müßten. 

1I1.8.m. 

§ 133 :  . (1) Die Abgabenvorschriften bestimmen, wer zur Einreichung einer 
Abgabenerklärung verpflichtet ist. Zur Einreichung ist ferner verpflichtet, wer hiezu 
von der Abgabenbehörde aufgefordert wird. Die Aufforderung kann auch durch 
Zusendung von Vordrucken der Abgabenerklärungen erfolgen. 

(2) Sind amtliche Vordrucke für Abgabenerklärungen aufgelegt, so sind die 
Abgabenerklärungen unter Verwendung dieser Vordrucke abzugeben. " 

Für sehbehinderte Personen können sich Schwierigkeiten ergeben.  

In diesem Zusammenhang wurde das nicht nur hinsichtlich dieser Bestimmung, 

sondern ganz aligemein bestehende Problem aufgeworfen, daß Gehörlose die ihnen 

von der Behörde J/orgelegten Formulare .oft nicht verstehen können, weshalb sie, da 

sie sich mit einer sachkundigen Vertrauensperson in Verbindung setzen müssen, 

durch kurze Fristen generell benachteiligt werden. 

111.8.0. 

§ 149 Abs. 1 :  "Nach Beendigung der Buch- und Betriebsprüfung ist über deren 
Ergebnis eine Besprechung abzuhalten (Schlußbesprechung). Zu dieser sind der 
Abgabepflichtige und, wenn bei der Abgabenbehörde ein bevollmächtigter Vertreter 
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ausgewiesen ist, auch dieser unter Setzung einer angemessenen Frist vorzuladen. 
Über die Schlußbesprechung ist eine Niederschrift aufzunehmen. 11 

Anläßl ich einer Schlußbesprechung können Probleme für gehörlose 

Abgabepflichtige entstehen,  sofern nicht ein bevollmächtigter Vertreter einschreitet. 

1 1 1 .8.0. 

§ 1 50:  "Über das Ergebnis der Buch- und Betriebsprüfung ist ein schriftlicher Bericht 
zu erstatten. Die Abgabenbehörde hat dem Abgabepflichtigen eine Abschrift des 
Prüfungsberichtes zu übermitteln. 11 

Probleme ergeben sich für sehbehinderte Personen. 

1 I 1 .8 .p. 

§ 1 6 1 : ,,(1) Die Abgabenbehörde hat die Abgabenerklärungen zu prüfen (§ 1 1 5) .  
Soweit nötig, hat sie, tunlichst durch schriftliche Aufforderung, zu veranlassen, daß 
die Abgabepflichtigen unvollständige Angaben ergänzen und Zweifel beseitigen 
(Ergänzungsauftrag). 

(2) Wenn die Abgabenbehörde Bedenken gegen die Richtigkeit der 
Abgabenerklärung hegt, hat sie die Ermittlungen vorzunehmen, die sie zur 
Erforschung des Sachverhaltes tür nötig hält. Sie kann den Abgabepflichtigen unter 
Bekanntgabe der Bedenken zur Aufklärung bestimmter Angaben auffordern 
(BedenkGilvoma/t): Erforderliche Beweise sind aufzunehmen. 

(3) Wenn von der Abgabenerklärung abgewichen werden soll, sind dem 
Abgabepflichtigen die Punkte, in denen eine wesentliche Abweichung zu seinen 
Ungunsten in Frage kommt, zur vorherigen Äußerung mitzuteilen. 11 

Probleme für sehbehinderte Abgabepflichtige bei Ergänzungsaufträgen, bei 

Bedenkenvorhalten und bei M ittei lungen iS des § 1 6 1  Abs. 3 .  

Zu den §§ 149 ff wurde im Hinblick darauf, daß sich die diesen Bestimmungen 

zugrundeliegende Problematik einer Benachteiligung sehbehinderter Personen bei 

Verwendung der Schriftform und einer Benachteiligung hörbehinderter Personen bei 

Anordnung mündlicher Verfahrensschritte bei allen behördlichen Verfahren stellt, 

angeregt, losgelöst von den konkret in Rede stehenden Bestimmungen eine 

verfahrensrechtliche Norm zu schaffen, die in allen behördlichen Verfahren 

hörbehinderten Personen einen Anspruch auf kostenlose Beistellung eines 
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Gebärdendolmetschers und sehbehinderten Personen einen Anspruch auf 

kostenlose Bereitstellung einer Ausfertigung in Blindenschrift einräumt. 

1I1.8.g. 

§ 284 :  ,,(1) Über die Berufung hat eine mündliche Verhandlung stattzufinden, wenn 
es der Vorsitzende des Senates für erforderlich hält, wenn es der Senat auf Antrag 
eines Beisitzers beschließt oder wenn es eine Partei beantragt. Dieser Antrag ist in 
der Berufung (§ 250), in der Beitrittserklärung (§ 258) oder in einem Antrag gemäß § 
2 76 Abs. 1 zu stellen. 

(2) Der Vorsitzende des Senates bestimmt den Zeitpunkt der Verhandlung. Die 
Parteien sind mit dem Beifügen vorzuladen, daß ihr Fernbleiben der Durchführung 
der Verhandlung nicht entgegensteht. " 

§ 287: ,, (3) Über die Beratung und Abstimmung des Senates ist eine Niederschrift 
aufzunehmen, die. vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterfertigen ist. Sie 
ist, wenn eine mündliche Verhandlung stattgefunden hat, von der über die 
Verhandlung aufgenommenen Niederschrift (§ 285 Abs. 3) zu trennen. 

(4) Die mündliche Verhandlung schließt, wenn sie nicht vertagt wird, mit der 
Verkündung der Berufungsentscheidung, die jedoch immer auch schriftlich zugestellt 
werden muß. Ist die Verkündung der Berufungsentscheidung nicht möglich, so 
schließt die mündliche Verhandlung mit der Verkündung des Beschlusses, daß die 
Berufungsentscheidung der schriftlichen Ausfertigung vorbehalten bleibt. " 

Die mündl iche Verhandlung vor dem Berufungssenat sowie d ie Verkündung der 

Berufungsentscheidung werfen Probleme für gehörlose Abgabepfl ichtige auf. 

H inweis:  

Durch 8GBI. I Ne 28/1 999 wurde § 3 1 3a m it folgendem Wortlaut eingefügt: 

, ,§ 3 1 3a.  Ist eine Partei gehörlos oder hörbehindert, so ist erforderl ichenfal ls ein 
Dolmetscher ' beizustellen. § 1 8 1  g i lt .si nngemäß;  d ie Gebühr für d ie Mühewaltung 
richtet sich nach § 54 Gebührenanspruchsgesetz 1 975." 
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1 1 1 .9. F inanzstrafgesetz (FinStrG), BGBI. Nr. 1 29 /1 958 idF BGBI .  I Nr. 30/1 998 : 

Ressortzuständigkeit: SM für Finanzen 

1 I 1 .9.a.  Verkehr zwischen Finanzstrafbehörden und Parteien 

1 I 1 .9.a.a. 

§ 56 Abs. 2: "Für Anbringen, Niederschriften, Aktenvermerke, Vorladungen 
Erledigungen, Fristen sowie Zwangs- und Ordnungsstrafen gelten, soweit dieses 
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, die Bestimmungen des 3. Abschnittes der 
Bundesabgabenordnung sinngemäß. " 

Zufolge d ieser Verweisungsbestimmung gelten d ie d iesbezügl ichen Ausführungen 

zur Bundesabgabenord nung auch für das verwaltu ngsbehörd liche 

Finanzstrafverfahren.  

1 I 1 .9 .a.b.  

§ 79 Abs. 1 : "Die Finanzstrafbehörde hat dem Beschuldigten und den 
Nebenbeteiligten in jeder Lage des Verfahrens und auch nach dessen Abschluß die 
Einsicht und Abschriftnahme der Akten oder A ktenteile zu gestatten, deren Kenntnis 
zur Geltendmachung oder Verteidigung ihrer finanzstrafrechtlichen oder 
abgabenrevhWchen Interessen oder zur Erfüllung solcher Pflichten erforderlich ist; 
sie kann ihnen statt dessen auch Abschriften (Ablichtungen) ausfolgen " 

Vom Recht a uf Akteneinsicht kann von sehbehinderten Personen persönl ich nicht 

Gebrauch gemacht werden.  

1 I 1 .9.a.c. 

§ 84: ,, (1) Beschuldigte und Nebenbeteiligte sind bei Beginn ihrer ersten 
Vernehmung über Vor- und Zunamen, Tag und Ort der Geburt, Staatsbürgerschaft, 
Familienstand, Beschäftigung und Wohnort, die Beschuldigten überdies über 
Vermögens-, Einkommens- und Familienverhältnisse sowie über allfällige Vorstrafen 
wegen Finanzvergehen zu befragen. Sind die Angaben hierüber schon in den Akten 
enthalten, so sind sie zur Anerkennung oder Richtigstellung vorzuhalten. 

(2) Beschuldigte und Nebenbeteiligte dürfen zur Beantwortung der an sie gestellten 
Fragen nicht gezwungen werden. Die Stellung von Fragen, in welchen eine nicht 
zugestandene Tatsache als bereits zugestanden angenommen wird, ist zu 
vermeiden Fragen, wodurch Umstände vorgehalten werden, die erst durch die 
Antwort festgestellt werden sollen, dürfen erst dann gestellt werden, wenn die 
Befragten nicht in anderer Weise zu einer Erklärung über dieselben geführt werden 
konnten; die Fragen sind in solchen Fällen wörtlich in die Niederschrift über die 
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Vernehmung aufzunehmen. Beschuldigte und Nebenbeteiligte dürfen nicht durch 
Zwangsstrafen zur Herausgabe von Tatgegenständen und Beweismitteln verhalten 
werden. 

. 

(3) Der Vernehmung ist ein Dolmetscher beizuziehen, wenn der Beschuldigte oder 
der Nebenbeteiligte der Verhandlungssprache nicht hinreichend kundig ist. Für die 
Ansprüche des Dolmetschers gilt § 1 12 sinngemäß. U 

Probleme ergeben sich bei gehörbehinderten Personen. Ein Dolmetscher ist 

kostenlos beizugeben, was analog auch bei Gehörbehinderten anzuwenden wäre. 

Zu § 84 Abs. 3 wurde vorgeschlagen, nach dem Wort " kundig " die Wendung "oder 

gehörlos" einzufügen, um sicherzustellen, daß unter dem "Dolmetscher' iS dieser 

Gesetzesstelle auch ein Gebärdendolmetscher zu verstehen ist. In der Diskussion 

wurde jedoch das Problem aufgeworfen, daß ein von der Behörde einer Partei zur 

Verfügung gestellter Gebärdendolmetscher gegenüber dieser im Verhältnis zur 

Behörde nicht in gleicher Weise loyal sein könne wie ein von der Partei selbst 

gewählter gewillkürter Vertreter. 

"'.9.b. Zwangsmaßnahmen: 

1 I 1 .9.b.a. 

§ 85 Abs. 2: " . . .  Der Bescheid (über die Festnahme) muß sogleich bei der Festnahme 
oder doch innerhalb der nächsten 24 Stunden dem Festgenommenen zugestellt 
werden. " 

"'.9.b.b. 

§ 85 Abs. 3: "Ausnahmsweise kann die Festnahme durch die Abs. 2 genannten 
Organe auch ohne schriftliche Anordnung vorgenommen werden. . . . . . . . . . . .  Dem 
Festgenommenen . sind . die. Gründe Jür . die Festnahme und für die Annahme von 
Gefahr im Verzug mündlich bekanntzugeben. " 

1 I 1 .9.b.c. 

§ 89 Abs. 1 :  " . . .  Der Bescheid (über die Beschlagnahme) ist dem anwesenden 
Inhaber des in Beschlag zu nehmenden Gegenstandes bei der Beschlagnahme 
zuzustellen; . . .  " 

1 I I .9.b.d. 
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§ 89 Abs . 2 :  "Bei Gefahr im Verzug sind neben den Organen der 
Finanzstrafbehörden auch die Organe der Abgabenbehörden, der Zollwache und 
des öffentlichen Sicherheitsdienstes berechtigt. die im Abs. 1 bezeichneten 
Gegenstände auch dann in Beschlag zu nehmen, wenn eine Anordnung der 
Finanzstrafbehörde nicht vorliegt. In diesem Fall sind dem anwesenden Inhaber die 
Gründe für die Beschlagnahme und für die Annahme von Gefahr im Verzug 
mündlich bekanntzugeben und in einer Niederschrift festzuhalten. " 

1 I 1 .9 .b.e.  

§ 93 Abs . l �. ". . .  ule schriftliche Ausfertigung dieses Bescheides (des 
Hausdurchsuchungsbefehles) ist dem anwesenden Betroffenen bei Beginn der 
Durchsuchung zuzustellen. Ist der Betroffene nicht anwesend, so ist der Bescheid 
nach § 23 des Zustellgesetzes zu hinterlegen. Wurde jedoch der Befehl vorerst 
mündlich erteilt, weil die Übermittlung der schriftlichen Ausfertigung an die mit der 
Durchsuchung beauftragten Organe wegen Gefahr im Verzug nicht abgewartet 
werden konnte, so ist die Ausfertigung innerhalb der nächsten 24 Stunden 
zuzustellen. " 

1 I 1 .9.b .f. 

§ 93 Abs .4 :  "Ist wegen Gefahr im Verzug weder die Einholung eines schriftlichen 
noch eines mündlichen Befehles gemäß Abs. 1 möglich, so stehen die im Abs. 2 und 
3 geregelten Befugnisse den im § 89 Abs. 2 genannten Organen ausnahmsweise 
auch ohne Befehl zu. In diesem Fall sind dem anwesenden Betroffenen die Gründe 
für die O'.:fchsuchung und für die Annahme der Gefahr im Verzug mündlich 
bekanntzugeben und in einer Niederschrift festzuhalten. (( 

1 I 1 .9.b.g. 

§ 93 Abs.6 :  " Über das Ergebnis der Durchsuchung ist eine Niederschrift 
aufzunehmen. Dem Betroffenen ist auf sein Verlangen sogleich oder doch binnen 
der nächsten 24 Stunden eine Bescheinigung über die Vornahme der 
Durchsuchung, deren Gründe und deren Ergebnis auszufolgen. "  

Probleme ergeben sich bei der mündl ichen Bekanntgabe von Erled igungen an 

Gehörbehinderte und bei Zustel lung schriftl icher Ausfertig ungen und der Aufnahme 

von N iederschriften bei Sehbehinderten. 

1 I 1 .9 .c.  Untersuchungsverfahren: 

1 I 1 .9 .c.a.  

§ 1 1 6 : ,, (1) Die Finanzstrafbehörde erster Instanz hat den Beschuldigten zur 
Vernehmung vorzuladen oder ihn aufzufordern, sich bis zu einem bestimmten 

III-178 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)34 von 127

www.parlament.gv.at



- 32 -

Zeitpunkt schriftlich zu rechtfertigen. Dies kann gelegentlich der Verständigung von 
der Einleitung des Strafverfahrens geschehen. 

(2) Ist bereits eine Beschuldigtenvemehmung gemäß § 83 Abs. 3 erfolgt, so kann 
eine Vorladung oder Aufforderung zur schriftlichen Rechtfertigung unterbleiben." 

1 I I .9.c. b. 

§ 1 1 7 :  ,, (1) In der Vorladung des Beschuldigten und in der Aufforderung zur 
schriftlichen Rechtfertigung sind die zur Last gelegte Tat sowie die in Betracht 
kommende Strafbestimmung zu bezeichnen. Der Beschuldigte ist auch aufzufordem, 
die seiner Verteidigung dienlichen Beweismittel mitzubringen oder der Behörde so 
rechtzeitig anzuzeigen, daß sie zur Vemehmung noch herbeigeschafft werden 
können. 

(2) Ein Beschuldigter, der einer Vorladung, mit der sein persönliches Erscheinen 
ausdrücklich gf;fordert wurde, nicht entsprochen hat, ohne durch Krankheit, 
Gebrechlichkeit oder ein sonstiges begründetes Hindernis vom Erscheinen 
abgehalten zu sein, kann, wenn dies zur Feststellung des maßgebenden 
Sachverhaltes (§ 1 1 5) geboten ist, auf Grund einer schriftlichen Anordnung der 
Finanzstrafbehörde erster Instanz durch die im § 89 Abs.2 genannten Organe 
zwangsweise vorgeführt werden, wenn dies in der Vorladung angedroht war. Die 
Sicherheitsdienststellen haben den Vorführungsersuchen der Finanzstrafbehörde zu 
entsprechen. U 

1 I 1 .9.c.c. 

§ 1 1 8:  "Ist eine Vorladung zur Beschuldigtenvemehmung oder eine Aufforderung zur 
schriftlichen Rechtfertigung im Sinne des § 1 1 6 Abs. 1 im Interesse der 
Wahrheitsfindung untunlich, so kann die Finanzstrafbehörde erster Instanz hievon 
Abstand nehmen; es muß jedoch auch in diesem Fall dem Beschuldigten 
GelegenheifzurRechtfertigLitig gegeben werden. " 

Durch die alternativen Möglichkeiten der mündlichen oder schriftlichen 

Kontaktnahme mit dem Beschuldigten sind Probleme aus der Seh- oder 

Gehörbehinderung lösbar. Hinsichtlich §1 1 7  Abs. 2 wurde angeregt, das als 

sprachlich diskriminierend empfundene Wort "Gebrechlichkeit" durch das Wort 

"Behinderung" zu ersetzen. 

1 I 1 .9.d. Mündl iche Verhandlung: 

1 I 1 .9.d.a.  

§ 1 25 Ab�. 1 :  " . .  Zur mündlichen Verhandlung sind unter Bekanntgabe der Namen 
der Senatsmitglieder, des Schriftführers und des Amtsbeauftragten der Beschuldigte 
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und die gemäß § 122 dem Verfahren zugezogenen Nebenbeteiligten vorzuladen. Ist 
der Beschuldigte durch einen Verteidiger vertreten. so ist diesem die Anberaumung 
der mündlichen Verhandlung bekanntzugeben. " 

1 I 1 .9 .d.b. 

§ 1 26 :  "Kommt der Beschuldigte oder ein Nebenbeteiligter einer Vorladung zu einer 
gemäß § 125 anberaumten mündlichen Verhandlung oder einer sonstigen amtlichen 
Aufforderum;: nicht nach. ohne durch Krankheit, Gebrechlichkeit oder ein sonstiges 
begründetes Hindernis abgehalten zu sein, so hindert dies nicht die Durchführung 
der mündlichen Verhandlung und die Fällung des Erkenntnisses auf Grund der 
Verfahrensergebnisse. Der Beschuldigte kann jedoch unter den Voraussetzungen 
des § 1 1 7 Abs. 2 vorgeführt werden, wobei die Unterstützung durch die Organe des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes in Anspruch genommen werden kann. " 

1 I 1 .9 .d.c. 

§ 1 34 :  "Im Verfahren vor dem Spruchsenat hat der Vorsitzende nach Schluß der 
mündlichen Verhandlung auf Grund der Ergebnisse der Beratung und Abstimmung 
das Erkenntnis öffentlich zu verkünden und hiebei die wesentlichen 
Entscheidungsgründe bekanntzugeben. War die Öffentlichkeit der mündlichen 
Verhandlung ausgeschlossen, so ist sie auch bei der Bekanntgabe der 
Entscheidungsgründe des Erkenntnisses auszuschließen, soweit dabei Verhältnisse 
oder Umstände zur Sprache kommen, die unter die Geheimhaltungspflicht nach 
§ 4Ba BA O fallen. Im Verfahren vor dem Einzelbeamten ist die Verkündung des 
Erkenntnisses nicht öffentlich; das Erkenntnis kann auch der schriftlichen 
Ausfertigung vorbehalten werden. " 

1 I 1 .9.d.d. 

§ 1 35 Abs .3 :  "Die Verhandlungsniederschrift ist vom Verhandlungsleiter und vom 
Schriftführer zu unterfertigen. Dem Beschuldigten und den Nebenbeteiligten ist auf 
ihr spätestens unmittelbar nach Beginn der mündlichen Verhandlung gestelltes 
Verlangen eine Ausfertigung dieser Niederschrift auszufolgen. "  

1 I 1 .9.d.e. 

§ 1 4 1  Abs. 1 :  "Das Erkenntnis ist schriftlich auszufertigen. Ausfertigungen des 
Erkenntnisses sind dem Beschuldigten, den gemäß § 122 dem Verfahren 
zugezogenen Nebenbeteiligten und dem Amtsbeauftragten zuzustellen. " 

Die münd l iche Verhandlung wirft Probleme fü r Gehörbehinderte auf, d ie Zustel lung 

der Erkenntnisse für Sehbehinderte. 

Hinsichtlich § 1 26 wurde angeregt, das als sprachlich diskriminierend empfundene 

Wort " Gebrechlichkeit" durch das Wort "Behinderung" zu ersetzen. 
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1 1 1 . 1 0.  Dienstrechtsverfahrensgesetz 1 984 (DVG), 8G81.  Nr. 29/1 984 idF 8GBI .  1 

Nr. 61 /1 997: 

Ressortzuständigkeit: SM für Finanzen 

1 I I . 1 0.a. 

§ 5 (Zu § 2 1  AVG): "Im Dienstrechtsverfahren ist das Zustellgesetz, BGB/. Nr. 

200/1 982, mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Hinterlegung von Schriftstücken, 

die Bediensteten des Dienststandes zuzustellen sind, auch beim Leiter der 

Dienstste!!e des Bediensteten oder beim Stellvertreter des Leiters zulässig ist (BGBI. 

Nr. 201/1982, Art. VII) . tI 

1 1 I . 1 0.b.  

§ 9 Abs .  2 (Zu § 57 AVG): "Ein Dienstrechtsmandat kann auch mündlich oder im 
Wege der Akteneinsicht erfassen werden. Wird das Mandat im Wege der 
Akteneinsicht erfassen, dann ist die Kenntnisnahme des Mandates von der Partei am 
Einsichtsakt zu beurkunden. Im übrigen bleibt § 62 Abs. 2 und 3 A VG unberührt. tI 

1 I 1 . 1 0.c. 

§ 1 1  (Zu § 62 AVG): ,,(1) Bescheide in Dienstrechtsangelegenheiten sind, abgesehen 
von den Fallen des § 9, schriftlich oder telegraphisch zu erlassen und, wenn sie an 
Beamte des Dienststandes gerichtet sind, jedenfalls zu eigenen Handen zuzustellen. 

(2) Soweit es die Gesetze und Verordnungen vorsehen, können Ernennungen mit 
Ausnahme der Anstellungen auch durch Verlautbarung in den dafür bestimmten 
Verkündungsblättern mit der Wirkung bekanntgegeben werden, daß die Zustellung 
des Bescheides nach Ablauf des Tages der Bekanntmachung als vollzogen gilt. Als 
Tag der Bekanntmachung gilt der Tag, an dem das Verkündungsblatt 
herausgegeben ist und versendet wird. tI 

Die Regelungen über d ie Zustel lung , d ie mündl iche oder schriftliche Erlassung von 

Dienstrechtsmandaten und Bescheiden, Akteneinsicht und d ie Verlautbarung in  

Verkündungsblättern nehmen auf seh- und gehörbehinderte Bed ienstete keine 
- - . 

Rücksicht,
_ 

�(I_ d�!1 d i�sen Nachteile entstehen .  Zur Lösung d ieser Probleme wird auf 

d ie Erörterungen und Lösungsvorsch läge zum Allgemeinen Verwaltungsverfahrens-
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gesetz verwiesen (Prägung bei der Zustel lung,  Verfahrenserledigu ngen und 

Akteneinsicht in Bl indenschrift bzw. auf Diskette) .  
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1 1 1 . 1 1 .  Beamten-Oienstrechtsgesetz 1 979 (BOG). BGBI. Nr. 333/1 979 idF BGBI.  I 

Nr. 5/1 999: 

Ressortzuständigkeit: SM für Finanzen 

1 I 1 .1 1 .a .  Ernennungserfordern isse 

li ,, (1) Allgemeine Emennungserfordemisse sind 
1 .  a) bei Verwendungen gemäß § 42a die österreichische Staatsbürgerschaft, 

b) bei sonstigen Verwendungen die österreichische Staatsbürgerschaft oder die 
Staatsangehörigkeit eines Landes, dessen Angehörigen Österreich auf Grund 
eines Staatsvertrages im Rahmen der europäischen Integration dieselben 
Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie österreichischen 
Staatsbürgem (Inländern), 

2. die volle Handlungsfähigkeit, ausgenommen ihre Beschränkung wegen 
Minderjährigkeit, 
3. die persönliche und fachliche Eignung für die Erfüllung der Aufgaben. die mit 
der vorgesehenen Verwendung verbunden sind. und 
4. ein Lebensalter von mindestens 1 8  Jahren und von höchstens 40 Jahren beim 
Eintritt in den Bundesdienst. " 

Diese Bestimmung bedeutet keine Diskrimin ierung behinderter Personen . Der Begriff 

"persönl iche und fachl iche Eignung" bezieht sich sowohl auf d ie ausbi ldungsmäßige 

als auch auf d ie a l lgemeine geistige, körperliche und charakterl iche Eignung.  D iese 

Kriter!en s!nd !!TI Hinblick auf d ie für den Bewerber vorgesehene Verwendung zu 

prüfen .  

Eine Körperbehinderung oder e ine Gefährdung der Gesund heit darf n icht zum Anlaß 

genommen werden,  von vornherein d ie volle Eignung zur Erfü l lung der 

Dienstobl iegenheiten in  Zweifel zu ziehen. Diese Frage ist an hand jener Aufgaben 

zu beurtei len , d ie der Aufnahmewerber im konkreten Fall verrichten sol l .  So wird z .B .  

e in  Bl inder oder schwer Körperbehinderter d ie  körperliche Eig nung für 

Telefonvermittlungsdienste, n icht aber als Amtsbote erbringen. 

Im übrigen wird darauf verwiesen, daß d iese Bestimmung Gegenstand der 

Besprechungen der vom Bundesmin isterium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

geführten Unterarbeitsgruppe war (vg l .  Pkt . I I . 3 .  des entsprechenden Berichtes) .  
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1 I I . 1 1 .b. Personalverzeichn is 

§ 9 Abs. 1 :  "Jede Dienstbehörde hat über alle ihr unterstehenden Beamten ein 
Personalverzeichnis zu führen, das zum 1 .  Jänner jedes Jahres abzuschließen und 
in das dem Beamten auf Verlangen Einsicht zu gewähren ist. Aus Gründen der 
Übersichtiichkeit kÖnnen für Teilbereiche getrennte Personalverzeichnisse geführt 
werden. Auf Wunsch ist dem Beamten eine Kopie des Personalverzeichnisses 
gegen Kostenersatz zu überlassen. " 

Diese Bestimmung benachtei l igt sehbehinderte Bedienstete. Vorgesch lagen wird ,  

daß das Personalverzeichn is Sehbehinderten auf Wunsch auf Diskette zur 

Verfügung gestellt wird .  

1 I I . 1 1 .c. Mitarbeitergespräch. Teamarbeitsbesprechung 

1 I 1 . 1 1 .c.a. 
§ 45a: ,. 1 )  Der unmittelbar mit der Fachaufsicht betraute Vorgesetzte (Vorgesetzter) 
hat einmal jährlich mit jedem seiner Mitarbeiter ein Mitarbeitergespräch zu führen. 

(2) Das Mitarbeitergespräch umfaßt zwei Teile: 
1 .  a) Erörterung des Arbeitszieles der Organisationseinheit sowie ihrer 

AufgabensteIlungen im Folgejahr; darauf aufbauend ist der wesentliche Beitrag 
des Mitarbeiters zur Aufgabenerfüllung zu vereinbaren. 
b) Sind für das abgelaufene Jahr bereits Vereinbarungen getroffen worden, so 
sind sie Grundlage für die Erörterung der Aufgabenerfüllung. 

2. Vereinbarung von Maßnahmen, die zur Verbesserung oder Erhaltung der 
Leistung des Mitarbeiters notwendig und zweckmäßig sind und die dem 
Mitarbeiter auch im Rahmen seiner längerfristigen beruflichen Entwicklung 
eröffnet werden sollen; Auflistung allfälliger Kenntnisse und Fähigkeiten, die der 
Mitarbeiter auf seinem Arbeitsplatz nicht einbringen kann. 

(3) Das Mitarbeitergespräch ist ausschließlich zwischen dem Vorgesetzten und 
seinem Mitarbeiter zu führen. 

(4) Die Ergebnisse der beiden Teile des Mitarbeitergespräches sind von einem der 
Gesprächspartner während des Gespräches kurz schriftlich zusammenzufassen und 
von den Gesprächspartnern zu unterschreiben. Ist dies mangels Übereinstimmung 
nicht möglich, so ist ein abschließender Gesprächstermin festzulegen, dem auf 
Wunsch jedes der Gesprächspartner eine Person seines Vertrauens beigezogen 
werden kann, die 
1 .  bei Dienststellen im Inland Gleichbehand/ungsbeauftragter oder Persona/-
vertreter oder Behindertenvertrauensperson ist, 
2. bei Dienststellen im Ausland Angehöriger der betreffenden Dienststelle ist. 

(5) Je eine Ausfertigung des Ergebnisses des ersten Tei/es verbleibt beim 
Mitarbeiter und bei seinem Vorgesetzten. Diese Ausfertigungen dürfen nicht 
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weitergegeben werden. 

(6) Je eine Ausfertigung des Ergebnisses des zweiten Teiles des 
Mitarbeitergespräches bleibt beim Mitarbeiter und bei seinem Vorgesetzten. Eine 
weitere Ausfertigung ist der personalführenden Stelle zuzuleiten und dem 
Persona/akt beizufügen. 

(7) Der nächsthöhere Vorgesetzte ist nachweislich zu verständigen, daß das 
Mitarbeitergespräch stattgefunden hat. " 

1 I 1 . 1 1 _c.b. 

§ 45b: ,, (1) Jeweils nach Abschluß der einzelnen Mitarbeitergespräche ist mit allen 
Mitgliedern der Organisationseinheit eine Teamarbeitsbesprechung durchzuführen. 

(2) Gegenstand dieser Besprechung sind notwendige oder zweckmäßige 
Maßnahmen zur Erhaltung oder zur Verbesserung der Leistung der 
Organisationseinheit, wie etwa die Qualität des Infonnationsflusses und der 
Koordination, oder Änderungen der internen Geschäftseinteilung oder benötigte 
Sachbehelfe usw. 

(3) Die notwendigen oder zweckmäßigen Maßnahmen sind schriftlich festzuhalten. 
Soweit diese Maßnahmen nicht von den Mitgliedern selbst gesetzt werden können, 
sind sie schriftlich dem nächsthöheren Vorgesetzten zur weiteren Veranlassung 
bekanntzugeben. " 

Die Bestimmungen--- betreffend das Mitarbeitergespräch bzw. d ie Teamarbeits-
- . -

besprechung nehmen keine Rücksicht auf seh- oder gehörbehinderte Bed ienstete. 

Vorgesch lagen wird ,  daß schriftl iche Unterlagen für Sehbehinderte in Blindenschrift 

ausgefertigt werden und bei Gesprächen mit gehörlosen Bed iensteten ein 

Gebärdendolmetscher beigezogen wird .  

1 11.1 2. Vertragsbedienstetengesetz 1 948 (VBG). BGBI. Nr. 86/1 948 idF 

BGBI. I N r. 10/1999: 

Ressortzuständigkeit: SM für Finanzen 

1 I I . 1 2.a. Aufnahme 

U ,, (1) Als Vertragsbedienstete dürfen nur Personen aufgenommen werden, bei 
denen nachstehende Voraussetzungen zutreffen: 

1 .a) bei Verwendungen gemäß § 6b die österreichische Staatsbürgerschaft, 

III-178 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 41 von 127

www.parlament.gv.at



- 39 -

b) bei sonstigen Verwendungen die österreichische Staatsbürgerschaft oder die 
Staatsangehörigkeit eines Landes, dessen Angehörigen Österreich auf Grund 
eines Staatsvertrages im Rahmen der europäischen Integration dieselben 
/=?echte {Ur den Berufszugang zu gewähren hat wie österreichischen 
Staatsbürgern (Inländern), 

2. die volle Handlungsfähigkeit, ausgenommen ihre Beschränkung wegen 
Minderjährigkeit, 

3. die persönliche und fachliche Eignung für die Erfüllung der Aufgaben, die mit 
der vorgesehenen Verwendung verbunden sind, sowie die Erfüllung der in 
besonderen Vorschriften festgesetzten Bedingungen, und 

4. ein Lebensalter von mindestens 18  Jahren. " 

Bei der Regelung handelt es sich um keine Diskriminierung. Es wird auf d ie 

Ausfüh rungen zum § 4 BOG verwiesen.  

1 1 1 . 1 3 .  Ausschreibungsgesetz 1 S89 (AusG), BGBI. Nr. 85/1 989 idF BGBI .  I 

N r. 1 23/1 998 : 

1 1 1 ,  1 3,a, Ausschreibung 

li ,, (4) Oie in den §§ 2 und 3 genannten Funktionen sowie die im § 4 Abs. 1 Z 1 
umschriebenen und die diesen gemäß § 4 Abs. 2 gleichzuhaltenden Arbeitsplätze 
sind im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" auszuschreiben. Die Ausschreibung dieser 
Funktionen und Arbeitsplätze kann daneben auch auf andere geeignete Weise, 
insbesondere in den Amtsblättern und Verordnungsblättern, verlautbart werden. 

(5) Für Funktionen nach § 3 sowie Arbeitsplätze nach § 4 Abs. 1 Z 1 und die diesen 
gemäß § 4 Abs. 2 gleichzuhaltenden Arbeitsplätze kann eine Bekanntgabe nach 
Abs. 2 im ''Arntsblatt �ur Wiener Zeitung" aus Kostengründen entfallen, wenn diese 
Bekanntgabe auf geeignete Weise behördenintern erfolgt und für alle Bewerber die 
Kenntnisnahme ermöglicht wird. 

(6) Abweichend von den Abs. 4. und 5 sind in Dienstbereichen, in denen es nach der 
Natur des Dienstes notwendig ist, die Beamten nach einiger Zeit zu einer anderen 
Dienststelle zu versetzen, jene Arbeitsplätze, die den im § 4 Abs. 1 Z 1 
umschriebenen und gemäß § 4 Abs. 2 gleichzuhaltenden Arbeitsplätzen zugeordnet 
sind, nur behördenintern auf geeignete Weise auszuschreiben. 

(7) Die im § 4 Abs. 1 Z 2 genannten und die diesen nach § 4 Abs. 2 
gleichzuhaltenden Arbeitsplätze sind behördenintern auf geeignete Weise 
auszuschreiben. " 
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Durch d ie Ausschreibung im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" ,  in Amtsblättern und 

Verordnungsblättern sind sehbeh inderte Personen benachtei l igt. 

Eine ähnliche Problematik stellte sich bereits bei Erörterung der im A VG in 

bestimmten Fällen vorgesehenen Ediktalladung. Auf die dort aufgezeigten 

Lösungsansätze (pkt. 1II. 1 . b.c.> wird verwiesen. 

1 1 1 . 14. Nationalratswahlordnung 1 992 (NRWO). BGBI. Nr. 471 /1 992 idF BGBI .  I 

Nr. 30/1 998. Europawahlordnung (EuWO). BGBI. Nr. 1 1 7/1 996 idF BGBI.  Nr. 

201/1 996: 

Ressortzuständigkeit: SM für Inneres 

Die Bestimmungen des § 66 Abs. 1 und des § 72 Abs. 4 der Nationalrats­

Wah lordnung 1 992 sowie des § 58 Abs . 4 der Europawahlord nung,  d ie in den oben 

zitierten Fassungen Gegenstand der Beratungen der Arbeitsgruppe waren,  wurden 

durch d ie Bundesgesetze BGB! .  I Nr. 1 61 und 1 62/1 998, welche am 1 .  Jänner 1 999 

in  Kraft ge�reterrs:nd, gsändert. 

§ 66 Abs. 1 und 2 N RWO lauten nunmehr: 

,,(1) Das Wahlrecht ist persönlich auszuüben, körper- oder sinnesbehinderte Wähler 
dürfen sich von einer Person, die sie selbst auswählen können und gegenüber dem 
Wahlleiter bestätigen müssen, führen und sich bei der Wahlhandlung helfen lassen. 
Von diesen Fällen abgesehen, darf eine Wahlzelle jeweils nur von einer Person 
betreten werden. 

(2) Als körper- oder sinnesbehindert gelten Personen, denen die Ausfüllung des 
amtlichen Stim,(jzettels ohne fremde Hilfe nicht zugemutet werden kann. " 

Die Wortfolge "blinde, schwer sehbehinderte und gebrech liche Wäh ler" wurde somit 

durch "körper- oder s innesbehinderte Wähler" ersetzt; ein derartiger Wunsch wurde 

in den Sitzungen der Arbeitsgruppe "Rechtsschutz" von Behindertenvertretern 

mehrmals geäußert. 
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§ 52 Abs. 1 und 2 EuWO lauten: 

,, (1) Das Wahlrecht ist persönlich auszuüben; blinden oder schwer sehbehinderten 
Wählern sind seitens der Wahlbehörde geeignete Hilfsmittel zur Ermöglichung der 
selbständigen Wahlausübung zur Verfügung zu stellen. Körper- oder 
sinnesbehinderte Wähler dürfen sich von einer Person, die sie selbst auswählen 

können und gegenüber dem Wahlleiter bestätigen müssen, führen und sich bei der 
Wahlhandlung helfen lassen. Von diesen Fällen abgesehen, darf eine Wahlzelle 

jeweils nur von einer Person betreten werden. 
(2) Als körper- oder sinnesbehindert gelten Personen, denen die Ausfüllung des 
amtlichen Stimmzettels ohne fremde Hilfe nicht zugemutet werden kann. I( 

Die Bestimmung .d�s. § .�2 Abs. 1 erster Satz EuWO sieht somit eine zwingende 

Verwendung von Stimmzettelschablonen bei Europawahlen vor. Da jedoch eine 

Einführung von Stimmzettelschablonen für Nationalratswahlen technisch mit sehr 

großen Schwierigkeiten verbunden wäre, nahm der Nationalrat von der 

Verabschiedung einer gleichlautenden Bestimmung in der Nationalrats-Wah lordnung 

Abstand . Der Nationalrat ersuchte hingegen mit Entsch ließung vom 1 8. September 

1 998, E 1 38-N RIXX.GP, den Bundesminister für I nneres, in Zusammenarbeit mit den 

Organisationen von blinden oder schwer sehbehinderten Personen zu prüfen, 

inwieweit diesen Personen bei Nationalratswahlen - wie bei anderen Wahlen -

geeignete H ilfsmittel zur selbständigen Ausübung des Wahlrechts zur Verfügung 

gestellt w�rden können und gegebenenfal ls entsprechende Gesetzentwürfe 

vorzubereiten. Das Bundesministerium für Inneres beabsichtigt, umgehend zu ersten 

Gesprächen im Gegenstand einzuladen. Das Bundesministerium für Inneres p lant 

weiters unabhängig von entsprechenden gesetzl ichen Vorgaben -, 

Stimmzette lschablonen auch bei Bundespräsidentenwahlen , Volksabstimmungen 

und Volksbefragungen, wie schon bei den beiden vergangenen 

Bundespräsidentenwahlen und der letzten Volksabstimmung , zur Verfügung zu 

stel len . 

Weiters entfallen aufg rund der zitierten Bundesgesetze der § 72 Abs. 4 NRWO und 

der g leichlautende § 58 Abs.  4 EuWO, wonach in Anstalten unter ärztlicher Leitung 

d iese in einzelfä llen Pflegl ingen d ie Ausübung des Wahlrechts aus gewichtigen 
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medizin ischen Gründen untersagen konnte, ersatzlos. Das bislang bestehende 

Spannungsverhältnis d ieser beiden Bestimmungen zu Art. 26 Abs. 5 B-VG bzw. 23a 

Abs. 4 B-VG ist somit ausgeräumt.  

Schl ießl ich wurde in § 52 NRWO folgender Abs. 5 eingefügt: 

,, (5) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten ist vorzusehen, daß in jeder 
Gemeinde, in Wien in jedem Bezirk, zumindest ein für Körperbehinderte barrierefrei 
erreichbares Wahllokal vorhanden ist. Für blinde und schwer sehbehinderte Wähler 

sind nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten geeignete Leitsysteme 
vorzusehen. " 

Durch d iese Bestimmung sol l - einer berechtigten Forderung der Vertreter von 

Behindertenorganisationen folgend - eine leichtere Zugäng lichkeit von Wahl lokalen 

für Körperbehinderte erreicht werden. Eine Vorschrift, sämtl iche Wah llokale 

zwingend barrierefrei auszugestalten, konnte n icht normiert werden,  da es unmöglich 

wäre,  d ies bis zur nächsten Nationalratswah l  a uch faktisch umzusetzen .  

D ie  behindertenspezifische Problematik wahlrechtlicher Bestimmungen findet sich in  

ähn licher Weise auch in den Regelungen über d ie Wahl der Organe der gesetzlichen 

berufl ichen I nteressensvertretungen (vg l .  z .B.  § 22 Abs. 3 Apothekerkammer-

Wahlordnung , BGBI .  Nr. 1 6/1 982; 

BGBI .  Nr. 626/1 99 1 idF BGBI .  

§ 1 9  Abs. 1 Arbeiterkammergesetz 1 992, 

I Nr. 1 94/1 998; § 95 Abs. 2 

Wirtschaftskammergesetz 1 998, BGBI .  I Nr. 1 03/1 998); von der Aufl istung der 

einzelnen Gesetzesbestimmungen wird Abstand genommen.  

111.1 5. Handejskammergesetz. 8GBI. Nr. 1 82/1 946 

Ressortzuständigkeit: Bundesminister für wirtschaftl iche Angelegenheiten 

1 I 1 . 1 5.a. 

§ 87 Abs. 1 :  "Das Wahlrecht ist grundsätzlich persönlich auszuüben, jedoch können 
sich Blinde und Bresthafte von einer Geleitperson führen und diese für sich 
abstimmen lassen. " 
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Der Begriff "Bresthafte" wurde als n icht mehr als zeitgemäß erkannt .  

Diese Bestimmung ist am 1.  Jänner 1 999 außer Kraft getreten. An ihre Stelle trat 

§ 95 Abs. 2 Wirtschaftskammergesetz 1998, BGBI I Nr. 1 03/1 998, in dem eine 

andere Terminologie verwendet wird. 

1 1 1 . 1 6. Personenstandsgesetz (PStG). BGBI. Nr. 60/1 983 idF BGBI. Nr. 25/1 995: 

Personenstandsverordnung (PStV). BGBI. Nr. 629/1 983 idF BGBI .  Nr. 782/1 996: 

Ressortzuständigkeit: SM für Inneres 

1 I 1 . 1 6.a.  

§ 28 PStV: ,,(1) Der Standesbeamte hat sich vor der Trauung von der Persönlichkeit 
der Verlobten und der Zeugen zu überzeugen. 

(2) Die Zeugen müssen mindestens 1 8  Jahre alt sein, die Sprache, in der die 
Trauung stattfindet, verstehen und dürfen nicht nach ihrer Körper- oder 
Geistesbeschaffenheit unvermögend sein, ein Zeugnis abzulegen. " 

Hinsichtlich der F rage, ob sehbehinderte Personen, die aufgrund des § 28 Abs. 2 der 

Personenstandsverordnung als Zeugen für den Eheschließungsakt ausgeschlossen 

s ind,  zugelassen werden sol len , wurden unterschiedliche Auffassungen vertreten :  

Seiten$ des BM für Justiz wurde die besondere Bedeutung der Beweisbarkeit einer 

erfolgten Eheschließung und die den Trauzeugen dabei zukommende Rolle 

nachdrücklich betont und darauf hingewiesen, daß sehbehinderte Personen einen 

Teil des Eheschließungsaktes - etwa die Eintragung ins Ehebuch, aber auch die 

Person des Standesbeamten - nicht unmittelbar wahrnehmen können. Das BM für 

Justiz plädiert daher für die Beibehaltung der geltenden Rechtslage, die sich 

insbesondere in Krisenzeiten bestens bewährt habe. 

Dagegen wurde eingewandt, daß etwa sehbehinderte Verwandte des Brautpaares 

aufgrund ihrer engen Beziehung etwa hinsichtlich der Person der zu Trauenden eine 

zuverlässigere Aussage machen können als dem Brautpaar völlig fremde 

nichtbehinderle Personen, die als Trauzeugen zugelassen sind. 

III-178 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)46 von 127

www.parlament.gv.at



- 44 -

Einigkeit bestand darüber, daß sehbehinderte Personen durch diese Regelung 

faktisch benachteiligt sind. 

1 1 1 . 1 7. Zivi lprozeßordnung (ZPO), RGBI .  Nr. 1 1 3/1 895. idF BGBI . I Nr. 21/1 999: 

RessortzL!ständ igkeit: BM für Justiz 

1II. 1 7.a. Prozeßfähigkeit: 

§ 1. Eine Person ist insoweit fähig, selbständig vor Gericht als Partei zu handeln 
(Proz eß fähigkeit) , als sie selbständig gültige Verpflichtungen eingehen kann. Das 
Vorhandensein dieser Verpflichtungsfähigkeit, die Notwendigkeit der Vertretung von 
Parteien, welchen die Prozeßfähigkeit mangelt, sowie das Erfordernis einer 
besonderen Ennächtigung zur Prozeßführung oder zu einzelnen Prozeßhandlungen 
ist, soweit nicht dieses Gesetz abweichende Anordnungen enthält, nach den 
bestehenden gesetzlichen Bestimmungen zu beurteilen. 

Mit d ieser Bestimmung wird d ie Fähigkeit umschrieben, a l le Prozeßhand lungen 

selbst oder d urch einen selbst gewählten Vertreter wirksam vorzunehmen · oder 

entgegerizunehmen; wegen des Zusammenhangs mit der Handlungsfähigkeit des 

bürgerlichen Rechts spricht man auch von der prozessualen Handlungsfähigkeit .  

Prozeßfähig ist grundsätzlich jeder, der nach bürgerl ichem Recht verpfl ichtungsfäh ig 

ist. Aus d iesem Grund hat selbstverständ l ich jeg l iche Art von körperlichen 

Behinderungen keinen Einfluß auf die Prozeßfähigkeit. 

Personen, d ie unter einer psychischen Krankheit leiden oder eine geistige 

Behinderung aufweisen und für die gemäß § 273 ABGB ein Sachwalter bestel lt 

worden ist, sind in jenen Angelegenheiten prozeßfähig, d ie n icht in den 

Wirkungskreis des Sachwalters fal len (der Umfang der Prozeßunfähigkeit d ieser 

Personen ergibt sich daher .aus dem Beschluß,  mit dem der jewei l ige Sachwalter 

bestellt worden ist) . Aus § 273 Abs. 2 ABGB erg ibt s ich unmißverständlich, daß eine 

Sachwalterbestel lung aussch l ießlich zum Zwecke des Schutzes der davon 

betroffenen Person erfolgen darf, wei l  s ie für unzu lässig erklärt wird , wenn der 

Betreffende durch eine andere H ilfe in die Lage versetzt werden kann , seine 

Angelegenheiten ohne Gefahr eines Nachtei ls für sich selbst zu besorgen; d ie 

Bestel lung darf ausdrückl ich nicht nur deshalb erfolgen, um einen Dritten vor der 

Verfolgung eines - wenn auch b loß vermeintlichen - Anspruchs zu schützen. 
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Aber auch Personen, d ie unter einer Geisteskrankheit oder einer erheblichen 

Geistesschwäche leiden,  feh lt sowohl d ie zivi lrechtl iche Verpfl ichtungsfäh igkeit als 

auch die damit zusammenhängende Prozeßfähigkeit. Diese Einschränkungen sol len 

die davon betroffenen Personen in keiner Weise d iskrimin ieren,  sondern sie 

aussch ließl ich in ihrem eigenen I nteresse vor Nachtei len schützen,  d ie ihnen aus 

Hand lungen erwachsen könnten, deren Konsequenzen d iese Personen nicht 

erkennen können. 

1 I I . 1 7.b. Beiziehung eines Sachwalters: 

§ 6a. Ergeben sich bei einer Partei, die der inländischen Pflegschaftsgerichtsbarkeit 
(§ 1 1 0 JN) unterliegt, Anzeichen für das Vorliegen der Voraussetzungen des § 273 
ABGB mit Beziehung auf de"n Rechtsstreit, so ist das Pflegschaftsgericht zu 
verständigen. Das Pflegschaftsgericht hat dem Prozeßgericht ehestens mitzuteilen, 
ob ein (einstweiliger) Sachwalter bestellt oder sonst eine entsprechende Maßnahme 
getroffen wird. An die Entscheidung des Pflegschaftsgerichts ist das Prozeßgericht 
gebunden. Der § 6 Abs. 2 zweiter Satz und Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden. 

Zu d ieser Bestimmung darf auf d ie oben dargelegten Erörterungen verwiesen und 

festgehalten werden, daß auch hier ausschl ießlich der Schutz der betroffenen 

Personen , nicht h ingegen deren Diskriminierung bezweckt und bewirkt wird . 

G leiches g ilt auch für d ie Regelungen der §§ 7 und 8 ZPO (Nichtigkeit des 

Verfahrens im Fal le mangelnder Prozeßfähigkeit; Prozeßkurator für prozeßunfäh ige 

Partei ohne gesetzl ichen Vertreter) . 

1 I I . 1 7.c.  Verlust der Prozeßfähigkeit: 

§ 158. (1) Wenn eine Partei die Prozeßfähigkeit verliert, oder wenn der gesetzliche 
Vertreter einer Partei stirbt oder dessen Vertretungsbefugnis aufhört, ohne daß die 
Partei prozeßfähig geworden ist, wird das Verfahren nur dann unterbrochen, wenn 
die von diesen Veränderungen betroffene Partei weder durch einen Rechtsanwalt, 
noch durch eine andere mit Prozeßvollmacht ausgestattete Person vertreten ist. 
(2) Die Unterbrechung dauert in diesen Fällen so lange, bis der gesetzliche Vertreter 
oder der neue gesetzliche Vertreter von seiner Bestellung dem Gegner Anzeige 
macht und das Verfahren aufnimmt. 
(3) Um eine solche Aufnahme zu bewirken, kann auch der Gegner die Ladung des 
gesetzlichen Vertreters der prozeßunfähig gewordenen Partei oder des neuen 
gesetzlichen Vertreters beantragen. 
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Nach d ieser Regelung wird das Verfahren unterbrochen , sobald eine - nicht d u rch 

einen Prozeßbevollmächtigten vertretene - Partei ihre Prozeßfäh igkeit verl iert. Auch 

in d iesem Zusammenhang besteht nach dem oben Gesagten keine D iskrimin ierung . 

1 I I . 1 7.d.  Postulationsunfähigkeit der Partei: 

§ 185. (1) lsi.. eine ohne Bevollmächtigen zur mündlichen Verhandlung erschienene 
Partei einer verständlichen Äußerung über den Gegenstand des Rechtsstreites oder 
der mündlichen Verhandlung nicht fähig, so ist die Tagsatzung vom Vorsitzenden auf 
tunlichst kurze Zeit zu erstrecken und die betreffende Partei anzuweisen, bei der 
neuerlichen Tagung unter Vertretung eines geeigneten Bevollmächtigten, 
erforderlichenfalls eines Rechtsanwalts zu erscheinen, widrigens sie als 
ausgeblieben angesehen werden würde. Eine wiederholte Erstreckung der 
Tagsatzung kann aus diesem Grunde nicht stattfinden. 
(2) Die vorherstehenden Bestimmungen haben auch dann sinngemäße Anwendung 
zu finden, wenn der Bevollmächtigte einer Partei einer verständlichen Äußerung über 
den Gegenstand des Rechtsstreites oder der mündlichen Verhandlung unfähig ist 
und entweder die Partei selbst nicht anwesend ist oder die Verhandlung mit ihr mit 
Rücksicht auf die Bestimmungen des § 27 Abs. 1 nicht durchgeführt werden kann. 
�/enn ein se!6Res Hindernis in 8ezI:Jg al:Jf den gesetzlieRen 'Iertreter einer Partei 
eintFitt, Rat fier 'Iersitzende zl:JyJeish wegen 8esteJtI:Jng eines geeigneten 
8ellOiiFRächiigff:),q fiie eFforfieFlishen Al:Jfträge ZI:J erteUen. 

[§ 27. (1) Vor den Bezirksgerichten in Sachen, deren Streitwert an Geld oder 
Geldeswert 52.000 S übersteigt, und vor allen höheren Gerichten müssen sich die 
Parteien durch Rechtsanwälte vertreten lassen (absolute Anwaltspflicht) .] 

Durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 2 1 /1 999 wurde in § 1 85 ZPO folgender 

Absatz 1 a eingefügt: 

,, (1 a) Ist aber ein.fJ taube, stumme oder taubstumme Partei, die im übrigen zu einer 
verständlichen Außerung über den Gegenstand des Rechtsstreites und der 
mündlichen Verhandlung fähig ist, zur mündlichen Verhandlung weder mit einem 
geeiflneten Bevollmächtigten (Abs. 1) noch mit einem Dolmetsch für die 
Gebärdensprache erschienen, so ist die Tagsatzung vom Vorsitzenden auf tunlichst 
kurze Zeit zu erstrecken und zur neuerlichen Tagsatzung ein solcher Dolmetsch 
beizuziehen. Die· Kostendes Dolmetsch für die Gebärdensprache trägt der Bund. " 

Durch das Bundesgesetz BGBI .  I N r. 2 1 /1 999 wurde weiters der letzte Satz des 

Absatzes 2 (d ie Änderung wurde im obigen Text ersichtl ich gemacht) aufgehoben. 

D iese Änderungen sind m it 1 . 1 . 1 999 in Kraft getreten .  
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Die oben angeführten Regelungen beziehen sich auf d ie F rage nach der 

sogenannten Postulationsfähigkeit ,  also der Fähigkeit, in eigener Person wirksame 

Prozeßhand lungen vornehmen zu können. 

Postulationsunfähig sind solche Personen,  d ie der Gerichtssprache n icht mächtig 

sind , oder d ie unter einer (erheblichen) Behinderung ihrer Sprach- bzw. Hörfähigkeit 

leiden .  Daß für d iese Personen nach § 1 85 Abs. 1 ZPO (der bis zum 31 . 1 2 . 1 998 

uneingeschränkt auch für Behinderte Geltung hatte) eIn entsprechender 

Bevol lmächtigter vor Gericht auftreten mußte, stellte jedoch inhaltlich keine 

Diskrimin ierung behinderter Personen dar, sondern ergab sich aus dem Umstand . 

daß der durch den Grundsatz der Mündl ichkeit gekennzeichnete Zivilprozeß auf 

bestimmte mündl ich zu erklärende Prozeßhandlungen und Aussagen nicht 

verzichten kann .  

§ 1 85 Abs. 1 a ermögl icht erheblich gehör- bzw. sprachbehinderten Parteien ("taube, 

stumme oder taubstumme") nunmehr, mittels eines entsprechenden Dolmetschers 

selbst in e iner Verhandlung Erklärungen abgeben und Anträge stel len zu können. 

Die Kosten eines al lfäll igen Gebärdendolmetschers (b is zum Inkrafttreten des 

Absatzes 1 a  Prozeßkosten , der Kostenersatz daher abhängig vom 

Verfahrensausgang) werden nunmehr vom Bund getragen . 

Dem Bericht des Verfassungsausschusses, 1 530 Blg NR XX. GP,  ist h ierzu 

folgendes zu entnehmen: 

"Nach dem geltenden Wortlaut des § 1 85 ZPO bedarf eine Partei, die einer 
verständlichen Äußerung über den Gegenstand des Rechtsstreits und der 
mündlichen Verhandlung nicht fähig ist, eines geeigneten Vertreters. Das bedeutet, 
daß ein gehör/oser Kläger oder Beklagter - selbst in jenen Fällen, in denen kein 
Anwaltszwang besteht - einen Bevollmächtigten bestellen muß, um in einer 
Verhandlung Erklärungen abgeben und Anträge stellen zu können. 

Durch die vorgeschlagene Änderung des § 1 85 Abs. 1 ZPO soll daher sichergestellt 
werden, daß ein Gehör/oser, ' aber auch ein Stummer oder Taubstummer, mittels 
eines entsprechenden Dolmetschers selbst Anträge in einer Verhandlung stellen 
kann. 

Die Kosten des Dolmetsch trägt unabhängig vom Verfahrensausgang der Bund; dies 
auch für den Fall, daß der Dolmetsch von der Partei selbst mitgebracht und nicht 
vom Gericht geladen wurde. Im Hinblick auf die voraussichtlich geringe Zahl der 
Fälle, dürfte dem Bund aus dieser Regelung keine allzugroße Kostenbelastung 
entstehen. " 

Die bisher in § 1 85 Abs. 2 letzter Satz ZPO enthaltene Sonderbestimmung 
betreffend den im Sinne des Abs. 1 postulationsunfähigen gesetzlichen Vertreter 

III-178 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)50 von 127

www.parlament.gv.at



- 48 -

einer Partei ist im Hinblick auf § 5 ZPO entbehrlich. Demnach sind, soweit das 
Gesetz nicht unterscheidet, die Bestimmungen über Parteien auch auf deren 
gesetzliche Vertreter anzuwenden. Die in Abs. 1 und dem vorgeschlagenen Abs. 1 a 
enthaltenen Regelungen können aber uneingeschränkt auch auf gesetzliche 
Vertreter einer Partei Anwendung finden und machen daher Sonderregelungen 
entbehrlich. " 

Den Anregungen I d ie a ls Ergebnisse der Erörterungen im Rahmen der 

Arbeitsg ruppensitzung vom 4 .  Juni 1 998 im Zusammenhang mit der Bestimmung 

des § 1 85 ZPO festgehalten wurden, dürfte durch d ie Novellierung der zitierten 

Bestimmung daher Rechnung getragen worden sein. 

1 I 1 . 1 7.e. Unzulässigkeit der Zeugenvernehmung: 

§ 320. Als Zeugen dürfen nicht vernommen werden: 
1 .  Personen, welche zur Mitteilung ihrer Wahrnehmung unfähig sind, oder welche 
zur Zeit, auf welche sich ihre Aussage beziehen sol/, zur Wahrnehmung der zu 
beweisenden Tatsache unfähig waren; 
2. Geistliche in Ansehung dessen, was ihnen in der Beichte oder sonst unter dem 
Siegel geistlicher Amtsverschwiegenheit anvertraut wurde; 
3. Staatsbeamte, wenn sie durch ihre Aussage das ihnen obliegende Amtsgeheimnis 
verletzen würdeo, insofern sie der Pflicht zur Geheimhaltung nicht durch ihre 
Vorgesetzten entbunden sind. 

Die Bestimmung des § 320 Z 1 ZPO mag auf den ersten B lick d iskrimin ierend 

erscheinen . Sie bezieht sich inhaltlich jedoch nicht auf eine bestimmte Behinderung 

eines Menschen, sondern stel lt ausschl ießl ich auf den Umstand ab, ob jemand zu 

einer bestimmten Wahrnehmung fäh ig war, über die er in der Folge als Zeuge 

einvernommen werden sol l .  Fehlte d iese Fähigkeit zum Zeitpunkt d er Wahrnehmung 

(d ies kann selbstverständlich auch auf einen Schockzustand oder eine sonstige 

vorübergehende Beeinträchtigung der Wahrnehmungsfähigkeit zurückzuführen 

sein) ,  so wäre . . . .. eine . .  Zeugeneinvernahme der . betreffenden Person zur 

Wahrheitsftndung n icht dienl ich . Identisch ist d ie Situation ,  wenn eine Person - aus 

welchem Grund auch immer - nicht in der Lage ist, e ine von ihr gemachte 

Wahrnehmung (dem Gericht) mitzuteilen ; h ier wird ebenfa lls n icht auf eine speziel le 

Behinderung sondern auf d ie Fähigkeit zur Mittei lung an sich abgestellt . 

Im Ergebnis enthält d iese Bestimmung eine Ausnahme von der a l lgemeinen Pflicht 

zur Zeugenaussage und dient daher - n icht zuletzt im H inbl ick auf die streng 
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sankt:oniene VVc:hrheitspfl icht des Zeugen - vor a l lem dem Schutz der davon 

betroffenen Person . 

1 I 1 . 1 7.f. Ladung (eines Zeugen): 

§ 329. (1) Oie Ladung eines Zeugen ist vom Gerichte auszufertigen. 
(2) Oie Ladung hat nebst der Benennung der Parteien und einer kurzen 
Bezeichnung des Gegenstandes der Vernehmung die Aufforderung zu enthalten. zur 
Ablegung eines Zeugnisses bei der gleichzeitig nach Ort und Zeit bestimmten 
Tagsatzung zu erscheinen. In der Ladungsurkunde sind die gesetzlichen Folgen des 
Ausbleibens bekanntzugeben. 

Zu d ieser Bestimmung über d ie Zeugenladung ist festzuhalten ,  daß nach Mögl ichkeit 

H interleg ungsanzeigen betreffend behörd l iche Schriftstücke eine besondere 

Präg lJng �ndiode!" Papierq!.1al ität aufweisen sol lten,  sodaß auf die besondere 

Bedeutung aufmerksam gemacht wird .  

1 1 1 . 1 8. Außerstreitgesetz (AußStrG), RGBI. Nr. 208/1 854. idF BGBI .  I Nr. 

1 40/1 997 : 

Ressortzuständigkeit: SM für Justiz 

1 I 1 . 1 8.a. Pfl icht des Richters von Amts wegen zu verfahren :  

§ 2. (1) Bei Verwaltung der Gerichtsbarkeit außer Streitsachen hat das Gericht nicht 
r/ .  /I . \/ h ·ft ··b r/. I=rf. d ·  ht ··It· nur �Je 3 . .  gememen orsc n .en u er �Je _ . .  on ern!sse rec sgu tger 

Verhandlu.'1gen und Verfügungen genau zu beobachten, sondern auch für 'die unter 
dem besonderen Schutz der Gesetze stehenden Personen, und in den im Gesetze 
näher bestimrnten Fällen auch für die Sicherheit anderer Personen von Amts wegen 
zu sorgen. 
(2) Es soll insbesondere: 

2. Personen, welche selbst vor Gericht zu stehen nicht berechtigt sind, keine 
Rechtsgeschäfte ohne Zuziehung ihrer gesetzlichen Vertreter vornehmen lassen. 

Diese Regelung enthält d ie Verpfl ichtung des Gerichtes zur amtswegigen 

Wahrnehmung des Schutzes bestimmter Personen, wobei hier insbesondere der 

Schutz minderjähriger Personen im Vordergru nd steht. Auch d iese Bestimmung stel lt 

nach unserer Auffassung keine Diskrimin ierung bestimmter Bevölkerungskreise d ar, 

sondern c i d net led ig ! ich besondere, von den Gerichten in Au ßerstreitsachen zu 
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beachtende "Sorgfaltspfl ichten" an. Sollten Bedenken hinsichtlich der 

Formul ierungen bestehen, so darf darauf hingewiesen werden,  daß dieses Gesetz 

im wesentlichen auf ein Kaiserl iches Patent aus dem Jahre 1 854 zurückgeht und 

sich das Bundesministerium für Justiz bereits seit mehreren  Jahren besonders 

intensiv mit der sogenannten "Außerstreit-Reform" befaßt,  an deren Fortsetzung 

nach Fertigstellung eines Diskussionsentwurfs ZL!m Allgemeinen Teil mit Nachd ruck 

gearbeitet wird .
' 
Diese Gesetzes reform wird selbstverständl ich (auch) zeitgemäßere 

Formul ierungen mit s ich bringen. 

1 I I . 1 8.b.  "Gebrauch der Sachwalter": 

§ 5. In nichtstreitigen Rechtssachen ist in der Regel niemand schuldig, sich eines 
Rechtsanwaltes zu bedienen. Jedoch können die Gerichte Parteien, von welchen sie 
zu wiederholten Malen mit fehlerhaften oder unzulässigen Gesuchen behelligt 
werden, wenn im Gerichtsorte Rechtsanwälte bestehen, verhalten, ihre Eingaben 
von einem Rechtsanwalt verfassen und unterschreiben zu lassen. 

Zu d ieser � in ihrer Diktion Unübersehbar n6ch einem obrigkeit l ichen Verständnis der 
. .  ' . .  " ._ . . 

Gerichtsbarkeit ("behel l igen") verhafteten - Bestimmung ist zunächst auf d ie 

erwähnte Außerstreit-Reform zu verweisen, aus deren Anlaß auch diese Regelung 

jedenfalls geändert werden wird . Davon abgesehen bedeutet aber auch d iese -

derzeit noch geltende - Vorschrift trotz ihrer "herablassenden" Formulierung keine 

gegen behinderte Personen gerichtete Benachteil igung ,  sondern kann in der Praxis 

mitunter in  Fäl len, in denen (durchaus nicht behinderte ,  sondern aus i rgendeinem 

Grund auf eine bestimmte Angelegenheit fixiert erscheinende) Personen das Gericht 

mit ihren Eingaben geradezu überschütten und den ordentl ichen Geschäftsablauf 

dadurch erheblich beeinträchtigen,  eine gewisse Erleichterung geschaffen werden.  
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1 1 1 . 19 .  Strafprozeßordnung (StPO). BGBI. Nr. 631/1 975. idF BGBI .  I Nr. 20/1 999 

u .a . :  

Ressortzuständigkeit: S M  für Justiz 

1 I 1 . 1 9.a. Verständigungen. Lad ungen und andere Zustel lungen 

§ 38 Abs. 4 : "Der einer strafbaren Handlung Verdächtige ist zuyerständigen, sobald 
gerichtliche Vorerhebungen gegen ihn geführt werden oder die Voruntersuchung 
eingeleitet wird. Die Verständigung hat den Gegenstand der Anschuldigung und eine 
Belehrung über die wesentlichen Rechte im Verfahren zu enthalten . . . .  " 

§ 77 Abs. 1 und 2: "(1) Die Bekanntmachung gerichtlicher Verfügungen geht 
entweder durch mündliche Verkündung vor Gericht oder durch Zustellung der 
Urschrift oder einer amtlich beglaubigten Abschrift. 
(2) Oie mündiiche Verkündung muß durch ein Protokoll beurkundet werden. Auf 
Verlangen ist jedem, dem eine Verfügung mündlich verkündet wird, eine Abschrift 
der Verfügung zu erteilen. "  

§ 90 Abs. 2: "Legt der Staatsanwalt eine Anzeige zurück, so hat er Personen, die 
bereits als der strafbaren Handlung verdächtig vernommen worden sind (§ 38 Abs. 
3) oder nach dem Inhalt der Akten sonst von dem gegen sie gerichteten Verdacht 
Kenntnis erlangt haben, hievon zu verständigen. " 

§ 105: "Jedes Protokoll ist den vernommenen oder sonst beigezogenen Personen 
vorzulesen, auch auf Verlangen zum Durchlesen vorzulegen; die geschehene 
Vorlesung oder Vorlegung sowie die Genehmigung sind im Protokoll zu vermerken. 

§ 1 10 Abs 1: "Wird die Voruntersuchung eingestellt, so sind der Ankläger, der 
Privatbeteiligte und der Beschuldigte hievon zu verständigen: . . .  " 

§ 1 12 Abs. 2: "Der Privatankläger ist vom Abschluß der Voruntersuchung mit der 
Aufforderung zur Einbringung der Anklageschrift binnen 1 4  Tagen und mit der 
Belehrung in Kenntnis zu setzen, daß die Nichteinhaltung dieser Frist dem Rücktritt 
von der Anklage gleichkomme (§ 1 09). " 

§ 140 Abs. 3: "In der Regel darf die Untersuchung nur kraft eines mit Gründen 
versehenen richterlichen Befehles unternommen werden. Dieser Befehl ist dem 
Beteiligten sogleich oder doch innerhalb der nächsten 24 Stunden zuzustellen. "  

§ 141 Abs. 1 und 3: "(1) Zum Zwecke der Strafgerichtspflege kann bei Gefahr im 
Verzug auch ohne richterlichen Befehl eine Hausdurchsuchung von 
Gerichtsbearnten oder Beamten der Sicherheitsbehörden angeordnet werden. Der 
zur Vornahme Abgeordnete ist mit einer schriftlichen Ermächtigung zu versehen, die 
er dem Beteiligten vorzuweisen hat. 
(3) In beiden Fäiien ist dem Beteiligten auf sein Veriangen sogleich oder doch binnen 
der nächsten 24 Stunden die Bescheinigung über die Vornahme der 
Hausdurchsuchung und deren Gründe zuzustellen. " 
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§ 142 Abs. 4: "Das über die Durchsuchung aufzunehmende Protokoll ist von allen 
Anwesenden zu unterfertigen. Ist nichts Verdächtiges ermittelt worden, so ist dem 
Beteiligten auf sein Verlangen eine Bestätigung hierüber zu erteilen. " 

§ 149b Abs. 4: "Nach Beendigung der Überwachung (des Femmeldeverkehrs) sind 
die Beschlüsse nach Abs. 1 unverzüglich dem Inhaber der Anlage und dem 
Beschuldigten zuzustellen . . . .  " 

§ 149k Abs. 2: ;'Ein Beschluß nach Abs. 1 (automationsunterstützter Datenabgleich) 
ist unverzüglich dem Staatsanwalt, der Datenschutzkommission und allen Personen 
zuzustellen, welche durch den Datenabgleich ausgeforscht werden; " 

§ 1 73 Abs. 2: "Diese Vorladung (des Beschuldigten) geschieht durch Zustellung 
einer vom Untersuchungsrichter unterzeichneten, an den Vorzuladenden gerichteten 
schriftlichen und verschlossenen Ladung . . . .  " 

§ 1 76 Abs. 1:  "Der Untersuchungsrichter hat in diesen Fällen (§ 1 75) einen mit 
Gründen versehenen schriftlichen Haftbefehl zu erlassen, der dem Beschuldigten 
sogleich bei seiner Verhaftung oder doch innerhalb der nächsten 24 Stunden 
zuzustellen ist. " 

§ 207 Abs. 6: "Die Anklageschrift ist in so vielen Ausfertigungen zu überreichen, daß 
jedem der Angeklagten em Exemplar zugestellt und eines beim 
Untersuchungsrichter zurückbehalten werden kann. " 

§ 209 Abs. 1 und 4: "(1) Befindet sich der Beschuldigte bereits in Haft, so ist ihm die 
Anklageschrift längstens binnen 24 Stunden, wird aber seine Verhaftung auf Grund 
der Anklageschrift verfügt, so ist sie ihm zugleich mit dem Haftbefehle zuzustellen. 
(4) Bleibt der Beschuldigte auf freiem Fuße, so ist ihm die Anklageschrift mit der 
Belehrung zuzustellen, daß er den Einspruch dagegen binnen 14 Tagen beim 
Untersuchungsrichter mündlich oder schriftlich erheben könne und daß er für die 
Hauptverhandlung eines Verteidigers bedürfe. " 

§ 269: "Hat sich der Angeklagte zur Urteilsverkündung nicht eingefunden, so kann 
der Vorsitzende ihn zu diesem Zwecke vorführen lassen oder anordnen, daß ihm 
das Urteil entweder durch einen hiezu abgeordneten Richter mündlich eröffnet oder 
in Abschrift zugestellt werde. " 

§ 2io Abs�· 1:  "Jedes Urtelt muß binnen vier Wochen vom Tage der Verkündung 
schriftlich ausgefertigt "und vom VorSitzenden sowie vom Schriftführer unterschrieben 
werden. " 

§ 291:  "Das Urteil des Obersten Gerichtshofes ist, nachdem sich dieser in den 
Gerichtssaal zurückbegeben hat, samt den Entscheidungsgründen mündlich zu 
verkünden; hat der Angeklagte der Verhandlung beim Obersten Gerichtshofe nicht 
beigewohnt, so ist ihm ohne Verzug eine amtlich beglaubigte Abschrift des Urteiles 
durch den Gerichtshof erster Instanz zuzustellen. Für die Ausfertigung des Urteils 
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und die Führung des Protokolls bei den Verhandlungen des Obersten Gerichtshofes 
sind die in den §§ 260. 268 bis 271 enthaltenen Vorschriften zu beobachten. " 

§ 294 Abs. 2 und 3: "(2) Dem Beschwerdeführer muß, sofern dies nicht schon 
geschehen ist, eine Urteilsabschrift zugestellt werden . . .  
(3) Die Gegenausführung ist dem Beschwerdeführer zuzustellen. . . .  " 

§ 376 Abs. 1 und 2: "(1) Eine solche Beschreibung (eines bedenklichen Gutes) ist 
durch Edikt an den Orten öffentlich bekanntzumachen, wo sich der Beschuldigte 
aufgehalten hat oder wo die ihm zur Last gelegten strafbaren Handlungen begangen 
wurden. In diesem Edikt ist der Eigentümer aufzufordern, daß er sich binnen 
Jahresfrist vom Tage der dritten Einschaltung des Ediktes melde und sein 
Eigentumsrecht nachweise. 
(2) Die Auffindung von Gegenständen, deren Wert 5 000 Schilling nicht erreicht und 
derentwegen eine unverzügliche abgesonderte Bekanntmachung nicht aus anderen 
Gründen notwendig erscheint. kann von Zeit zu Zeit in gemeinsamen Edikten 
bekanntgemacht werden. " 

§ 451 Abs. 1 :  "Der Antrag (auf Bestrafung) ist in so vielen Ausfertigungen zu 
überreichen, daß jedem der Beschuldigten eine Ausfertigung zugestellt und eine bei 
den Akten zurückbehalten werden kann; er ist dem Beschuldigten zuzustellen. " 

§ 454: "Kann die Verhandlung nicht nach § 451 sogleich nach Anbringung der 
Anklage stattfinden, so ist der Beschuldigte, falls er nicht verhaftet ist, zur 
Hauptverhandlung durch einen schriftlichen Befehl vorzuladen. der die Aufforderung 
enthalten muß, zur festgesetzten Stunde zu erscheinen und die zu seiner 
Verteidigung dienenden Beweismittel mitzubringen. . . .  Zugleich ist die Warn ung 
beizufügen, daß im Falle seines Ausbleibens dennoch mit der Verhandlung und 
Urteilsfällung vorgegangen werden würde. " 

§ 462 Abs. 2: "Die Strafverfügung ist zunächst dem öffentlichen Ankläger 
mitzuteilen. Erhebt dieser keinen Einspruch. so sind Ausfertigungen der 
Strafverfügung dem Beschuldigten und, falls er einen Verteidiger hat. auch diesem 
zuzustellen; . . .  " 

§ 466 Abs. 7: "Dem Beschwerdeführer muß, sofern dies nicht schon geschehen ist, 
eine Urteilsabschrift zugestellt werden. " 

§ 484 Abs. 2 und 4: "(2) Der [StrafAntrag ist in so vielen Ausfertigungen zu 
überreichen, daß jedem der Beschuldigten eine Ausfertigung zugestellt und eine bei 
den Akten zurückbehalten werden kann. 
(4) Der Untersuchungsrichter oder der Einzelrichter hat eine Ausfertigung des 
Strafantrages unverzüglich dem Beschuldigten zuzustellen . . . .  " 

§ 492 Abs. 2: "Das Gericht hat den Verurteilten über den Sinn der bedingten 
Nachsicht zu belehren und ihm. sobald die Entscheidung darüber rechtskräftig 
geworden ist, eine Urkunde zuzustellen, die kurz und in einfachen Worten den 
wesentlichen Inhalt der Entscheidung, die ihm auferlegten Verpflichtungen und die 
Gründe angibt, aus denen die Nachsicht widerrufen werden kann. " 
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§ 17 Abs. 2 Zustellgesetz: "Von der Hinterlegung ist der Empfänger schriftlich zu 
verständigen. Die Verständigung ist in den durch die Abgabestelle bestimmten 
Briefkasten einzulegen, an der Abgabestelle zurückzulassen oder, wenn dies nicht 
möglich ist, an der Eingangstüre anzubringen. Sie hat den Ort der Hinterlegung zu 
bezeichnen, den Beginn und die Dauer der Abholfrist anzugeben sowie auf die 
Wirkung der Hinterlegung hinzuweisen. " 

§ 25 ZusteJ:gesetz: "Zustellungen an Personen, deren Abgabestelle unbekannt ist, 
oder an eine- Mehrheit-· von Personen, die der Behörde nicht bekannt sind, können, 
wenn es sich nicht um ein Strafverfahren handelt, kein Zustellungsbevollmächtigter 
bestellt ist und nicht gemäß § 8 vorzugehen ist, durch Anschlag an der Amtstafel, 
daß ein zuzustellendes Schriftstück bei der Behörde liegt, vorgenommen werden. 
Findet sich der Empfänger zur Empfangnahme des Schriftstückes nicht ein, so gilt, 
wenn gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, die Zustellung als bewirkt, wenn seit 
dem Anschlag an der Amtstafel der Behörde zwei Wochen verstrichen sind. " 

Keine d ieser Bestimmungen sieht (ausdrücklich) vor, daß d ie Verständigung,  Lad ung 

oder sonstige Zustellung in Blindenschrift (bzw einer Fremdsprache) auszufertigen 

ist. Wenng leich sich dies in bestimmten Fällen - insbesondere bei Beschuldi
'
gten , vg l .  

Art 6 Abs . 3 l it a EMRK - aus anderen Bestimmungen erg ibt, kann im Fehlen einer 

generellen ' , . Vorschrift eine ' Benachtei l igung sehbehinderter (wie auch 

fremds'
prachiger) Personen gesehen werden. Die Bekanntmachung durch Edikt -

also in einer für sehbehinderte Personen nicht lesbaren Form bzw. für gehbehinderte 

Personen auf mitunter schwer zugängliche Weise - kann ebenfalls zu 

Benachteil ig ungen für d iese Personengruppen führen.  

1 I I . 1 9.b. Dolmetscher 

§ 38a: "Ist ein Beschuldigter der Gerichtssprache nicht hinreichend kundig, so ist 
ihm, nötigenfalls durch die Beistellung eines Dolmetschers, Übersetzungshilfe zu 
leisten, soweit dies im Interesse der Rechtspflege, vor allem zur Wahrung seiner 
Verteidigungsrechte, erforderlich ist. Dies gilt insbesondere für Verhandlungen sowie 
dann, wenn der Beschuldigte · für die Einsicht in die Akten oder anläßlich der 
Bekanntgabe einer · gerichtlichen Verfügung oder eines Antrages des Anklägers 
Übersetzungshi/fe verfangt. " 

§ 220 Abs. 3: "Erforderlichenfalls ist für die Bestellung eines Verteidigers und die 
Beiziehung eines Dolmetschers Vorsorge zu treffen (§§ 38a, 4 1) .  

§ 381 Z 6: "Die Kosten für die Beiziehung eines Dolmetschers sind bei der 
Bemessung des Pauschalkostenbeitrages nicht zu berücksichtigen, wenn die 
Beiziehung notwendig war, weil der Angeklagte der Gerichtssprache nicht 
hinreichend kundig ist. Das Gleiche gilt für Kosten, die daraus erwachsen, daß der 
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Angeklagte l"./egen eines Gebrechens nicht fähig ist, sich mit dem Gericht zu 
verständigen, und eine Person zugezogen werden muß, die fähig ist, die 
Verständigung zwischen dem Gericht und dem Angeklagten zu vermitteln . . . .  " 

§ 393 Abs. 2: "Wurde dem Angeklagten ein Verteidiger nach § 4 1  Abs. 2 
beigegeben, so sind diesem auf sein Verlangen die nötig gewesenen und wirklich 
bestrittenen baren Auslagen vom Bund zu vergüten. Zu diesen Auslagen gehören 
auch die Kosten eines Dolmetschers, soweit dessen Beiziehung zu den 
Besprechungen zwischen dem Verteidiger und dem Beschuldigten notwendig war: . .  " 

Diese Bestimmungen sehen d ie Beigabe eines (Gebärden)Dolmetschers tei lweise 

nicht ausdrückl ich vor. Der Einsatz eines (Gebärden)Dolmetschers war für 

Gehörbehinderte b is 3 1 . 1 2 . 1 998 ledig l ich für d ie Beschuld igtenvernehmung (§§ 1 63 ,  

1 98 Abs .  3) und für d ie sonstige Kommunikation zwischen Gericht und dem 

Beschuld igten (§ 38 1 Abs. 6) vorgesehen. Mit I nkrafttreten des Bundesgesetzes 

BGB! .  I Nr. 20/1 999 mit 1 . 1 . 1 999 wurde jedoch d ie Bestimmung des § 1 64 über d ie 

Zeugenvernehmung neu gefaßt: 

"§ 1 64. Ist ein Zeuge gehörlos oder stumm, so ist ein Dolmetsch für die 
Gebärdensprache beizuziehen, sofern sich der Zeuge in dieser verständigen kann. 
Andernfalls ist zu versuchen, mit dem Zeugen schriftlich oder auf andere geeignete 
Art, in der sich der Zeuge verständlich machen kann, zu verkehren. "  

Die entstehenden Kosten werden im Gesetz daher nur im oben angefüh rten U mfang 

berücksichtigt, während jene Kosten,  d ie einem behinderten Angeklagten darüber 

h inaus erwachsen ,  um seine Verfahrensrechte uneingeschränkt ausüben zu kön nen 

(abgesehen von jenen, d ie im Kontakt mit dem Verfahrenshi lfeanwalt entstehen) , 

n icht eigens erwähnt werden. Auch haben sonstige Verfahrensbetei l igte (z. B .  der 

Privatbetei l igte ) keinen Anspruch auf Unterstützung durch einen 

(Gebärden)Dolmetscher. Aufgrund der ähnl ichen Problemlage im Bereich der 

Verwaltungsverfahrensgesetze ist h iefür eine generel le (horizontale) Lösung 

anzustreben. Ein gewisser Nachtei l  für (Gehör)Behinderte kann weiters darin erb l ickt 

werden , daß kein Rechtsbehelf zur raschen Beseitigung von Übersetzungsfeh lern 

vorgesehen ist; Protokol lberichtigungsanträge sind erst nachträg l ich mögl ich und 

gegen das Ergebnis oder d ie Unterlassung einer Protokol lsberichtigung steht zudem 

kein Rechtsmittel zu . 
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1 I 1 . 1 9.c.  Akteneinsicht 

§ 46 Abs 2: "Der Privatankläger ist berechtigt, während der Vorerhebungen und der 
Voruntersuchung dem Gericht alles an die Hand zu geben, was seine Anklage 
unterstützen kann, in den Akt Einsicht zu nehmen und zur Geltendmachung seiner 
Anklage alle Schritte bei Gericht einzuleiten, zu denen sonst der Staatsanwalt 
berechtigt ist. 

§ 47 Abs. 2 Z 2 und 3: ". . Er [der Privatbetei/igte kann in die Akten . . .  Einsicht 
nehmen. 
. . .  Er kann an den Angeklagten, an Zeugen und Sachverständige Fragen stellen 
oder, um andere Bemerkungen zu machen, schon während der Verhandlung das 
Wort erhalten. Am Schluß der Verhandlung erhält er unmittelbar, nachdem der 
Staatsanwalt seinen Schluß antrag gestellt und begründet hat, das Wort, um seine 
Ansprüche auszuführen und zu begründen und die Anträge zu stellen, über die er im 
Haupterkenntnisse mitentschieden haben will. " 

§ 149c Abs. 5: "Die am Femmeldeverkehr beteiligten Personen haben das Recht, 
die hergestellten schriftlichen Aufzeichnungen insoweit einzusehen, als die von 
ihnen geführten Gespräche betroffen sind . . .  " 

§ 149g Abs. 3 und 4: " . . . Dem Staatsanwalt und dem Beschuldigten ist zu 
ermöglichen, die gesamte Aufnahme (einer optischen Überwachung) anzusehen und 
anzuhören. 
. . .  Die von der Überwachung betroffenen Personen haben das Recht, die 
hergestellterr Bjjder und schriftlichen Aufzeichnungen insoweit einzusehen, als 
Bilder, auf denen sie dargestellt sind, oder die von ihnen geführten Gespräche 
betroffen sind. . . . " 

§ 271 Abs. 6: "Die Parteien und, sofern sie ein besonderes rechtliches Interesse 
daran glaubhaft machen, andere Beteiligte, sind berechtigt, in das abgeschlossene 
Protokoll und dessen Beilagen Einsicht zu nehmen und hievon Abschriften oder 
Ablichtungen herzustellen. " 

Diese Bestimmungen nehmen auf seh- bzw. sprechbehinderte Personen keine 

Rücksicht, sodaß es sein kann,  daß d iesen in der Praxis insbesondere d ie 

persönl iche · Ausübung . des R echtes . auf . Akteneinsicht mangels technischer 

Voraussetzun�en (Kopien in Blindenschrift) nicht oder nur unter zusätzl ichen Kosten 

(für e:ne Hi lfsperson) mög lich ist. Aufgrund der ähnlichen Problemlage im Bereich 

der Verwaltungsverfahrensgesetze kann auf den Abschnitt 1 1 1 . 1 .  verwiesen werden. 
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1 I 1 . 1 9 .d .  Beigabe von Rechtsvertretern und anderen Hilfspersonen 

§ 41 Abs. 2: "Ist der Beschuldigte (Angeklagte, Betroffene) außerstande, ohne 
Beeinträchtigung des für ihn und seine Familie, für deren Unterhalt er zu sorgen hat. 
zu einer einfachen Lebensführung notwendigen Unterhaltes die Kosten der 
Verteidigung zu tragen, so hat das Gericht auf Antrag des Beschuldigten zu 
beschließen, daß diesem ein Verteidiger beigegeben wird, dessen Kosten der 
Beschuldigte nicht zu tragen hat, wenn und soweit dies im Interesse der 
Rechtspflege, vor allem im Interesse einer zweckentsprechenden Verteidigung, 
erforderlich ist (Verfahrenshilfeverteidiger) .  Die Beigebung eines Verteidigers ist in 
diesem Sinn jedenfalls erforderlich, . . .  
Z 6: wenn der Beschuldigte blind, gehörlos, stumm, auf andere Weise behindert oder 
der Gerichtssprache nicht hinreichend kundig und deshalb nicht in der Lage ist, SIch 
selbst zweckentsprechend zu verteidigen . . . .  " 

§ 46 Abs. 3:. " . . .  ist der Privatankläger bei der Hauptverhandlung nicht erschienen . .  , 
so wird angenommen, daß er von der Verfolgung zurückgetreten sei. " 

§ 50: "Der Privatankläger, der Privatbeteiligte, Personen, die für Geldstrafen, 
Geldbußen oder für die Kosten des Strafverfahrens haften oder die, ohne selbst 
beschuldigt oder angeklagt zu sein, von der Abschöpfung der Bereicherung, vom 
Verfall oder von der Einziehung einer Sache bedroht sind, sowie die gesetzlichen 
Vertreter dieser Person 'können ihre Sache selbst führen; sie können sich auch eines 
in der Verteidigerliste eingetragenen Rechtsbeistandes oder eines anderen 
Bevollmächtigten bedienen. " 

§ 1 16: "Der Augenschein ist vorzunehmen, sooft dies zur A ufklärung eines für 
Untersuchung erheblichen Umstandes notwendig erscheint. Wenn sich dies wegen 
Anerkennung der zu untersuchenden Gegenstände oder zur Erlangung von 
Aufklärungen als zweckdienlich darstellt, ist der Beschuldigte zuzuziehen. "  

§ 461: "{r; dar Strafverfügung muß angegeben sein: . . .  
4. daß es dem Beschuldigten freistehe, wenn er sich durch die Strafverfügung 
beschwert finden sollte, innerhalb einer 14tägigen Frist, von der Zustellung der 
Verfügung an gerechnet, seinen Einspruch dagegen beim Bezirksgerichte schriftlich 
oder zu Protokoll anzumelden und zugleich die zu seiner Verteidigung dienenden 
Beweismittel anzuzeigen, . . .  " 

§ 488 Z 5: "Hat der Beschuldigte keinen Verteidiger, so steht ihm selbst das Recht 
zu, auf den Vortrag der Anklage mit einer Gegenäußerung zu erwidern. " 

Nicht jeder, sondern nur ein bedürftiger Behinderter erhält als Beschuld igter einen 

Verfahrenshi lfeverteidiger; andere Personen als der Beschuld igte haben - trotz 

Behinderung - keinen Anspruch auf Beigabe eines kosten losen Rechtsvertreters. 

Wenn sich d iese zur Wahrung ihrer Rechte eines Anwalts bed ienen wollen und sich 

d iesem g3genüber ohne (Gebärden)Dolmetscher n icht verständ lich ausd rücken 
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können oder zur Ausführung von Rechtsmitteln und anderen Rechtsbehelfen oder 

zum Erscheinen vor Gericht einer anderen H ilfsperson bedürfen, sind sie m it 

zusätz lichen Kosten belastet. § 2 Abs. 2 des Gebührenanspruchsgesetzes regelt nur  

den Anspruch auf Zeugengebühren für d ie  Begleitperson eines (behinderten) 

Zeugen,  wenn d ie Begleitung wegen eines Gebrechens des Zeugen notwendig war. 

E ine Kostenlose Beigebung einer Hi lfsperson für behinderte Beschuld igte im 

Zusammenhang mit der Vornahme eines Augenscheines ist nicht ausdrücklich 

vorgesehen.  

1 I I . 1 9.e. Diskriminierende sprachliche Ausdrücke 

§ 203: "Verweigert der Beschuldigte die Anwort überhaupt oder auf bestimmte 
Fragen oder stellt er sich taub, stumm, wahnsinnig oder blödsinnig und ist der 
Untersuchungsrichter in den letzten Fällen entweder durch seine eigenen 
Wahrnehmungen oder durch Vernehmung von Zeugen oder Sachverständigen von 
der Verstellung überzeugt, so ist der Beschuldigte lediglich aufmerksam zu machen, 
daß sein Verhalten die Untersuchung nicht hemmen und daß er sich dadurch seiner 
Verteidigungsgründe berauben könne. " 

Die . h ier verwendeten,  historischen Begriffe könnten als d iskriminierend empfunden 

und dementsprechend an d en neuen Sprachgebrauch angepaßt werden (s.  auch 

§§ 1 64 und 1 98 Abs. 3 StPO). 

1 I I . 1 9.f. Ausschluß von einem Amt 

§ 2 Abs 2 Geschworenen- und SchöffenG, BGBI.  Nr. 256/1 990: "Vom Amt eines 
Geschworenen oder Schöffen sind Personen ausgeschlossen, 
1 .  die infofge ihres körperlichen oder geistigen Zustandes die Pflichten des Amtes 
nicht erfüllen können . . .  " 

Gehbehinderungen oder sonstige körperliche Behinderungen , d ie auf d ie 

unmittelbare Aüfr.ahme und geistige Verarbeitung des Prozeßstoffes keinen Einflu ß 

haben, sind · in 'diesem Zusammenhang unbeachtl ich. Aufgrund der angebl ichen 

Praxis, daß ( Körper)Behinderte nicht zum Amt eines Schöffen oder Geschworenen 

berufen worden sein sollen ,  weil baul iche Hindernisse bestanden, wird daher eine 

KlarsteI lung erwogen ,  daß mangelnde körperl iche Mobil ität keinen Ausschlußgrund 

darstel lt. Hingegen sieht das BMJ die Amtsausübung (nur) durch Behinderungen 

ausgesch lossen ,  d ie d ie Unmittelbarkeit der Wahrnehmung des Prozeßstoffes 

beeinträchtigen,  weil der ( Laien-)Richter in der Lage sein müsse , sich selbst einen 
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Eindruck davon zu verschaffen, was in der Verhandlung geschieht. So komme es 

z .B .  n icht nur auf die Aussage eines Zeugen an ,  sondern auch darauf. wie sich 

d ieser verhalte und welche Sig nale der nonverbalen Kommunikation er aussende. 

Diese aus rechtsstaatl ichen Gründen zu fordernde Unmittelbarkeit könne n icht durch 

die Wahrnehmung eines Dritten ersetzt werden. Die Rechte des Besch uld igten auf 

ein faires Verfahren (MRK) verlangten eine umfassende Wahrnehmungsfähigkeit der 

entscheidenden Organe. Demgegenüber sahen d ie Behindertenvertreter -

insbesondere bei Sehbehinderten keinen Widerspruch zum 

U nmittelbarkeitsgrundsatz, wei l  Wahrnehmungsschwächen in einem Bereich durch 

erhöhte Sensibi l ität auf einem anderen Gebiet aufgewogen würden.  

Wahrnehmungsmängel wären durch entsprechende Hi lfen auszug leichen .  

1 1 1 .20. Al lgemeines Bürgerl iches Gesetzbuch (ABGB). JGS Nr. 946/1 81 1 .  idF 

BGBI. I Nr. 1 40/1 997: 

Ressortzuständigkeit: SM für Justiz 

1 I 1 .20.a. Sachwalterbestel lung für beh inderte Personen 

§ 273. (1) Vermag eine Person, die an einer psychischen Krankheit leidet oder 
geistig behindert ist, alle oder einzelne ihrer Angelegenheiten nicht ohne Gefahr 
eines Nachteils für sich selbst zu besorgen, so ist ihr auf ihren Antrag oder von Amts 
wegen dazu ein Sachwalter zu bestellen. 
(2) Die Beste!!ung eines Sachwalters ist unzulässig, wenn der Betreffende durch 
andere Hilfe, besonders im Rahmen seiner Familien oder von Einrichtungen der 
öffentlichen oder privaten Behindertenhilfe, in die Lage versetzt werden kann, seine 
Angelegenheiten im erforderlichen Ausmaß zu besorgen. Ein Sachwalter darf nicht 
nur deshalb bestellt werden, um einen Dritten vor der Verfolgung eines, wenn auch 
bloß vermeintlichen, Anspruchs zu schützen. 
(3) Je nach Ausmaß der Behinderung sowie Art und Umfang der zu besorgenden 
Angelegenheiten ist der Sachwalter zu betrauen 
1 .  mit der Besorgung einzelner Angelegenheiten, etwa der Durchsetzung oder der 
Abwehr eines Anspruchs oder der Eingehung und der Abwicklung eines 
Rechtsgeschäfts, 
2. mit der Besorgung eines bestimmten Kreises von Angelegenheiten, etwa der 
Verwaltung eines Teiles oder des gesamten Vermögens, oder 
3. mit der Besorgung aller Angelegenheiten der behinderten Person. 
[in Verbindung mit §§ 2 73a, 280, 281 ,  282, 283 
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Ein Sachwalter sol l für eine Person bestellt werden, d ie an einer psych ischen 

Krankheit oder geistigen Behinderung leidet und deshalb a lle oder Teile ihrer 

Angelegenheiten nicht ohne Gefahr eines Nachteils für s ich besorgen kann .  

Durch d ie  Sachwalterbestel lung kommt es  zu  einer teilweisen (§ 273 Abs. 3 Z 1 und 

2) oder gänzlichen Beschränkung der Geschäftsfähigkeit des Betroffenen. 

Geschäftsfähigkeit bedeutet d ie Fähigkeit, sich selbst durch eigenes 

rechtsgeschäftl iches Handeln berechtigen und verpfl ichten zu können . Durch d ie 

Einschränkung der Geschäftsfähigkeit sollen d ie betroffenen Personen vor 

nachtei l igen Rechtsgeschäften und deren Folgen bewahrt und auch d ie im Einzelfal l  

notwendige Personensorge sichergestellt werden.  

H ingegen wird durch die Sachwalterbestel lung d ie Deliktsfähigkeit, näml ich aus 

eigenem rechtswidrigen Verhalten schadenersatzpfl ichtig zu werden,  n icht 

beschränkt. Diese wird jeweils im Einzelfa l l ,  sol lte es zu einer Schädigung durch eine 

besachwaltete Person kommen, geprüft. 

Die Beschränkung der Geschäftsfähigkeit einer behinderten Person, d ie a l lenfal ls a ls  

D iskriminierung erlebt werden kann,  wurde im BG über d ie Sachwalterschaft 

behinderter Personen, BGBI .  Nr. 1 36/1 983 neu geregelt. 

Derzeit wird im BMJ in verschiedenen Arbeitsgruppen an einer Novell ierung des 

Sachwalterrechts gearbeitet, wobei d ie Erfahrungen der letzten 1 5  Jahre ,  a uch aus 

der Sicht der behinderten Person durch Vertreter der Patientenanwaltschaft, der 

Vereinssachwalter, etc. einfl ießen. 

Erörtert wurde in der Unterarbeitsgruppe d ie Problematik der häufigen 

Sachwalterbestel lungen bei Einleitung eines Pflegegeldverfahrens und der Stel lung 

von Sozialh ilfeanträgen . Diese Praxis,  vor a l lem bei älteren Personen, führt zu einem 

starken Anstieg der Sachwalterbestel lungen in den letzten Jahren. Die Mögl ichke it 

der Betreuu�g .. ' ä ltere� . und .. behinderter . Personen im .Rahmen der Fami l ie oder 

entsprechender öffentlicher Einrichtungen zur Vermeidu ng von 

Sachwalterbestel lungen gem. § 273 Abs . 2 ABGB scheitert oft an feh lenden 

Betreuungseinrichtungen. Bei der Schaffung entsprechender I nfrastruktur müßten 

auch d ie Länder in Verantwortung genommen werden. 
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i i i .2ü.b.  Testierunfäh igkeit aus mangelnder Besonnenheit 

§ 566. Wird bewiesen, daß die Erklärung im Zustande der Raserei, des Wahnsinnes, 
Blödsinnes, oder der Trunkenheit geschehen sei, so ist sie ungültig. 

Die Worte "Raserei ,  des Wahnsinnes, Blödsinnes" können a ls sprachl iche 

Diskriminierung betrachtet werden. 

In  der Regelung selbst wird auf d ie Testierfähigkeit desjenigen , der eine letztwil l ige 

Verfügung getroffen hat, abgestel lt. Für d ie Testierfäh igkeit genügen geringere 

Voraussetzungen als für d ie al lgemeine Geschäftsfähigkeit. Testierfähig zu sein 

bedeutet, das Bewußtsein zu haben , eine letztwil l ige Verfügung zu treffen ,  sowie das 

Wissen um den Inhalt seiner letztwil l igen Verfügung zu haben. Die Aufzäh lungen im 

§ 566 sind demonstrativ. auch sonstige kurzzeitige Beeinträchtigungen wie durch 

Schock, Psychopharmaka, etc. bewirken Testierunfähigkeit. 

Die Worte "Raserei ,  des Wahnsinnes, B lödsinnes" können ihrer Bedeutung 

entsprechend durch zeitgemäßere Umschreibungen ersetzt werden. 

1 I 1 .20.c.  Testamentserrichtung durch besachwaltete Personen 

§ 568. Personen, denen ein Sachwalter nach § 273 bestellt ist, können nur mündlich 
vor Gericht oder mündlich notariell testieren. 

Die Bestel lung e ines Sachwalters enthält keine Vermutung für d ie Testierunfäh igkeit 

einer unter Sachwalterschaft stehenden Person .  § 568 stel lt jedoch eine formel le 

Schranke bei der Errichtung einer letztwi l l igen Verfügung von Personen,  denen ein 

Sachwalter bestellt wurde, dar. Besachwaltete Personen Uede Form der 

Besachwaltung) sowie Personen , bezügl ich derer ein Sachwalterschaftsverfah ren 

anhängig ist, können nur münd l ich vor Gericht oder mündlich notariel l e ine 

letztwil l ige Verfügung treffen.  Dies mag eine Beschränkung auf einzelne 

Testamentsformen darstel len, d ient jedoch dem Schutz besachwalteter Personen. 

So sol l s ichergestellt bzw. dokumentiert werden, daß besachwaltete Personen im 

Zeitpunkt der Errichtung einer letztwil l igen Verfügung testierfähig (§ 566) sind u nd 

frei von Wil lensmängeln (Beeinflussung , Zwang) letztwil l ige Verfügungen treffen 

könner! . G�rjGht und Notar sind zur A.ufnahme der letztwi l l igen Verfügung 

verpfl ichtet, Zweifel an der Testierfähigkeit sind jedoch im Protokoll zu vermerken .  
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Die Beschränkung auf M ünd lichkeit stel lt jedoch für gewisse besachwaltete 

Personen, näml ich Gehörlose und Gehörbeh inderte sowie Stumme und 

sprachbehinderte Personen , einen Nachtei l  dar. Erörtert wurde in der 

Unterarbeitsgruppe, daß es mög lich sein sol lte, auch schriftl iche Testamente zu 

errichten . Das BMJ wies darauf h in ,  daß dennoch vor Gericht oder Notar testiert 

werden sol lte, um die Kontrol !e, daß die schriftlichen Ausführungen des Testierenden 

tatsächlich dem wahren Wil len des Testierenden entsprechen,  zu gewährleisten .  

1 I 1 .20.d. Unfähige Zeugen bei letztwill igen Anordnungen 

§ 591. Personen unter 1 8  Jahren, Sinnlose, Blinde, Taube oder Stumme, dann 
diejenigen, welche die Sprache des Erblassers nicht verstehen, können bei letzten 
Anordnungen nicht Zeugen sein. 

Das Wort "Sinnlose" wird auch h ier als sprachl iche Diskriminierung betrachtet. 

H inter dem Wort steht d ie Intention des Gesetzgebers, Personen, denen die nötige 

Fähigkeit feh lt, den Erblasser zu individual isieren, das Erklärte wahrzunehmen ,  zu 

begreifen ,
_ 

z� behCilten oder wiederzugeben , von der Zeugenschaft bei letzten 

Anordnungen auszuschließen.  

I nwieweit die Anführung von Behindertengruppen wie Bl inde, Taube oder Stumme, 

denen ebenfal ls vom Gesetz die Unfähigke it zur Testamentszeugenschaft attestiert 

wird , a ls behindertend iskriminierend anzusehen ist, bleibt abzuwägen . Durch d ie 

dezidierte Anführung d ieser Beh indertengruppen soll der Rechtssicherheit gedient 

werden, da d iese Personen in ihrer Fähigkeit mit ihrer Umwelt zu kommunizieren 

eingeschränkt s ind und daher leicht Verständnisfehler oder auch I rrtümer oder 

Täuschungen bei ihrer Zeugentätigkeit geschehen können. Um also langwierige 

Prozesse abzuschneiden, und zug leich d ie letztwi l l ige Verfügung vor mögl icher 

Ungültigkeit zu .bewahren, sollen .d iese . behinderten . Personen von vornherein keine 

fähige
,
n Zeugen s�in können.  

Kritisiert wird nun,  daß Bl inde z. B .  sehr wohl  Zeugen eines mündl ichen Testamentes 

sein können.  Eine d iese Kritik berücksichtigende neue Formul ierung z .B .  "Personen, 

denen aufgrund einer Behinderung d ie Fähigkeit feh lt, entsprechend der jewei l igen 

Testamentsform den letzten Wil len des Erblassers zu bezeugen" nimmt zwar a uf die 

individuel len Behinderungen und deren Auswirkungen auf d ie Fähigkeit zur 

Zeugenschaft bei den verschiedenen Testamentsformen bedacht, birgt aber das 
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Risiko der Prüfung im Einzelfal l in sich, wo jeweils auf d ie tatsächl iche Fäh igkeit den 

letzten Wil len zu erkennen,  zu behalten und wiederzugeben abgestel lt werden muß .  

I n  der Unterarbeitsgruppe wurde von den Beh indertenverbänden ausdrückl ich der 

pauschale Aussch luß  der angeführten Behindertengruppen von der 

Testamentszeugenschaft abgelehnt. Die vom BMJ vorgeschlagene neue 

Formu l ieru ng,  d ie auf d ie individuel le Behinderung von Testamentszeugen bedacht 

n immt, wurde h ingegen grundsätzl ich begrüßt. 

1 I 1 .20.e. Beschränkungen der fideikommissarischen Substitution 

§ 616. Insbesondere verliert die einem Sinnlosen gemachte fideikommissarische 
Substitution (§§ 608, 609) ihre Kraft, wenn bewiesen wird, daß er zur Zeit seiner 
letzten Anordnung bei voller Besonnenheit war,· oder, wenn ihm das Gericht wegen 
erlangten Verstandesgebrauches die freie Verwaltung des Vermögens eingeräumt 
hat; und die Substitution lebt nicht wieder auf, ob er gleich wegen Rückfalls wieder 
unter einen Kurator gesetzt worden ist, und in der Zwischenzeit keine letzte 
Anordnung errichtet hat. 

Der Ausdruck "Sinnlosen" wird h ier ebenfal ls als sprach l iche Diskrimin ierung 

betrachtet. 

Die Anordnung einer fideikommissarische Substitution bedeutet, daß e inem 

ersteingesetzten Erben ,  dem d ie Erbschaft zugefallen ist, nach seinem Tod ein 

Nacherbe bestimmt wird . Der § 6 1 6  vermutet widerleg l ieh,  daß der Erblasser d ie 

Substitutionsanord n ung (wer nach dem Erben Erbe sein sol l )  im Bewu ßtsein der 

Testierunfähigkeit seines ersten Erben erlassen hat. "Sinn los" wird h ier als schwere 

geistige Beeinträchtigung verstanden, welche d ie Testierfäh igkeit (§ 566) 

ausschl ießt. Es wird a lso n icht auf formell besachwaltete Personen abgestel lt , 

sondern es ist d ie Testierfähigkeit des Erben im Zeitpunkt der Errichtung des 

Testamentes und der Substitutionsanordnung durch den Erblasser zu prüfen.  Erlangt 

ein Erbe nach Testamentserrichtung wieder seine Testierfähigkeit, so erl ischt d ie 

S ubstitutionsanordnung ,  wenn d ie Testierunfähigkeit "Anlaß" für d ie Einsetzung 

eines Nacherben war. 

Das Wort "Sinn losen" wäre seiner Bedeutung entsprechend durch das Wort 

"Testierunfähigen" zu ersetzen .  
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1 1 1 .21 . Notariatsord nung - Notariatszwangsgesetz - ABGB: 

Ressortzuständigkeit: SM für J ustiz 

I I I .21 .a. Notariatszwangsgesetz. RGBI .  Nr. 76/1 87 1 

§ 1. (1) Die Gültigkeit der nachbezeichneten Verträge und Rechtshandlungen ist 
durch die Aufnahme eines Notariatsaktes über die selben bedingt: 

e) alle Urkunden über Rechtsgeschäfte unter Lebenden, welche von Blinden oder 
welche von Tauben, die nicht lesen oder von Stummen, die nicht schreiben können 
errichtet werden, sofern dieselben das Rechtsgeschäft in eigener Person schließen. 

Wird ein Vertrag schriftlich errichtet, so liegt bereits in seiner Form eine 

Besonderheit. Es wird dadurch die reifl iche Überlegung zum Ausdruck gebracht, der 

Geschäftsinhalt wird klargelegt, der Beweis (auch für Dritte) erleichtert und insofern 

auch Prozesse abgeschnitten. 

Wenn nun schriftliche Verträge bestimmter behinderter Personen erst durch 

Notariatsakt rechtsgültig werden sol len ,  so soll besonders in den Fällen ,  wo es 

zweife lhaft sein kann ,  daß die Schriftform d ie Verköiperung des übereinstimmenden,  

ernstlichen und wahren Willens der Parteien ist, Sicherheit geschaffen werden. 

Gerade in d iesen Fällen kommt der Schutzzweck des Notariatsaktgesetzes voll zum 

Tragen,  wenn die Parteien durch das Erforschen des wahren Willens durch den 

Notar und die Belehrung über den Vertragsinhalt und d ie Folgen vor Übervortei lung 

geschützt werden sollen .  

Dieser Schutzzweck wird jedoch bei  der bloßen Beiziehung von Vertrauenspersonen 

n icht erreicht, da sie den Notar a ls rechtskund ige vom Staat bestel lte öffentl iche 

U rkundsperson n icht ersetzen können . Die Beiziehung von Zeugen und 

Vertrauenspersonen ist aber zusätzl ich mögl ich und auch gemäß den §§ 56, 60 und 

61  N O. vorges�hen . . .  

Es Hagt aber auch im I nteresse der Rechtssicherheit, ein U rkunden über 

Rechtsgeschäfte bestimmter behinderter Personen der Notariatsaktpflicht 

unterliegen.  Es können so langwierige und schwierige Prozesse über die Gü ltigkeit 

eines Vertrages oder dessen I nhalt vermieden werden. 

Die Regelung des § 1 Abs. 1 l it . e NotaktG stellt keine Diskrimin ierung best immter 

Behindertengruppen dar, sondern soll jenen Personen, d ie aufg rund ihrer 

Behinderung den Inhalt der von ihnen errichteten Urkunden n icht überprüfen 
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können ,  Schutz b ieten ,  und das sind eben B l inde, Taube,  d ie g leichzeitig n icht lesen 

kön nen,  und Stumme, die g leichzeitig nicht schreiben können. Auch die angeführte 

Computertechnologie kann letztl ich Übervortei lung von B linden n icht verhindern ,  wei l  

ihnen dennoch ein Schriftstück zur U nterschrift untergeschoben werden kann .  Bloß 

sehbehinderte Personen fa l len ohnedies n icht unter § 1 Abs .  1 l i t .  e NotaktG. 

In der Unterarbeitsgruppe wurde erörtert, daß die Bestimmung für behinderte 

Personen auch e inen finanziel len Nachtei l  darstel le, da doch des öfteren höhere 

Notariatsgebühren auflaufen .  Vertreter der Sehbehinderten wiesen darauf h in ,  daß 

es a ufgrund der  Computertechnologie und Bl indenschrift sehr wohl mögl ich sei ,  den 

Vertragsinhalt zu prüfen ,  und Untersch iebungen eines Schriftstückes n icht 

vorstel lbar seien . Das BMJ gab �u bedenken ,  daß n icht a l le behinderten Personen 

über entsprechende techn ische Ausstattungen verfügen und der Schutz auch d ieser 

Personen zu gewährleisten sei .  Die bloße Beiziehung von Vertrauenspersonen birgt 

ebenfa l ls Risken in sich . Erörtert wurde auch d ie Problematik der Vertragserrichtung 

entgegen § 1 Abs 1 l it e NotaktG . Ein an sich zum Vorteil des Behinderten 

geschlossener Vertrag könnte unter H inweis auf den fehlenden Notariatsakt leicht 

beseitigt werden,  und so dem Behinderten Nachtei le bringen.  Von 

Behindertenvertretern wurde daher statt der Ausschl ießl ichkeit der 

Vertragserrichtung durch einen Notar d ie Wahlmögl ichkeit zwischen notarieller 

Vertragserrichtung und der Beiziehung von Vertrauenspersonen bei 

Vertragserrichtung vorgeschlagen. 

In Verb indu ng damit steht: 

1 I I .21 .b.  Form der Verträge (ABGB) 

§ 886. Ein Vertrag, für den Gesetz oder Parteiwille Schriftlichkeit bestimmt, kommt 
durch die Unterschrift der Parteien oder, falls sie des Schreibens unkundig oder 
wegen Gebrechens unfähig sind, durch Beisetzung ihres gerichtlich oder notariell 
beglaubigten Handzeichens oder Beisetzung des Handzeichens vor zwei Zeugen, 
deren einer dem Namen der Partei unterfertigt, zustande. Der schriftliche Abschluß 
des Vertrages wird durch gerichtliche oder notarielle Beurkundung ersetzt. Eine 
Nachbildung der eigenhändigen Unterschrift auf mechanischem Weg ist nur da 
genügend, wo sie im Geschäftsverkehr üblich ist. 

Hier läßt der Gesetzgeber bei Personen , die des Schreibens unkundig bzw. wegen 

eines Gebrechens zum Schreiben unfähig sind, d ie Beisetzung eines entweder 

gerichtl ich oder notariel l  beg laubigten Handzeichens oder die Beisetzung des 
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Handzeichens in Anwesenheit zweier Zeugen als Formgültigkeitsvoraussetzung 

genügen .  H ier wird jedoch darauf abgestellt, daß d ie betreffende Person keine 

Behinderung aufweist, die s ie in ihrer Wil lensäußerung bzw. in ihrer 

Aufnahmefähigkeit beeinträchtigt, sondern sehr woh l  in der Lage ist, d ie 

Vertragsverhandlungen zu führen.  Die Setzung eines Handzeichens in Anwesenheit 

zweier Zeugen sol l genügen , da ein weitergehender Schutz der betreffenden 

Personen im Gegensatz zu den in § 1 Abs. 1 l it. e NotaktG genannten Personen als 

n icht notwendig erachtet wird .  

1 I 1 .21 .c. Schadenersatz aus einer schuldlosen Hand lung (ABGB) 

§ 1308. Wenn Wahn- oder Blödsinnige oder Unmündige jemanden beschädigen, der 
durch irgendein Verschulden hierzu selbst Veranlassung gegeben hat, so kann er 
keinen Ersatz ansprechen. 

Auch h ier  werden d ie Worte "Wahn- oder Blödsinnige" als sprachl iche 

Diskriminierung betrachtet. 

Von der Formulierung erfa ßt sind Personen, d ie aufg rund einer geistigen 

Beh inderung,  
. 
einer psychischen Erkrankung oder auch nur einer kurzzeitigen 

Sinnesverwirrung subjektiv n icht in der Lage sind , die Rechtswid rigkeit ihres 

schädigenden Verhaltens zu erkennen, und daher deliktsunfähig s ind . Hat eine 

solche Person einen Schaden verursacht, so ist für d iesen Schaden seine 

Aufsichtsperson verantwortlich , wenn diese selbst schu ldhaft d ie gebüh rende 

Aufsichtspflicht vernach lässigt hat (§ 1 309). Nur wenn der Ersatz von der 

Aufsichtsperson nicht erlangt werden kann, wird unter bestimmten Voraussetzungen 

der Deliktsunfäh ige selbst ersatzpfl ichtig (§ 1 3 1 0) .  

§ 1 308 sieht e inen Entfal l  der Haftung für e in Fehlverhalten des Deliktsunfähigen vor, 

wenn der Geschädigte d ie Fehlreaktion des Deliktsunfähigen selbst veranlaßt hat 

(durch P rovokatj()n ,  etc.) und stel lt daher eine Begünstigung del iktsunfäh iger 

Personen dar. 

Die Worte ''Wahn- oder B lödsinnige" wären ihrer Bedeutung entsprechend durch 

eine zeitgemäße Formul ierung zu ersetzen .  
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1 I 1 .21 .d .  Hemmung der Verjährung 

§ 1494. Gegen solche Personen, welche aus Mangel ihrer Geisteskräfte ihre Rechte 
selbst zu verwalten unfähig sind, wie gegen Pupillen, Wahn- oder Blödsinnige, kann 
die Ersitzungs- oder Verjährungszeit, da fern diesen Personen keine gesetzlichen 
Vertreter bestellt sind, nicht anfangen. Oie einmal angefangene Ersitzungs- oder 
Verjährungszeit läuft zwar fort; sie kann aber nie früher als binnen zwei Jahren nach 
den gehobenen Hindernissen vollendet werden. 

Auch hier werden d ie Worte "Wahn- oder Blödsinnige" a ls sprachl iche 

Diskrimin ierung betrachtet. 

Intention der Regelung ist, Personen,  d ie aufgrund einer geistigen Behinderung oder 

psych ischen Erkrankung nicht fähig sind , ihre Angelegenheiten zu verwalten und d ie 

keinen gesetzi ichen Vertreter haben ,  d ie Verjährungs- oder Ersitzungszeit n icht 

beg innen zu lassen. Eine bereits laufende Verjährungs- oder Ersitzungszeit wird 

durch den Eintritt einer geistigen Beeinträchtigung gehemmt, und läuft erst wieder 

nach Wegfal l  des Hemmgrundes (z.B .  durch Genesung , Beste l lung e ines 

Sachwalters) zumindest noch zwei Jahre .  So sol len d iese Personen neben dem 

Minderjährigen vor nachtei l igen Folgen (Verlust eines Rechtes, etc . )  geschützt 

werden. Die Hemmung tritt aber nicht ein ,  wenn es nur zu einer kurzzeitigen 

Beeinträchtigung der Geisteskräfte gekommen ist. 

Der Schutz behinderter Personen ist in der Regelung intendiert, d ie sprach l iche 

Diskrimin ierung durch d ie Worte "Wahn- und B lödsinn ige" ist ihrer Bedeutung 

entsprechp.nd dllrr,h zeitgemäße Formu l ierungen zu beseit igen. 

1 1 1 .22. Urheberrechtsgesetz (UrhG), BGBI. Nr. 1 1 1 11 936 idF BGB\. I N r. 25/1 998: 

Ressortzuständigkeit: SM für Justiz 

1 I 1 .22.a. Vervielfältigung zum e igenen Gebrauch 

§ 42. (1) Jedermann darf von einem Werk einzelne Vervielfältigungsstücke zum 
eigenen Gebrauch herstellen. 

(5) Die folgenden Vervielfältigungen sind jedoch stets nur mit Einwilligung des 
Berechtigten zulässig: 
1 .  die Vervielfäftigung ganzer Bücher oder Zeitschriften, soweit sie nicht durch 
Abschreiben . vorgenommen wird, ein nicht erschienenes oder vergriffenes Werk 
betrifft oder unt,::;r den Voraussetzungen des Abs. 4 Z1;  dies gilt auch dann, wenn als 
Vervielfältigungsvorlage nicht das Buch oder die Zeitschrift selbst, sondern eine 
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gleichviel in welchem Verfahren hergestellte Vervielfältigung des Buches oder der 
Zeitschrift verwendet wird. 

Der im Urheberrechtsgesetz intendierte Schutz des Schöpfers geistiger Werke findet 

unter anderem Ausdruck im ausschl ießl ichen Recht des U rhebers ,  sein Werk zu 

verwerten.  

§ 42 :1oriniert vorerst eine Beschränkung d ieser Verwertungsrechte, indem er 

vorsieht, daß  jedermann einzelne Vervielfältigungsstücke zum eigenen Gebrauch 

herstel len kann .  Mit der Urheberrechtsnovel le 1 996 wurde d iese 

Ausnahmebestimmung durch § 42 Abs. 5 insofern eingeschränkt, a ls  das 

Vervielfältigen g anzer Bücher und Zeitschriften für den Eigengebrauch,  auch durch 

den Behinderten selbst oder unentgeltl ich , nunmehr der Zustimmung des 

(Verwertungs)Berechtigten bedarf, es sei denn, d ie Vervielfä ltigung erfolgt durch 

Abschreiben , oder es handelt sich um vergriffene Werke.  Es soll so eine n icht 

überschaubare Vervielfältigung besonders umfangreicher Werke verhindert werden.  

Die Zustimmungsvoraussetzung des § 42 Abs 5 trifft Behinderte und Nichtbeh inderte 

g leich . . Jeder, der a uf andere Weise als durch Abschreiben ein ganzes Buch oder 

eine Zeitschrift vervielfältigen wil l ,  muß sich um Zustimmung bemühen. Die Kritik, 

daß es Sehbehinderten oder Bl inden ohne fremde Hi lfe unmögl ich ist, ein Buch 

durch Abschreiben zu vervielfä ltigen , und sie sich somit immer um Zustimmung des 

Verwertungsberechtigten bemühen müssen,  trifft als tatsächl iche Benachtei l igung 

zu . Die Forderung nach einer Ausnahmeregelung für behinderte Personen stel lt 

jed och eine Forderung nach Privileg ierung dar, die den Gesetzgeber aufford ert, d ie 

Rechte privater Dritter, der U rheber, zugunsten der Gruppe der behinderten 

Personen zu beschneiden. 

Nach Ansicht der Behindertenvertreter ist eine Ausnahmeregelung zugunsten 

Bl inder u nd sehbehinderter Personen vertretbar, zumal es sich dabei nur  um eine 

kleine Gruppe handelt und finanzielle Einbußen der U rheber gering wären.  Das BMJ 

wies dara uf h in ,  daß die Schöpfer geistiger Werke besonders sensibel bei 

Besch ränkungen ihrer Rechte sind . I nsbesondere die von Behindertenvertretern 

dargestellte Mög l ichkeit des Einscannens ganzer Bücher birgt in Zeiten 

fortgeschrittener Computertechnolog ie die Gefahr, daß nicht nur eine einmalige 

Verwendung oder Vervielfältigung, sondern eine unüberprüfbare Verbreitung erfolgt. 
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1 1 1 .23. 5tr;;fgesetzl iche Vorschriften (5tGB). BGBI. Nr. 60/1 974 idF BGBI .  I Nr. 

1 53/1 998: 

Ressortzustandigkeit: SM für Justiz 

1 I 1 .23.a.  Straflosigkeit der Körperverletzung - Einwil l igung des Verletzten 

§ 90. (1) . . .  
(2) Die von einem Arzt mit deren Einwilligung an einer Person vorgenommene 
Sterilisation ist nicht rechtswidrig, wenn entweder die Person bereits das 
fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat oder der Eingriff aus anderen Gründen 
nicht gegen die guten Sitten verstößt. 

§ 90 Abs. 2 normiert, unter welchen Voraussetzungen d ie Vornahme ei ner 

Steril isatior. durch einen Arzt gerechtfertigt und somit nicht gerichtl ich strafbar ist .  

Von der Frage, ob ein Arzt für die Vornahme einer Steril isation strafrechtl ich zur 

Verantwortung gezogen werden kann ,  muß jedoch jene nach der Substituierbarkeit 

der notwendigen Einwi l l igung der betroffenen Person getrennt werden.  Diese 

(zivi l rechtliehe) Frage nach der Einsichts- und Urtei lsfäh igkeit der zu steri l is ierenden 

Person, sol lte g rundsätzlich nicht mit den Mitteln des Strafrechts gelöst werden. Im 

Gefolge neuer zivi l rechtl icher Überleg ungen , aber auch im Hinbl ick auf die mit der 

"Gute-Sitten-Klausel" verbundenen Fragestellungen, könnten sich jedoch auch für 

die strafrechtliche Behandlung der Steri l isation neue Denkansätze ergeben.  

m.23.b .  Straflosia keit des Schwangerschaftsabbruches 

§ 97. (1) Die Tat ist nach § 96 nicht strafbar, 
1 . . . .  
2 .  wenn . . .  , oder eine ernste Gefahr besteht, daß das Kind geistig oder körperlich 
schwer geschädigt sein werde , oder . . .  
3 . . . .  

I n  der Arbeitsgruppe wurden dazu zwei Standpunkte vertreten :  Während einige 

Mitg l ieder der Arbeitsgruppe meinten, daß d iese Bestimmung sehr wohl gerade dazu 

geschaffen worden sei ,  um behindertes Leben zu verhindern, und eine 

Geringschätzung und Diskriminierung behinderten Lebens zum Ausdruck bringe, 

vertrat das � �!:desmin isterium für Justiz folgende Position : 

Die embryüpatnische (auch kindl iche, eugenische) Ind ikation gehe auf d ie 

strafrechtliche Neuregelung des Schwangerschaftsabbruches der siebziger Jahre 
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zurück und sei - wie auch d ie sogenannte "Fristenlösung" - aussch l ießl ich im 

Zusammenhang mit der dadurch erfolgten Anerkennung des Selbstbestimmungs­

anspruches der schwangeren Frau in bestimmten Konfliktsituationen zu sehen .  

Der I nd ikationsgrund sei n icht auf d ie Verhinderung erbkranken Nachwuchses 

gerichtet und geht auch keinesfalls davon aus, daß die Geburt eines geistig oder 

körperlich schwer behinderten Kindes ein das Lebensrecht des Ungeborenen 

aufhebender Unwert wäre. Vielmehr sol le d ie Entscheidung der Frau zum Austragen 

des Fötus in einer besonders belastenden Konfliktsituation n icht im Wege des 

Strafrechts erzwungen, sondern der individuel len Verantwortung der Frau 

überlassen werden.  

Da der Verzicht auf Strafandrohung bei  ernster Gefahr e iner schweren Schädigung 

des Kindes somit ausschl ießlich auf der Berücksichtigung der  N otstandssituation der 

Frau beruhe, sei darin weder eine Wertung noch eine Diskriminierung behinderten 

Lebens zu sehen .  
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Cl Bericht der Untergruppe 

"Berufsausbildung-Beschäftigung-Erwerbstätigkeit­

Altersvorsorge-Gesundheit" 

I. Al lgemeiner Tei l 

Die unter der Federführung des Bundesministeriums für Arbeit ,  Gesundheit u nd 

Soziales eingerichtete U ntergruppe hat ihre Rechtsgebiete auf mögl iche 

beh indertenbenachteil igende Vorschriften überprüft. Via Verbindungsstelle der 

Bundesländer wurden d ie Länder um Durchforstung ihrer Rechtsvorschriften in den 

Bereichen Berufsausb i ldung , Beschäftigung,  Erwerbstätigkeit, Altersvorsorge und 

Gesundheit gebeten. 

Die Unterg ruppe tagte zweimal .  In  der ersten Sitzung wurden im wesentlichen d ie 

Aufgaben der U ntergruppe defin iert :  

• Durchforstung von 

Richtl in ien u .ä . )  im 

Bestimmungen , 

rechtlichen 

H inblick 

Bestimmungen 

auf mögl iche 

(Gesetze, Verordnungen .  

behindertenbenachtei l igende 

• Überprüfung eines mögl ichen behindertenbenachteil igenden Vol lzugs rechtl icher 

Bestimmungen ,  soweit d ieser nicht nur einen Einzelfa l l  betrifft, sondern 

a l lgemeine Praxis ist und 

• Aufspüren  von .benachtei l igenden sprachl ichen Formulierungen In rechtl ichen 

Bestimmungen.  

In der zweiten Sitzung erfolgte e ine deta i l l ierte Besprechung einzelner 

Rechtsvorschriften . Der Schwerpunkt lag dabei auf folgenden Bereichen :  

• Ausgestaltung der Beschäftigungspfl icht im Behinderteneinstel lungsgesetz , 
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• Überprüfung von Vorschriften , d ie eine "körperl iche Eignung" zur Absolvierung 

einer Berufsausbi ldung bzw. Ausübung eines Berufes zwingend vorschreiben. 

In  Bezug auf die in den Zuständigkeitsbereich des Bundesmin isteriums für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales fal lenden Rechtsvorschriten wurde eine weitere Sitzung 

zwischen ci iesem R essort und den Behindertenverbänden abgehalten .  

Nachfolgend findet sich eine Auflistung der  im Rahmen der  Unterg ruppe 

besprochenen Punkte, wobei jeweils Stel lungnahmen der betroffenen Ressorts bzw. 

Bundesländer zu den einzelnen Rechtsvorschriften eingeholt worden sind (die 

Unterstreichungen beziehen sich auf d ie vorgeb rachten mögl ichen 

Benachtei l igungen): 

III-178 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 75 von 127

www.parlament.gv.at



- 73 -

1 1 .  Besonderer Tei l  

1 1 . 1 . Behinderteneinstel lungsgesetz (BEinStG). BGBI. Nr. 22/1 970 idF BGBI.  I Nr. 

1 7/1 999: 

Ressortzuständigkeit: SM f.  Arbeit, Gesundheit und Soziales 

1 1 . 1 .a. Beschäftigungsptlicht 

§ 1 Abs. 1 :  "Alle Dienstgeber, die im Bundesgebiet 25 oder mehr Dienstnehmer (§ 4 
Abs. 1) beschäftigen, sind verpflichtet, auf ie 25 Dienstnehmer mindestens einen 
begünstigten Behinderten (§ 2) einzustellen. lt 

Zweck d ieser Regelung ist es, d ie Beschäftigung begünstigter Behinderter zu 

fördern .  Jeder Dienstgeber soll entsprechend der jewei l igen Ptl ichtzahl begünstigte 

Behinderte beschäftigen. 

Problem: 

Derzeit g ibt es rund 68.000 Pflichtstel len, das sind d ie Stel len, d ie gemäß der 

Beschäftigungspfl icht mit begünstigten Behinderten besetzt werden müssen . Die 

Zahl der Pflichtstellen ist im wesentlichen g leichbleibend,  wohingegen die Anzah l  der 

beg ünstigten Behinderten in den letzten Jahren stark gestiegen ist (von rd . 58.000 

im · Jahr i 994 auf über 7 1 .000 im Jahr 1 998).  Unter Berücksichtigung der 

Doppelanrechnung einiger Gruppen von behinderten Menschen erg ibt sich eine 

noch g rößere Differenz zwischen der Zahl der Ptlichtstellen und der Anzahl  der 

beg ünstigten Beh inderten. 

Ergebnis: 

Die Untergruppe ist einhellig der Meinung , daß der Pfl ichtzahlsch lüssel gesenkt 

werden sollte. 

1 I . 1 .b. (id F  BGBI .  Nr. 757/1 996) 

§ 1 Abs. 2: "Oe,- Bundesminister für Arbeit und Soziales kann nach Anhörung des 
Beirates (§ 10  Abs. 2) die Zahl der nach Abs. 1 zu beschäftigenden Dienstnehmer 
(Pflichtzahl) für bestimmte Gebiete oder Wirtschaftszweige durch Verordnung derart 
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abändem, daß, wenn nicht genügend für Behinderte geeignete Arbeitsplätze zur 
Verfügung stehen, schon auf je 20 Dienstnehmer oder, wenn bestimmte 
Wirtschaftszweige aus technischen Gründen der BeschäftigungsDflicht nicht 
nachkommen kÖnnen. nur auf je hÖchstens 50 Dienstnehmer mindestens ein 
Behinderter zu beschäftigen ist. 11 

Diese Regelung ' bezweckt eine ' Erleichterung für bestimmte G ruppen von 

D ienstgebern . Sie geht davon aus, daß in gewissen Wirtschaftszweigen mehr 

schwere körperl iche Arbeit verrichtet werden muß, als in anderen 

Wirtschaftszweigen und daher d ie Beschäftigung von behinderten Menschen nur 

erschwert möglich ist. 

Problem: 

Nach d ieser Bestimmung g ibt es d aher Ausnahmeregelungen für bestimmte 

Wirtschaftszweige (z.B .  Elektroindustrie, Fleischwarenindustrie), das heißt ,  daß für 

d iese Wirtschaftszweige ein höherer Pfl ichtzahlschlüssel g i lt. Nach Ansicht des BM 

für Arbeit .  Ges!Jndh�it ,und Sozial�s erscheinen d iese Ausnahmeregelungen aber 

nunmehr im Lichte des Gleichheitsgrundsatzes sowie der vom 

Verfassungsgerichtshof in ständiger Rechtsprechung entwickelten J ud ikatur, wonach 

d ie Verpfl ichtung zur Entrichtung der Ausg leichstaxe unabhängig von den Gründen 

der N ichterfül lung besteht, als problematisch. 

Ergebnis: 

Die Untergruppe ist einhell ig der Auffassung , daß d iese Ausnahmeregelungen 

behindertenbenachteil igend und daher zu streichen sind. 

Ergänzung aufgrund einer Besprechung mit Behindertenverbänden : 

§ 1 Abs. 2 :  ( idF BGB!. I Nr. ' 1 7/1 999) 

§.1: ,,(2) Der Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales kann die Zahl der 
nach Abs. 1 zu beschäftigenden Behinderten (Pflichtzahl) für bestimmte 
Wirtschaftszweige durch Verordnung derart abändem, daß nur auf je hÖchstens 40 
Dienstnehmer mindestens ein begünstigter Behinderter einzustellen ist. 
Voraussetzung hiefür ist, daß die Beschäftigung von Behinderten auf Grund der 
diesen Wirtschaftszweigen eigentümlichen Strukturen in dem im Abs. 1 
vorgesehenen Ausmaß auch unter Nutzung aller technischen MÖglichkeiten und 
Unterstützungsstrukturen nicht möglich ist. Femer kann der Bundesminister für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales durch Verordnung bestimmen, daß Dienstgeber 
Arbeitsplätze, die sich für die Beschäftigung von Behinderten besonders eignen, 
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diesen Behinderten oder bestimmte Gruppen von Behinderten vorzubehalten haben. 
Auf den Bund, die Länder und die Gemeinden findet der erste Satz keine 
Anwendung. " 

Die Behindertenverbände empfinden diese mit der BEinstG-Novel ie 1 999. 

BGBI .  I Nr. 1 7/1 999, eingeführten Änderungen betreffend die Ausnahmeregelungen 

für bestimmte Wirtschaftszweige als nicht ausreichend. 

1 1 . 1 .c.  Personenkreis 

§ 2 Abs . 1 :  "Begünstigte Behinderte im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 

österreichische Staatsbürger mit einem Grad der Behinderung von mindestens 50 

vH . . . .  

Abs . 2 :  Nicht als begünstigte Behinderte im Sinne des Abs. 1 gelten behinderte 

Personen, die . . .  

d) infolge des Ausmaßes ihrer Gebrechen zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit auch 

auf einem geschützten Arbeitsplatz oder in einem integrativen Betrieb (§ 1 1) nicht 

geeignet sind. " 

Die Behindeitanverbände sehen im § 2 Abs. 2 BEinstG eine Benachtei l igung von 

geistig behinderten Menschen, da d iese manchmal behinderungsbed ingt n icht d ie 

vom Gesetz geforderte wirtschaftl ich verwertbare Mindestleistungsfäh igkeit erreichen 

und damit auch n icht begünstigt werden können. 

Weiters verweisen die Behindertenorganisationen darauf, daß ihrer Ansicht nach d ie 

derzeitigen Kriterien für d ie Erreichung des Begünstigtenstatus sowoh l  durch d ie 

geänderte Verfassungsbestimmung als auch durch .verbesserte Mög lichkeiten der 

beruflichen Rehabi l itation (zB Arbeitsassistenz) als nicht meh r sach l ich gerechtfertigt 

im Sinne des Art. 7 B-VG angesehen werden . Vergleichsgruppen im Sinne des Art. 7 

B-VG seien nicht nur  nichtbehinderte Menschen, sondern auch andere 

Beh indertengruppen. Geistig behinderte Menschen sind daher nach Meinung der 

Behindertenverbände durch die genannte Gesetzesstel le gegenüber anderen 

Behindertengruppen benachtei l igt. 

III-178 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)78 von 127

www.parlament.gv.at



- 76 -

Das Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales weist darauf h in ,  daß 

das BEinstG die Unterstützung der berufl ichen Eing l iederung behinderter Menschen 

zum Zweck hat. Dem Kreis der beg ünstigten Behinderten können daher al le 

Personen angehören,  deren Grad der Behinderung mindestens 50 vH beträgt und 

d ie n icht unter eirlen qer Ausschlußtatbestände des § 2 Abs. 2 BEinstG fal len. 

Es ist das erklärte Ziel  der österreichischen Behindertenpolitik, d ie I ntegration der 

behinderten Menschen in den offenen Arbeitsmarkt zu erreichen.  Dazu e rscheint es 

erforderl ich, daß der Behinderte al lenfal ls nach entsprechender Vorbere itung 

(Arbeitstrain ing,  Arbeitserprobung) und Ausbi ldung über eine wirtschaftlich 

verwertbare Leistungsfähigkeit verfügt, d ie voraussichtlich der Hä lfte der 

durchschn ittlichen Produktivität eines nichtbeh inderten Arbeitnehmers in  g leicher 

Beschäftigung entspricht. Diese M indestleistungsfähigkeit stel lt nach den geltenden 

Richtl in ien auch ein Aufnahmeerfordernis für d ie Beschäftigung in e inem I nteg rativen 

Betrieb dar. 

Die Autrechterhaltung der genannten Ausschlußbestimmungen ist d aher nach 

Ansicht des Bundesministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales aufgrund der 

Zielsetzung des BEinstG und auch unter dem Aspekt der Vermeidung von - wegen 

der realen Gegebenheiten auf dem offenen Arbeitsmarkt - letztlich n icht erfül lbaren 

Erwartungshaltungen als sachlich gerechtfertigt anzusehen ."  

1 1 .2. A rbeitnehmerlnnenschutzgesetz (ASchG). BGBI. Nr. 450/1 994 idF BGBI .  1 

Nr. 38/1 999: 

Ressortzuständigkeit: SM f .  Arbeit, Gesundheit und Soziales 

. . . . . .. .  11.2.a. Arbeitsstätten in Gebäuden 

§ 2 1  Abs. 5 :  "Arbeitsstätten in Gebäuden sind gegebenenfalls behindertengerecht zu 
gestalten. Dies gilt insbesondere für Ausgänge, Verkehrswege, Türen und Tore und 
sanitäre Vorkehrungen, die von behinderten Arbeitnehmern benutzt werden. " 

Diese Bestimmung wurde entsprechend den EU-Mindestvorschriften in d as Gesetz 

aufgenommen und stellt e ine Verbesserung gegenüber der früheren Gesetzeslage 

dar, die keinerlei d iesbezügl iche Regelung enthielt. 
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Problem: 

Die behindertengerechte Gestaltung hat nur "gegebenenfa l ls" zu erfolgen . 

Ergebnis :  

Die gegenständl iche Bestimmung wird von der Mehrheit der Untergruppe a ls 

benachtei l igend angesehen, da durch sie behinderte Menschen von 

Arbeitsmöglich keiten ausgesch lossen werden. Der Arbeitgeber muß näml ich erst 

dann den Arbeitsplatz adaptieren , wenn ein behinderter Arbeitnehmer eingeste l lt 

wird . 

Das BMAGS (Zentral-Arbeitsinspektorat) g ibt bekannt, daß eine konkretere 

Verpflichtung der Dienstgeber im Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz bzw. in der im 

Entwurf bereits vorliegenden Arbeitsstättenverordnung bisher am Widerstand der 

Arbeitgeberseite gescheitert ist. 

Zudem weist das Zentral-Arbeits inspektorat in einer schriftl ichen Stel lung nahme 

darauf h in ,  daß aus verfassungsrechtlichen Gründen Regelungen im Bereich des 

Arbeitnehmerschutzes nur für bereits in Beschäftig ung stehende Arbeitnehmer 

erlassen werden können. Der systematisch richtige Zugang zur Regelung der 

barrierefreien Gestaltung von Gebäuden wäre daher in  den Bauordnungen der 

Länder vorzunehmen. Dies ist auch bereits in Wien ,  Kärnten ,  Vorarlberg und 

Burgenland geschehen. 

Ergänzung aufg rund einer Besprechung mit Behindertenverbänden : 

Von den Beh indertenverbänden wurde in diesem Zusammenhang noch auf d ie 

§§ 3 1  Abs . · .2  und 5 . (Schwimmkörper, schwimmende An lagen und Geräte , 

Verkeh rsmittel) und 1 06 Abs. 1 und 2 (Al lgemeine Übergangsbestimmungen für 

Arbeitsstätten) Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz sowie auf den § 32 Abs.  1 Z. 1 der 

va über Arbeitsstätten und Baustellen hingewiesen , da d iese Gesetzesstel len ihrer 

Ansicht nach ebenfal ls eine behindertengerechte Gesta ltung von Arbeitsstätten nur 

ungenügend vorsehen . 
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Das Bundesministe rium für Arbeit, Gesundheit und Soziales verweist in d iesem 

Zusammenhang auf seine Stel lungnahme zu § 2 1  Abs. 5 

Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz, d ie für d ie neu genannten Bestimmungen ebenso 

Gültigkeit hat. . ,  

Die folgenden Punkte wurden n icht in der Unterarbeitsgruppe, sonde rn im Rahmen 

einer Besprechung zwischen den Behindertenverbänden und den zuständ igen 

Ressorts behandelt :  

1 1 .3 .  Arbeits losenvers icherungsgesetz 1 977. BGBI. Nr. 609/1 977 idF BGBI.  I 

Nr. 78/1 997 

Ressortzuständigkeit: SM für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Arbeitslosengeld 
Voraussetzungen des Anspruches 

§ 7 Abs. 4 :  Von der Voraussetzung der Arbeitsfähigkeit ist bei Arbeitslosen 
abzusehen, denen Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation gewährt wurden, die 
das Ziel dieser Maßnahmen (§ 300 Abs. 1 und 3 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes) erreicht und die erforderliche Anwartschaft nach 
dieser Maßnahme zurückgelegt haben. 

Arbeitsfä h ig keit 

§ 8. (1 ): Arbeitsfähig ist, wer nicht invalid beziehungsweise nicht berufsunfähig im 
Sinne der für ihn in Betracht kommenden Vorschriften der §§ 255, 273 
beziehungsweise 280 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes ist. 

Nach Ansicht der Behindertenverbände sollten alle Arbeitnehmer, d ie nach dem 

Anfall e iner Invalid itätspension wieder gearbeitet und dabei d ie Anwartschaft 

zurückgelegt haben , bei Arbeitslosigkeit Anspruch auf Gewährung des 

Arbeitslosengeldes haben, da  sie ja auch Beiträge zur Arbeitslosenversicherung 

zahlen .  I nsbesondere wird als benachte iligend gesehen ,  daß n ur jenen Behinderten ,  

d ie nach Maßnahmen der berufl ichen Rehabil itation d i e  Anwartschaft zurückgelegt 

haben , aufgrund der Ausnahmebestimmung des § 7 Abs. 4 ALVG Arbeitslosengeld 

gewährt wird .  D ies stellt nach Ansicht der Behindertenverbände eine sachlich n icht 
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gerechtfertigte Ungleichbehandlung zweier Gruppen von Behinderten dar .  Es sol lte 

daher im § 7 Abs . 4 das Wort "berufl ichen" entfal len. 

Das Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales führt dazu folgendes 

aus:  

Der Gesetzgeber geht davon aus,  daß für Personen , d ie invalid oder berufsunfäh ig 

s ind , das Sozia lversicherungssystem der Pensionsversicherung und n icht das der 

Arbeitslosenversicherung zum Tragen kommt. D iese Personen stehen dem 

Arbeitsmarl,t a��h kaum zur Verfügung. Dagegen ist die Existenzsicherung d u rch 

das Ausg leichszulagenrecht h inreichend gewährleistet. 

Mit der Novelle BGBI .  Nr .  4 1 2/1 990 wurde eine einzige Ausnahme von d iesem 

Grundsatz geschaffen. Wird ein Arbeitsunfähiger, um einen neuen Beruf ausüben zu 

können , in Maßnahmen der Rehabi l itation (§ 300 ASVG) einbezogen, übt er d iesen 

Beruf mindestens für d ie Dauer der erforderlichen Anwartschaft auf Arbeits losengeld 

aus und wird er dann arbeitslos , so kann ihm bis zur Vermittlung eines Arbeitsplatzes 

Arbeitslosengeld gewährt werden. 

Diese Begünstig ung. bestimmter Personenkreise sol lte nach Auffassung des 

Bundesr.;i:1isleri�ms für Arbeit, Gesundheit und Soziales aber nicht zum Anlaß 

genommen werden, um eine generelle Änderung herbeizuführen und für 

Arbeitsunfäh ige anstatt der Pensionsleistungen Arbeitslosengeld und Notstandshi lfe 

zu g ewähren. Auch die Erbringung der Anwartschaft nach Anfal l  der Pension 

erscheint n icht als ausreichende Gewährleistung der Ausübung eines neuen Berufes 

und der Wiedererlangung der Arbeitsfäh igkeit. 

In d iesem Zusammenhang wird auch darauf verwiesen , daß aufg rund des 

Strukturanpassungsgesetzes 1 996 Pensionen wegen Inval id ität bzw. 

Berufsunfähigkeit ,  wenn nicht dauernde Arbeitsunfähigkeit anzunehmen ist ,  nur für 

d ie Dauer von 24 Monaten gebühren. Wird d ie Pension nicht weitergewährt, so 

gebühren durchaus bei Vorliegen von Arbeitslosigkeit die Leistungen aus der 

Arbeits losenversicherung . 
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Das Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales ist aber bere it ,  d ie 

Problematik im Einvernehmen mit der Pensionsvers icherung weiterhin zu prüfen.  

Vorstel lbar wäre, den § 7 Abs. 4 AIVG um Maßnahmen der med izin ischen 

Rehabi l itat!cn zu erweitern . Selbstverständl ich wird auch versucht, in konkreten 

Einzelfä l len gemeinsam mit dem Arbeitsmarktservice durch Einsatz al ler 

arbeitsmarktpol itischen Maßnahmen helfend einzugreifen. 

1 1 .4. Al lgemeines $ozialversicherungsgesetz. BGBI.  Nr. 1 89/1 955 idF BGBI .  I Nr. 

1 5/1 999 

Ressortzuständigkeit: SM für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Freizeitunfall/Arbeitsunfal l  

D ie  Behindertenverbände sehen eine Benachtei l igung darin ,  daß nach Fre izeit- bzw. 

Arbeitsunfällen von verschiedenen Sozialversicherungsträgern unterschied l iche 

Leistungen erbracht werden. Sie weisen in diesem Zusammenhang dara uf h in ,  daß 

aufgrund des Wortlautes des Art .  7 B-VG ( "  . . . .  aufgrund seiner Behinderung" . . . .  und 

nicht naufg rund einer Behinderung") nach Ansicht der Behindertenverbände 

Verg leichsgruppen auch a ndere Behinderteng ruppen und n icht nur n ichtbehinderte 

Menschen sein können. Die unterschied l ichen Leistungen nach Arbeits- und 

Freizeitunfä llen führten demnach zur Benachtei l igung einer Gruppe von behinderten 

Menschen gegenüber einer anderen Gruppe von Behinderten.  

Das Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales weist darauf h in ,  daß  

d ie Behauptung, in  der  gesamten Sozialversicherungsgesetzmaterie werde strikt 

nach Arbeits- u nd Freizeitunfäl len unterschieden, weder für den Bereich der 

Krankenversicherung noch für den Bereich der Pensionsversicherung zutreffend ist; 

d ie Leistungen aus d iesen beiden Versicherungszweigen (z.B.  Krankenbehandlung,  

Maßnahmen der Rehabi l itation ,  aber auch Invalid itätspension etc . )  werden 

kausal itätsunabhängig erbracht. Led iglich d ie Leistungen der g esetzl ichen 

Unfal lversicherung werden g rundsätzl ich nur im Zusammenhang mit e inem 

Arbeitsunfa l l  bzw. einer Berufskrankheit erbracht. Dies erklärt sich aus dem 
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historischen Zweck der Unfal lversicherung , d ie an d ie Stel le der zivi l rechtl ichen 

Haftu ng des Dienstgebers getreten ist, um d ie Dienstnehmer (unabhängig von der 

Liq uid ität der Arbeitgeber) vor den Folgen eines Arbeitsunfalles zu schützen ,  

weshalb auch d ie Finanzierung d ieses Versicherungszweiges bis heute al lein aus 

Beiträgen der Dienstgeber erfolgt. Mit d ieser AufgabensteI lung und der sich daraus 

ergebenden Finanzierungsform ist d ie Forderung nach Leistungen aus der 

gesetzl ichen Unfal lversicherung auch für Fre izeitunfä lie nicht vere inbar. 

Selbstversicherung in  dei Pensionsvers icherung für Zeiten der Pflege eines 
behinderten Kindes 

§ 1 8a Abs. 1 :  Personen, die sich der Pflege eines im gemeinsamen Haushalt 
lebenden behinderten Kindes, für das erhöhte Familienbeihilfe im Sinne des § 8 
Abs. 4 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBI. Nr. 3 76, gewährt wird, 
widmen und deren Arbeitskraft aus diesem Grund gänzlich beansprucht wird 
(Abs. 3), können sich, solange sie während dieses Zeitraumes ihren Wohnsitz im 
Inland haben, längstens jedoch bis zur Vollendung des 30. Lebensjahres des 
Kindes, in der Pensionsversicherung selbstversichern. 

Abs . 3 :  Eine gänzliche Beanspruchung der Arbeitskraft im Sinne des Abs. 1 liegt vor, 
solange das behinderte Kind 
1 .  das Alter für den Beginn der allgemeinen Schulpflicht (§ 2 des 
Schulpflichtgeseizes 1985, BGBi. Nr. 76/1 985) noch nicht erreicht hat und ständiger 
persönlicher: Hilfe' und Wartung bedarf, 
2. während der Dauer der allgemeinen Schulpflicht wegen Schulunfähigkeit (§ 1 5  
des Schulpflichtgesetzes 1985) entweder von der allgemeinen Schulpflicht befreit ist 
oder ständiger persönlicher Hilfe und Wartung bedarf, 
3. nach Vollendung der allgemeinen Schulpflicht und vor Vollendung des 30. 
Lebensjahres dauernd bettlägrig ist oder ständiger persönlicher Hilfe und Wartung 
bedarf. 

Nach Ansicht der Behindertenverbände l iegt eine Benachtei l igung darin ,  daß eine 

begünstigte ' . Selbstversicherung nur bei gänzl icher, n icht jedoch bei b loß 

überwiegender Beanspruchung der Arbeitskraft der Pflegeperson des behinderten 

Kindes möglich ist .  Es sol lte daher im § 1 8a ASVG das Wort "gänzlich" durch 

"überwiegend" ersetzt werden. 

Das Bundesministerium für Arbeit, Gesund heit und Sozia les verweist In seiner 

Stel lungnahme auf folgendes: 
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Die Aussage, eine begünstigte Selbstversicherung für Zeiten der Pflege behinderter 

Kinder sei auch für den Fal l  zu ermög l ichen, daß die Arbeitskraft der Pflegeperson 
" .  

nicht "gänzlich" ,  sondern bloß "überwiegend" beansprucht wird , zeigt keine 

Benachtei l igung behinderter Personen auf; sie beinhaltet vielmehr die Forderung 

nach Erweiterung einer bestehenden Begünstigung . § 1 8a ASVG ermögl icht näml ich 

eine Selbstversicherung für Zeiten der Pflege e ines behinderten Kindes in der 

gesetzlichen Pensionsversicherung, wobei die Beiträge zur Gänze aus Mitteln des 

Fami l ienlastenausg leichsfonds getragen werden. Darüber h inaus können sich 

Personen , d ie a us der Pflichtversicherung bzw. aus einer Selbstversicherung nach § 

1 8a ASVG ausgeschieden sind, um einen nahen Angehörigen zu pflegen , der 

Anspruch a uf Pflegegeld in Höhe der Stufe 5,  6 oder 7 gemäß § 5 des 

Bundespflegegeldgesetzes oder nach den Bestimmungen der 

Landespfiegegeidgesetze hat, in der Pensionsversicherung insofern begünstigt 

weiterversichern, a ls der Bund den fiktiven Dienstgeberbeitrag trägt. Im übrigen ist 

darauf h inzuweisen, daß bei der Weiterversicherung in der Pensionsversicherung 

a llgemein d ie M ög lichkeit einer Herabsetzung der Beitragsgrund lage besteht, soweit 

d ies nach den wirtschaftl ichen Verhältn issen des Versicherten gerechtfertigt 

erscheint. 

Inval iditätspension 

254 .  Abs. 1 :  Anspruch auf Invaliditätspension hat der (die) Versicherte, wenn 
1 .  die Invalidität (§ 255) voraussichtlich sechs Monate andauert oder andauern 
würde, 
2. die Wartezeit erfüllt ist (§ 236) und 
3. er (sie) am Stichtag (§ 223 Abs. 2) noch nicht die Voraussetzungen für eine 
Alterspension oder eine vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer 
nach diesem Bundesgesetz oder nach dem Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetz oder nach Bauem-Sozialversicherungsgesetz erfüllt hat. 

Begriff der Inva lid ität 

§ 255 Abs. 3: War der Versicherte nicht überwiegend in erlernten (angelernten) 
Berufen im Sinne der Abs. 1 und 2 tätig, gilt er als invalid, wenn er infolge seines 
körperlichen oder geistigen Zustandes nicht mehr imstande ist, durch eine Tätigkeit, 
die auf dem Arbeitsmarkt noch bewertet wird und die ihm unter billiger 
Berücksichtigung der von ihm ausgeübten Tätigkeiten zugemutet werden kann, 
wenigstens die Hälfte des Entgeltes zu erwerben, das ein körperlich und geistig 
gesunder Versit;herter regelm�ßig durch eine solche Tätigkeit zu erzielen pflegt. 
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Auch h ier verweisen d ie Behindertenverbände darauf, daß ihrer Ansicht nach eine 

Gruppe behinderter Menschen gegenüber einer anderen Behinderteng ruppe 

benachtei l igt ist. War ein Behinderter überwiegend im erlernten oder angelernten 

Beruf tätig , so gen ießt er den Berufsschutz, was d ie Gewähru ng einer 

I nval id itätspension erleichtert. Behinderte Arbeitnehmer, d ie aufgrund ihres 

Gesundheitszustandes ihren erlernten Beruf n icht mehr ausüben können und daher 

umgeschult werden,  können dadurch später dann einen Nachtei l  erleiden ,  wenn sie 

nicht überwiegend in erlernten (angelernten) Berufen tätig waren.  

Weiters sehen die Behindertenverbände eine Benachtei l igung behinderter Menschen 

darin ,  daß die I nvalid ität im Laufe des Berufslebens eingetreten sein muß. Oftmals 

seien schwerbehinderte Menschen aufgrund ihres Gesundheitszustandes n icht mehr 

in der Lage, ihren Beruf auszuüben. Die I nvalid itätspension werde aber manchmal 

m it dem H inweis abgelehnt, daß sich der Gesundheitszustand n icht während der 

Berufstätig keit verschlechtert, sondern schon vor Aufnahme der Berufstätigkeit 

bestanden habe. Gleichzeitig sei es mög lich , daß d iesem Behinderten auch kein 

Anspruch auf Arbeitslosengeld zusteht, da er vom Arbeitsmarktservice als n icht 

arbeitsfähig eingestuft werde. Dies stel !t nach Ansicht der Behindertenverbände 

jedenfai is eine Benachtei l igung behinderter Menschen dar. 

Das Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales weist in seiner 

Ste l lung nahme darauf hin, daß die I nval iditätspension nur dann nicht zusteht, wenn 

jemand i nfolge seines körperl ichen oder geistigen Zustandes noch imstande ist. 

du rch eine Tätigkeit, die auf dem Arbeitsmarkt noch bewertet wird und die ihm unter 

b i l l iger Berücksichtigung der von ihm ausgeübten Tätigkeiten zugemutet werden 

kann, wen igstens die Hälfte . des Entgeltes zu erwerben. das ein körperl ich und 

geistig gesunder Versicherter regelmäßig durch eine solche Tätigkeit zu erzielen 

pflegt. Zu der behaupteten Diskriminieru ng wird darauf verwiesen ,  daß der Oberste 

Gerichtshof wiederholt (vg ! .  1 0  ObS 1 66/87, 1 0  ObS 345/89 ,  1 0  ObS 29190, 1 0  ObS 

48/90 , 1 00 ObS 93/92 und 1 0  ObS 338/98y) dargelegt hat, daß gegen d ie 

Verfassungsmäßigkeit der Differenzierung in den Anspruchsvoraussetzungen für d ie 

Zuerkennung einer I nval id itätspension nach § 255 Abs. 1 (überwiegende Tätigkeit in 

erlernten Berufen) und Abs. 3 ASVG (keine überwiegende Tätigkeit in erlernten 
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Berufen) keine Bedenken bestehen. Er hat dazu ausgeführt: "Der Gesetzgeber hat 

n icht nur in den §§ 273 Abs .  1 .  255 Abs. 1 einerseits und § 255 Abs. 3 andererseits 

im Rahmen des · ASVG 'für bestimmte Arbeitnehmer nach der Art der  ausgeübten 

Tätigkeit eine D ifferenzierung vorgenommen (eine weitere ergibt sich nach den §§ 

273 Abs. 2 und 255 Abs. 4 ASVG auch aus dem Alter des Versicherten) ,  sondern 

d ie Anspruchsvoraussetzungen aus dem Versicherungsfal l  der geminderten 

Arbeitsfähigkeit in den einzelnen Pensionsgesetzen (vgl .  § 1 24 BSVG, § 1 33 GSVG) 

durch Festlegung von in ihrem Umfang sehr voneinander abweichenden 

Verweisungsfeldern geregelt. Die Differenzierung erfolgt dabei nach objektiven 

Unterscheidungsmerkmalen - nach Berufsgruppen - , an g leiche Tatbestände (d ie 

Zugehörigkeit zu einer Berufsgruppe) aber werden g leiche Rechtsfolgen geknüpft." 

Im übriger) erklärt da$ Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales, daß 

derzeit keine Absicht besteht, den  Begriff der Inval id ität zu  ändern. D ie  Inval idität 

muß im Verlaufe der Serufstätigkeit eingetreten sein. 

Durch den Verweis des § 8 Abs. 1 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes auf den 

I nvalid itätsbegriff des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes sei jedoch 

grundsätzlich sichergestel lt, daß behinderte Menschen bei Ablehnung einer 

Invalid itätspension mangels I nval id ität und Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen 

Arbeitslosengeld erha lten. 

Bescheiderlassungspfl icht bei Entscheidungen des Rehabi l itationsaussch usses 

Rehabi litationsausschüsse entscheiden nur in Form von Mittei lungen und n icht 

mittels Bescheiden, obwohl nach Ansicht der Behindertenverbände bei Vorliegen der 

Voraussetzungen .sehr:. wohLein individueller. Rechtsanspruch besteht. Weiters wird 

kritisiert, daß d ie Entscheidungen der Rehabi l itationsausschüsse oftmals ohne 

Begründung ergehen . Seide genannten Vorgangsweisen benachteil igen nach 

Ansicht der Behindertenverbände behinderte Menschen ,  da es keinen Rechtszug 

gegen bloße M ittei lungen g ibt. 

Das Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales weist darauf h in ,  daß 

d ie Kr2r'!ker'!- bzw. Pensionsversicherungsträger Maßnahmen der  Rehabi l itation nach 
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pfl ichtgemäßem Ermessen zu gewähren haben.  Das bedeutet, daß d iese 

Versicherungsträger zur Leistung von Maßnahmen der Rehabi l itation zwar 

verpfl ichtet s ind,  d ieser Verpfl ichtung aber kein individuel ler Leistungsanspruch 

gegenübersteht. Auch über Maßnahmen der Rehabi l itation im Rahmen der 

gesetzl ichen U nfal lversicherung ist kein Bescheid zu erlassen . Die Forderung nach 

einer entsprechenden Bescheiderlassungspflicht stel lt aber eine a l lgemeine 

sozialpol itische Forderu ng und keinen Hinweis auf eine beh indertenspezifische 

Ben:!chte�: ;guTlgl'dap:; 

1 1 .5.  Ärztegesetz 1 998. BGBI. 1 Nr. 1 69/1 998 

Ressortzuständigkeit: SM für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Ordinationsstätten 

§ 56 . Abs . 1 :  Der Arzt ist verpflichtet, seine Ordinationsstätte 
1 .  in einem solchen Zustand zu halten, daß sie den hygienischen Anforderungen 
entspricht; 
2. durch eine entsprechende äußere Bezeichnung kenntlich zu machen. 

Abs.  · 2 : Der Amtsarzt der Bezirksverwaltungsbehörde hat die Ordinationsstätte zu 
überprüfen, wenn Umstände vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, daß sie den 
im Abs. 1 Z 1 angeführten Voraussetzungen nicht entspricht. Der Überprüfung ist ein 
Vertreter der Ärztekammer beizuziehen. Entspricht die Ordinationsstätte nicht den 
hygienischen Anforderungen, ist dem Arzt die Behebung der Mängel innerhalb einer 
angemessenen Frist aufzutragen. 

Abs. 3 :  Kommt bei der Überprüfung zutage, daß Mißstände vorliegen, die für das 
Leben und die Gesundheit von Patienten eine Gefahr mit sich bringen können, ist 
die Sperre der Ordinationsstätte bis zur Behebung dieser Mißstände von der 
Bezirksverwa/tungsbehörde zu verfügen. 

Die Behindertenverbände kritisieren ,  daß im Gesetz kein barrierefreier Zugang zu 

Ordinatio:1��tätte!": '.'orgesehen ist. Dies ist ihrer ,ß.ns:cht nach benachtei l igend ,  da 

behinderte Menschen dad urch in ihrem Recht auf freie Arztwahl eingeschränkt sind . 

I n  der Diskussion über die Novel le zum Ärztegesetz 1 998 wurde der barrierefreie 

Zugang zu Ord inationsstätten gefordert, a l lerd ings im Gesund heitsausschuß des 

Nationalrates von Vertretern al ler politischen Parteien mit Ausnahme des Grünen 

Klubs abgelehnt. 
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Das Bun-desmiriisteriLml für Arbeit, Gesundheit und Sozia les äUßert Verständnis für 

den Wunsch der Behindertenorganisationen, weist aber ebenfal ls darauf h in ,  daß d ie 

Aufnahme der gegenständl ichen Forderung in den parlamentarischen 

Verhandlungen zur Novel le 1 998 zum Ärztegesetz keine Mehrheit gefunden hat. Zu 

bedenken sei auch, daß aus kompetenz- und damit verfassungsrechtlichen Gründen 

mögl icherweise eine solche Regelung systematisch richtig in d ie Bauordnungen der 

einzelnen Länder aufgenommen werden sollte . Dies könnte analog ein iger 

Bestimmungen des Krankenanstaltenrechts, die auf d ie jewei l igen Bauordn ungen 

der Länder verweisen ,  geschlossen werden . Eine abschl ießende 

verfassungsrechtliche Beurteilung steht allerd ings noch aus. 

1 1 .6 .  Verordnung über vordringl iche Maßnahmen zur Erhaltung der 

Volksgesundheit. BGBI. Nr. 274/1 981 

Ressortzuständigkeit: BM für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

� Als vordringliche Maßnahmen zur Erhaltung der Volksgesundheit werden 
bezeichnet: . . .  
2. h umangenetische Vorsorgemaßnahmen insbesondere durch genetische 
Familienberatung, pränatale Diagnose und zytogenetische Untersuchungen. 

Einige Vertreter von Beh indertenverbänden kritisieren den Ausdruck 

"Volksgesundheit'" , da dieser ihrer Meinung nach aus der Zeit des 

Nationalsozialismus stammt. Sie wünschen daher eine entsprechende Änderung.  

Weiters fordern die Behindertenorganisationen die Aufnahme einer verpfl ichtenden 

umfassenden Beratung anläßl ich der pränatalen Diagnostik, so wie sie im 

Gentechnikgesetz bereits vorgesehen ist. 

Das Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales stel lt fest, daß es sich 

beim Begriff der nVolksgesundheit" keineswegs um eine Diktion handelt, d ie aus dem 

Dritten Reich stammt. Dieser Begriff wurde vielmehr bereits vorher verwendet und 

findet sich in zahlreichen Gesetzesstel len, so auch in der dieser Verordnung 

zugru ndel iege!1den gesetzl ichen Bestimmung des § 1 32c ASVG . 
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Im übrigen wird darauf hingewiesen ,  daß d ieser Begriff vom Verfassungsgerichtshof 

Im Sinne der sogenannten Versteinerungstheorie zur Auslegung des 

Kompetenztatbestandes "Gesu ndheitswesen" in Art. 1 0  Abs. 1 Z 1 2  B-VG 

herangezogen wird . Danach deckt sich der Begriff Gesundheitswesen mit den 

Angelegenheiten der Volksgesundheit und umfaßt die Obsorge für den al lgemeinen 

Gesundheitszustand der Bevölkerung (vg l .  VfSlg.  Nr. 3650 , 4609 u .a . ) .  Es steht zu 

befürchten . daß eine 8egriffsänderung Auswirkungen auf d ie Ausleg ung des 

Kompetenztatbestandes "Gesund heitswesen" durch den Verfassungsgerichtshof 

hätte . E ine Änderung wird daher seitens des Bundesministeriums für Arbeit, 

Gesund heit und Soziales abgelehnt. 

Was die Aufnahme einer Bestimmung über die umfassende Beratung betrifft, so 

weist das Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales darauf h i n ,  daß es 

sich bei der genannten Verordnung led igl ich um eine Bestimmung handelt, d ie 

regelt, in welchen Fäl len die Krankenversicherung d ie Kosten solcher 

U ntersuchungen übernimmt. Im übrigen sind Ärzte ganz allgemein verpfl ichtet , vor 

der Vornahme einer U ntersuchung d ie betroffene Person umfassend über d ie Art der 

vorzunehmenden Untersuchung , deren Risken und die Folgen eines bestimmten 

Untersuchungsergebnisses aufzuklären .  

1 1 .7 .  Famil ienlastenausgleichsgesetz. BGBI. Nr. 376/1 967. idF BGBI. I Nr. 

30/1 998 

Ressortzuständigkeit: SM für Umwelt, Jugend und Fami l ie 

Freifahrten und Fahrtenbeih i lfe für Lehrlinge 

§ 30j Abs. 2:  Der Fahrpreisersatz darf nur für Lehrlinge in einem gesetzlich 
anerkannten Lehrverhältnis geleistet werden, die eine betriebliche Ausbildungsstätte 
im Bundesgebiet oder im grenznahen Gebiet im Ausland besuchen und für die 
Familienbeihilfe bezogen wird . . . .  

Die Behindertenverbände kritisieren ,  daß Freifahrten und Fahrtenbeihi lfe nur für 

Lehrl inge in gesetzlich anerkannten Lehrverhältn issen existieren.  Dies stel le eine 

Benachtei l igung behinderter Jugendl icher dar, d ie oftma ls ihre Ausbi ldung in 
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experimentellen, n icht gesetZliCh geregelten Ausbildungsgängen erhalten , da das 

Berufsausbildungsgesetz nur standardisierte Ausbildungen ohne Rücksicht auf die 

Bedürfnisse behinderter Menschen kenne. Die Einschränkung auf gesetzlich 

anerkannte Ausbi ldungen sol lte daher entfal len.  An ihre Stelle könnten qual itative 

Merkmale hinsichtlich des Ziels und der Dauer der Ausbi ldung treten. 

Das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Fami l ie weist in seiner 

Stel lungnahme darauf h in ,  daß d ie gegenständl iche Regelung speziell für behinderte 

Jugendl iche im Erlaßwege bereits ausgeweitet worden ist. Behinderte, d ie 

Einrichtungen gemäß §§ 29 und 30 des Berufsausbildungsgesetzes besuchen ,  

können eine .Freifahrt erhalten ,  wenn der Besuch dieser Einrichtung in  ein späteres 

Lehrverhäitn is eingerechnet wird .  

Weiters wird mit einer Novelle zum Famil ienlastenausg leichsgesetz d ie i m  Herbst 

1 998 e ingeführte "Vorlehre" aufgenommen, so daß auch Lehrlinge, d ie d iese 

Vorlehre besuchen, in den Genuß der Freifahrten bzw. Fahrtenbeih i lfe kommen 

können. Eine weitere Ausweitung sei nicht möglich . "  

Die nachfolgenden Punkte wurden in  der Unterarbeitsgruppe behandelt. 

1 1 .8. Schylorganjsationsgesetz (SchoG). 8G81. Nr. 242/1 962 idF 8G81.  I Nr. 

20/1 998. Aüfnahms- ynd Eignungsprüfungsverordnung (AufnEignPr-VO). 

8GBI. Nr. 291 /1 975 idF 8G81. 1 99/1 985 in Verbindung mit Beamtendienst­

rechtsgesetz (80G). 8G81. Nr. 333/1 979 idF 8GBI. I Nr. 30/1 998 und Vertrags­

bedienstetengesetz (VBG). BGBI. Nr. 86/1 948 idF BGBI. I Nr. 35/1 998: 

Ressortzustähdigkeit: SM für Unterricht und .kulturelle Angelegenheiten und SM für Finanzen 

1 I .8.a. Aufnahmsvoraussetzungen 

§ 1 2 1  SchOG: " Voraussetzung für die Aufnahme in eine Pädagogische Akademie ist 
die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung einer höheren Schule. Ferner ist die 
körperliche Eignung für die Ausbildung an der Pädagogischen Akademie 
nachzu�Ajeisen. " 
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Diese Regelung verlangt den Nachweis einer (auch körperlichen) Eignung fü r d ie 

Absolvieru ng der Pflichtschul lehrerausbi ld ung. 

Problem: 

Durch d iese Vorschrift sind bestimmte Gruppen behinderter Menschen aufg rund 

ihrer Behin·derung vom Studium an einer Pädagog ischen Akademie ausgesch lossen .  

Ergebnis: 

Die Mehrheit der Untergruppe vertritt d ie Auffassung,  daß d iese Bestimmung 

behinderte Menschen benachtei l igen kann und daher geändert werden sol lte . 

Das BM für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten weist darauf h in ,  daß § 1 2 1 

Schu lorganisationsgesetz der Sicherheit der Schüler d ient, spricht sich aber für eine 

d ifferenzierte Betrachtungsweise aus . N icht jede Behinderung sol l  ein 

Aussch lußgrund für die Aufnahme in eine PÄDAK sein ,  sondern es sol lte auf d ie 

Eignung zur \Nahrnehmung der wesentlichen .AlJfsichtspfl ichten ankommen. I n  

d iesem Zusammenhang kann sich das BMUkA gewisse Befreiungs- und 

Differenzierungsbestimmungen bei den Eingangsvoraussetzungen vorstel len . 

Der Vertreter des BM für Finanzen erklärt in seiner Stel lungnahme, daß sowohl das 

Beamten-Dienstrechtsgesetz als auch das Vertragsbedienstetengesetz expl izit nur 

auf d ie persön l iche und fach liche Eignung verweisen ,  wobei d ie persönl iche Eignung 

auch die Dimension der körperlichen Eignung umfaßt. Aufgrund der versch iedensten 

Anforderungsprofi le der ca . 1 80 . 000 Arbeitsplätze im Bundesdienst wurde bewu ßt 

auf die Aufnahme spezieller Eignungsvoraussetzungen verzichtet, sondern der 

unbestimmte Rechtsbegriff der persönl ichen und fachl ichen Eig nung gewählt. Dieser 

läßt den vol lziehenden Stellen den entsprechenden Spielraum für d ie im Einzelfa l l  

notwend ige Prüfung der  Eig nung.  Eine Änderung dienstrechtlicher Vorschriften ist 

daher nach Ansicht der BMF nicht erforderl ich. 

Die Vertreterin des Grünen Klubs im Parlament spricht sich für d ie ersatzlose 

Streichung d ieser Bestimmung aus. 
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1 1 .8.b. Feststellung der körperlichen Eignung im Rahmen der Eignungsprüfung 

§ 1 4a Abs. 1 AufnEignPr-VO: "Zur Feststellung der körperlichen Eignung des 
Aufnahmsbewerbers ist im Rahmen der Eignungsprüfung an den Bildungsanstalten 
für Kindergartenpädagogik und den eine schulärztliche Untersuchung durchzuführen, 
in deren Rahmen auch eine Aussage über den Grad etwaiger Sprachfehler und 
deren Behebbarkeit zu treffen ist. Hilfsbefunde von Fachärzten bzw. von 
Diplomierten Logopäden können eingeholt werden. Bei unbehebbaren Sprachfehlem 
ist die körperliche Eignung nicht gegeben. U 

Problem: 

Durch diese Regelung sind bestimmte Gruppen behinderter Menschen aufgrund 

ihrer Behinderung vom Studium an den Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik 

bzw. den Bildungsanstalten für Sozialpädagogik ausgesch lossen.  

Ergebnis: 

Die Untergruppe kommt mehrheitl ich zum Schluß, daß d ie Bestimmung des 

§ 1 4a Abs. 1 der Aufnahms- und Eignungsprüfungsverordnung behinderte 

Menschen benachteil igen kann und daher geändert werden sollte . 

Im wesentlichen werden d ieselben Argumente wie zum § 1 2 1  SchOG vorgebracht. 

Die Vertreterin des Grünen Klubs im Parlament spricht sich für d ie ersatzlose 

Streichung d ieser Bestimmung aus. 

1 1 .9. Richterdienstgesetz (ROG). BGBI. Nr. 305/1 961 idF BGBI. I Nr. 30/1 998: 

Ressortzuständigkeit: SM für Justiz und SM für Finanzen 

1 I' .9.a. Aufnahmeerfordern isse 

§ 2 Abs. 1 : "Erfordemisse für die Aufnahme in den richterlichen Vorbereitungsdienst 
sind: . . .  die uneingeschränkte persönliche, geistige und fachliche Eignung sowie die 
körperliche Eignung für den Richterberuf. " 

Problem: 

Diese Bestimmung schl ießt vor allem sinnesbehinderte Juristen vom Richteramt aus.  
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Ergebnis :  

Die Mehrheit der Untergruppe sieht die gegenständl iche Regelung als 

benachteilgend an.  

Das BM für J !...!stiz spricht s ich demgegenüber für d ie unveränderte Beibehaltung 

d ieser Bestimmung aus. Sowohl die dem Richter vorgeschriebene 

Verfahrensführung als auch d ie ihm übertragene Entscheidung bed ingen d ie 

Voraussetzung der körperl ichen Eignung . Zur Aufklärung des stritt igen 

Sachverhaltes sei es erforderlich , daß der Richter über d ie Fähigkeit zu unmittelbarer 

eigener Wahrnehmung (und zwar auch in optischer und akustischer Hinsicht) 

verfügt. Ausdrücklich verwiesen wurde auch a uf d ie Prinzipien des in der 

Menschenrechtskonvention geforderten rechtsstaatlichen Verfahrens (Mündl ichkeit, 

Unmittelbarkeit und freie Beweiswürd igung). 

Überd ies sehe die österreichische Bundesverfassung keine "Spezialrichter" für 

bestimmte beschränkte Aufgaben vor. 

1 1 . 1 0 .  Berufsausbi ldungsgesetz, 8GBI .  Nr. 1 42/1 969 idF BGB I .  1 Nr. 1 00/1 998:  

Ressortzuständigkeit: SM für wirtschaftliche Angelegenheiten 

Problem: 

Die derzeitige Form der Lehre könnte als benachtei l igend vor allem für geistig und 

lernschwache, aber auch für sinnesbeh inderte Jugend l iche gesehen werden.  

I ntegration im Ausbildungsbereich erfordert in vielen Fällen eine flexible Gestaltung 

des Berufsausbi ld ungsgesetzes. Durch variable Dauer der Ausbildung , inhaltl iche 

Anpassung zum Ausgleich behinderungsbed ingter Benachtei l igungen oder Ersatz 

des mündl ichen Teils der Lehrabschlu ßprüfungen (z. B .  für Hörbeh inderte) könnten 

d ie normalen Ausbi ldungsgänge mög lichst vielen behinderten Menschen zugängl ich 

gemacht werden. 

Gewünscht wären daher einerseits eine flexible Gesta ltung des 

Berufsausbi ldungsgesetzes und andererseits auch andere Formen der 

III-178 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)94 von 127

www.parlament.gv.at



- 92 -

Qual ifizierungen wie bspw. die sogenannte "Anlehre" und deren gesetzl iche 

Anerkennung.  

Ergebnis: 

Die Mehrheit der U ntergruppe ist der Ansicht, daß hier eine Benachtei l igung vorl iegt 

und begrüßt eine Flexibil isierung des Berufsausbi ldungsgesetzes sowie d ie 

gesetzl iche Anerkennung anderer Ausbildungsformen .  

D ie  Vertreterin des Grünen Klubs im Parlament vertritt al lerdings die Meinung, daß 

es keine zweite Ausbildungsschiene speziell für geistig behinderte J ugendl iche 

geben sol lte, da d ies ebenfal ls d iskriminierend wirke. 

Das BMwA verweist in seiner schriftl ichen Stel lungnahme auf die vor kurzem im 

Parlament verabschiedete Novelle zu § ab des Berufsausbildungsgesetzes, wonach 

befristet bis zum 31 . 1 2.2002 eine sogenannte Vorlehre "zur  Verbesserung der 

Eing liederung von benachtei l igten J ugendl ichen mit persönl ichen 

Vermittlungshindernissen" eingerichtet wurde. Zweck d ieser Vorlehre ist d ie 

Vermitt lung des Bildungsinhaltes des ersten Lehrjahres in höchstens 2 Jahren und 

damit eine Vorbereitung auf d ie folgenden Lehrjahre. 

Weitere Aspekte: 

Al Ausbildungsordnungen und Berufsbilder 

1 .  Von Vertretern der Behindertenorgan isation wird die Schaffung spezifischer 

Lehrberufe für Behinderte abgelehnt. 

2. Umgekehrt ist es aus der Sicht des Bundesministeriums für wirtschaftl iche 

Angelegenheiten n icht vorstellbar, in jeder einzelnen Ausbildungsordnung ' der ca. 

250 derzeit bestehenden Lehrberufe eine Auflistung jener Kenntnisse und 

Fertigkeiten,  deren Vermittlung bei der Ausbildung von behinderten Personen 

entfal len kann,  e inzufügen. Diese Ansicht wird von den Behindertenvertretern 

akzeptiert. 

3. In den besonderen selbständigen Ausbildungseinrichtungen gem. § 30 des 

Berufsausbildungsgesetzes wird schon derzeit bei der Ausbildung von behinderten 
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Personen auf d ie dabei erforderl iche spezielle Ausbi ldungsmethodik und 

Ausbild ungspädagogik Rücksicht genommen, ohne daß d ies im Berufsausbildungs­

gesetz oder in den Ausbi ldungsvorschriften einer besonderen Regelung bed ürfte .  

B) Verhältnis d�r §§ 28 und 29 Abs. 4 BAG 

Die Anrechnungsbestimmungen für schul ische Ausbild ungen gem . § 28 BAG 

kommen für Beh inderte , d ie solche Schulen besuchen,  in derselben Weise zur 

Anwendung wie für n ichtbehinderte Personen . Die Anrechnungsregelung des § 29 

Abs. 4 BAG erfaßt h ingegen a ls lex special is zusätzl ich nichtschu l ische 

Ausbi ldungseinrichtungen für behinderte Personen. Es erfolgt somit keine 

Diskrimin ierung von behinderten Personen, d ie eine schu lische Ausbi ldung i .S .  d es § 

28 BAG absolvieren .  

C) Lehrabschlu�prüfung 

§ 21 des Berufsausbildungsgesetzes legt den Zweck der Lehrabsch lußprüfung fest 

und bestimmt, daß die Lehrlingsstellen dafür  zu sorgen haben, daß die Lehrl inge 

nach Abschluß ihrer Lehrzeit die Lehrabsch lußprüfung ablegen können . Weiters 

werden den Lehrl ingsstel len verschiedene Pflichten zur organisatorischen 

Sicherstel lung eines reibungslosen Prüfungsablaufes auferlegt. Aus d iesen 

Bestimmungen erg ibt sich auch , daß die Lehrl ingsstel len d ie geeigneten 

Maßnahmen zur Durchführung der Lehrabsch lußprüfung bei Beh inderten zu treffen 

haben. Es g ibt somit aus der Erfahrung des Wirtschaftsministeriums keine Probleme 

in d iesem Bereich . 

Dl Resümee 

Behinderte können der Natur der Sache nach nur Berufe erlernen, die den 

Beeinträchtigungen der behinderten Personen entsprechen. Es gibt daher im 

Bereich der berufl ichen Ausbi ldung von Behinderten im Rahmen der Lehre - und 

somit auch bei der Durchführung von Lehrabschlußprüfungen - g rundsätzlich keine 

Probleme. Solange a lso d ie Berufsausbi ld ung von Behinderten entsprechend 
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funktioniert, sollte man von Änderungen der gesetzlichen Bestimmungen des 

Berufsausbildungsgesetzes und der sonstigen Ordnungsvorschriften im Bereich der 

Lehrl ingsausbildung Abstand nehmen. 

Wenn Schwierigkeiten - so auch bei der Durchführung von Lehrabschlußprüfungen 

- auftreten,  sol lten d iese dem Wirtschaftsministerium bekanntgegeben werden , 

damit es d iesbezügl ich d ie Lehrl ingsstellen instruieren kann .  

1 1 . 1 1 .  Gewerbeordnung 1 994 IGewO). BGBI. Nr. 1 94/1 994 idF BGB I . 1 Nr.  

30/1 998: 

Ressortzuständigkeit: SM für wirtschaftliche Angelegenheiten 

1 I . 1 1 .a. Meisterprüfungsordnungen 

§ 20 Abs . 1 :  W " Für Handwerke, die häufig von Behinderten ausgeübt werden, ist in 
der Meisterprüfungsordnung vorzusehen, daß die Prüfungen in einer dem 
Gebrechen des Behinderten angepaßten Weise stattzufinden haben. " 

Problem: 

Ein rler Beh inrlp.rung. angepaßter Prlifungsmodus g i lt nur für Handwerke, die "häufig 

von Behinderten- ausgeübt werden". -

I n  Gesprächen zwischen dem Bundesmin isterium für wirtschaftliche 

Angelegenheiten und Vertretern der Behinderten wurde im I nteresse einer 

verstärkten Berücksichtigung behinderter Menschen wurde eine Änderung der 

Gewerbeordnung 1 994 in Aussicht genommen. Dementsprechend sol lte im § 20 

Abs. 1 der Gewerbeordnung 1 994 der letzte Satz gestrichen werden. In  einer neu zu 

schaffenden Bestimmung sollte einerseits n icht bloß auf Meisterprüfungen, sondern 

auf Befähigungsprüfungen schlechth in abgestellt werden. Weiters erscheint d ie 

Bestimmung "tür Handwerke, d ie häufig von Behinderten ausgeübt werden" n icht 
. . . . 

sehr �ussagekräftig .  Es . sol lte daher andererseits eine al lgemeine und bessere 

Formul ierung gefunden werden, d ie nicht auf die besonderen Merkmale einzelner 

Gewerbe abgestellt ist. 
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Was das vom Behindertenvertreter gewünschte Diskrimin ierungsverbot In 

Verordnungsermächtigungen betrifft, wurde darauf hingewiesen , daß die 

Gewerbeordnung hierfür hicht d ie geeignete Rechtsgrund lage darstel lt .  Es wurde in 

diesem Zusammenhang auf das an läßl ich der Gewerberechtsnovel le 1 997 in das 

EGVG aufgenommene allgemeine Benachtei ligungsverbot Behinderter hingewiesen . 

• • " .. .,J-
�'<!; 

Die oben erwähnte Änderung der Gewerbeordnung 1 994 wird al lerd ings erst nach 

der nächsten N ovell ierung der Gewerbeordnung 1 994 erfolgen können . 

1 1 . 1 2. Al lgemeine Bergpolizeiverordnung. 8GBI. Nr. 1 1 4/1 959 idF 8G81 .  11 Nr. 

1 34/1 997 (vgl. § 1 95 Abs. 1 Z 4 8G81. I Nr. 38/1 999): 

Ressortzuständigkeit: SM. für wirtschaftliche Angelegenheiten 

1 1 . 1 2.a. 

§ 327 Abs . 1 :  "Mit einer Krankheit oder einem Gebrechen behaftete Personen, die 
info/ge ihres Zustandes sich oder andere gefährden können, dürfen beim Bergbau 
nicht beschäftigt werden. " 

Die Regelung d ient der Sicherheit der im Bergbau Beschäftigten. 

Problem: 

Die Ausdrucke "Gebrechen" und "behaftet" sind nicht mehr zeitgemäß. In d ieser 

Bestimmung wird eine - wenn auch nur gedankl iche - Verbindung von kranken bzw. 

behinqerten Personen mit einer Gefährdung für andere Personen hergestel lt. 

Ergebnis: 

Die Untergruppe ist mehrheitlich der Ansicht, daß d iese Bestimmung d iskriminierend 

ist . 

Das BM für wirtschaftliche Angelegenheiten sieht diese Bestimmung als nicht 

d iskrimin ierend an .  
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1 1 .1 3.  Betriebsordnung für den nichtl inienmäßigen Personenverkehr (BO 1 994). 

BGBI.  951 /1 993 idF BGBI. Nr. 1 028/1 994: 

Ressortzuständigkeit: SM für Wissenschaft und Verkehr 

I I . 1 3 .a .  

§ 6 Abs. 1 Z 2:  "Der Ausweis ist auszustellen, wenn der Bewerber . . .  körperlich so 
leistungsfähig ist, daß er den sich aus der Eigenart des Gewerbes für ihn allenfalls 
ergebenden Verpflichtungen (insbesondere Verladen von Gepäck und Unterstützung 
körperlich behinderter Fahrgäste) nachkommen kann. " 

Problem: 

Die Ausstellung des Taxilenkerausweises und damit die Ermög l ichung der 

Berufsausübung ist abhäng ig von einer bestimmten körperl ichen Leistungsfähigkeit. 

Ergebn is: 

Die U ntergruppe vertritt mehrheitlich d ie Meinung, daß diese Bestimmung behinderte 

Menschen benachtei l igt und daher d ie Voraussetzung der körperlichen Eignung zu 

streichen wäre. 

Das zuständige BM für Wissenschaft und Verkehr s ieht d iese Bestimmung n icht als 

behindertenbenachteil igend an .  Wie es in seiner schriftl ichen Stel lungnahme 

ausführt, soll d iese Gesetzesstelle im Gegenteil e in bestmögl iches Service gerade 

für behinderte Menschen sicherstellen . 
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D) Bericht der Untergruppe 

"Bildung-Erziehung-Kultur" 

I . Al lgemeiner Tei l  

I n  drei Sitzungsterminen ( 1 8 . Mai 1 998, 24. Jun i  1 998 und 2 1 . Dezember 1 998) 

wurden unter Vorsitz des federführend zuständ igen Bundesministeriums fü r 

Unterricht und kulturel le Angelegenheiten jene schulrechtlichen Bestimmungen ,  d ie 

nach Ansicht der Behindertenverbände Benachteil igungen beh inderter Personen 

beinhalten ,  d iskutiert. D iskussionsgrundlage war eine dem Forderungsprogramm der 

Behindertenverbände entsprechende und nach den einzelnen Gesetzesmaterien 

gegl iederte Arbeitsunterlage. 

In einer weiteren Sitzung am 1 1 .  Jänner 1 999 wurden unter Vorsitz des federführend 

zuständig�,., Rl lndesmin isteriums für Wissenschaft und Verkehr Bestimmungen im 

Bere ich des Hochschulrechts erörtert, d ie behinderte Personen benachtei l igen 

können . 

Das Besprechungsergebnis zu den betreffenden Gesetzesstellen ist der 

nachfolgenden Aufg l iederung zu entnehmen.  

1 1 .  Besonderer Tei l 

1 1 . 1 . Schulpfl ichtgesetz 1 985 (SchPflG). 8GBI.  Nr. 76/1 985 idF BGBI .  

Nr. 768/1 996: 

Ressortzustäiidigkeit: SM für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten 

1 1 . 1 .a. Schulbesuch bei sonderpädagogIschem Förderbedarf 

§..k ,, (1) Schulpflichtige Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf (§ 8 Abs. 1) 
sind berechtigt, die allgemeine Schulpflicht entweder in einer für sie geeigneten 
Sonderschule oder Sonderschulklasse oder in einer den sonderpädagogischen 
Förderbedarf erfüllenden Volksschule, Hauptschule oder Unterstufe einer 
allgemeinbildenden höheren Schule (Abs. 2 letzter Satz) zu erfüllen, soweit solche 
Schulen (Klassen) vorhanden sind und der Schulweg den Kindern zumutbar oder der 
Schulbesuch auf Grund der mit Zustimmung der Eltern oder sonstigen 
Erziehungsberechtigten des Kindes erfolgten Unterbringung in einem der Schule 
angegliederten oder sonst geeigneten Schülerheim möglich ist. " 
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§ 8b: "Schulpflichtige Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die keine 
Volksschule, Hauptschule oder Unterstufe einer allgemeinbildenden höheren Schule 
gemäß § 8a oder nicht die Polytechnische Schule im Rahmen des Schulversuches 
gemäß § 131  a des Schulorganisationsgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBI. Nr. 327/1 988 besuchen, haben ihre allgemeine Schulpflicht in einer ihrer 
Eigenart und Schulfähigkeit entsprechenden Sonderschule oder Sonderschulklasse 
zu erfüllen, soweit solche Schulen (Klassen) vorhanden sind und der Schulweg den 
Kindern zumutbar oder der Schulbesuch auf Grund der mit Zustimmung der Eltern 
oder sonstigen Erziehungsberechtigten des Kindes erfolgten Unterbringung in einem 
der Schule angegliederten oder sonst geeigneten Schülerheim möglich ist. " 

Anm . :  Diese Bestimmungen treten schulstufenweise aufsteigend in  Kraft (vgl .  § 3 0  Abs. 5 
Z 3 idF BGBI .  Nr. 768/1 996) 

1 I . 1 .b. Befreiung eines Kindes von der al lgemeinen Schulpflicht wegen 
Schulunfähigkeit 

� ,, (1) Schulunfähige Kinder sind von der allgemeinen Schulpflicht zu befreien, 
solange die Schulunfähigkeit dauert. 

(2) Schulunfähigkeit liegt vor, wenn medizinische Gründe einen Schulbesuch 
ausschließen, nach einem angemessenen Beobachtungszeitraum mit besonderer 
Förderung kein Entwicklungsfortschritt feststellbar ist oder der Schulbesuch eine 
unzumutbare Belastung für das Kind darstellen würde. " 

Im Bereich des Schulpflichtgesetzes konnte zu den Themen "sonderpädagog ischer 

Förderbedarf' sowie "Befreiung von der al lgemeinen Schu lpflicht wegen 

Schulunfähigkeit" keine Annäherung zwischen den Behindertenverbänden u nd dem 

Unterrichtsressort erzielt werden. Dies deshalb, da der Begriff der "Schulunfähigkeit
" 

an die Definition "Schule", wie sie § 2 des Privatschulgesetzes vornimmt und wie 

d ies einschlägige Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshofes untermauern 

(Slg . N r. 1 505,  2207, 3234 , 3801 , 4290), anknüpft und med izin ische Gründe gegen 

den Besuch einer Schule (im S inne oben erwähnter Defin ition)  sprechen können .  Die 

Beibehaltung der Schulunfähigkeit gemäß § 1 5  des Schulpflichtgesetzes 1 985 

erscheint aus Sicht des Bundesministeriums für U nterricht und kulturelle 

Angelegenheiten geboten , .  da jene Bestimmung auf den Gesundheitszustand des 

Kindes abstellt u nd diese Kinder im Rahmen des schulmäßigen Unterrichtes 

(Mehrzah l  von Schülern , Unterricht nach einem Lehrplan,  Vermittlung von 

al lgemeinbi ldenden und berufsbildenden Kenntnissen verbunden mit einem 

erzieherischen Ziel) - der häusl iche Unterricht l iegt ledig lich im Bezug auf 
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leistungsspezifische Abschlüsse (Externistenprüfungen) in der Verantwortl ichkeit des 

Schulwesens - nicht gefördert werden können , sondern nur im Rahmen von 

Einzeimaßnahmen,  die im Bereich des Sozial- und Gesu ndheitswesens l iegen, 

gefördert werden können. 

Dies auch unter dem Gesichtspunkt, daß d ie Diskussion um den 

sonderpädagog ischen Förderbedarf als pädagog isches Konzept nicht neu aufgerol lt 

werden sollte. Ferner wird darauf h ingewiesen , daß § 8a des Schulpflichtgesetzes 

einen bed ingten Rechtsanspruch auf Integration für schulpfl ichtige Kinder m it 

sonderpädagog ischem Förderbedarf beinhaltet und somit eine Verpfl ichtung des 

Bezirksschulrates besteht, al les Erforderliche zu veranlassen . damit der 

Förderbedarf erfül lt werden kann .  Ferner wird darauf hingewiesen,  dass 

Limitierungen, d ie sich im Hinbl ick auf Planstellen ergeben, auch für nicht behinderte 

Kinder zum Tiagen kommen. 

Aus der Sicht der Behindertenorganisationen ist es hingegen eine schwere 

Benachteil igung , daß beh inderten Kindern derzeit der Besuch der Volks-, Haupt­

oder allgemeinbi ldenden höheren Schu le mit der Beg ründung verweigert werden 

kann ,  daß sie an der frag lichen Schu le nicht sonderpädagogisch gefördert werden 

könnten.  Keinem nicht behinderten Kind kann mangels P lanstel le oder 

Überforderung der Unterricht verweigert werden . Daher muß die Einschränkung auf 

Schu len,  d ie den Förderbedarf erfül len können,  entfal len.  

Zur Frage der Schulunfähigkeit: Die Vertreter der Behindertenorganisationen sehen 

im 1 .  ZP zur MRK und dem neu gefaßten Artikel 7 B-VG ein grundsätzl iches Anrecht 

jeden Kindes (egal mitweicherBehinderung) auf Bi ldung .  Für Kinder aufg rund eines 

bestimmten Gesundheitszustand gar nichts mehr zu tun ist eine klare 

Diskriminierung . Noch immer erkläre das Gesetz die Schulverwaltung gänzlich 

unverantwortlich für eine kleine Gruppe besonders schwer behinderter Kinder. Auch 

wenn in Einzelfällen Schulen nicht die richtige Lösung sein sol lten ,  hat doch die 

Schu lverwaltung auch d iesen Kindern verantwortlich zu einer ihrer Lebenslage 

adäquaten Bi ldung und Betreuung außerhalb der Schu le zu verhelfen .  
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Daher sei in § 1 5  Schulpflichtgesetz der Begriff der "Schulunfähigkeit" zu streichen.  

An seine Stelle so l l  e in Anspruch auf Unterricht bzw. Förderung außerhalb der 

Schule treten .  

Seitens des Bundesministeriums für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten wird 

dazu folgendes angemerkt 

Artikel 2 des ( i . )  Zusatzprotokolls zur MRK normiert n icht ein grundsätzl iches 

Anrecht auf Bildung,  sondern besagt, dass n iemanden das Recht auf Bi ld ung 

verwehrt werden darf. 

Bezüg l ich der "U nverantwortlichkeit" der Schulverwaltung ist zu bemerken,  daß 

"med izin ische Gründe" einen Schulbesuch ausschließen. Zudem wird ausgeführt. 

daß besonders schwer behinderte Kinder nur im Rahmen von Einzeimaßnahmen, 

d ie im Bereich des Sozial- und Gesundheitswesen l iegen ,  - keine Kompetenz des 

Bundesministeriums für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten - gefördert werden 

können.  Dennoch besteht d ie Mög lichkeit gemäß § 25 Abs . 4 des 

Schulorganisationsgesetzes an Krankenanstalten und ähnl ichen E inrichtungen 

Klassen od.er Kurse einz�richten bzw. der Führung von Heilstättenschulen . I n  

d iesem 8&rslcn:·.wird- auf d ie Gssetzgebungs- und Vol lzugskompetenz der Länder 

verwiesen . 

1 1 .2. Schulunterrichtsgesetz (SchUG). BGBI. Nr. 472/1 986 idF BGBI.  I Nr. 22/1 998 

bzw. Schulunterrjchtsgesetz für Berufstätige (SchUG-B). BGBI. I Nr. 33/1 997: 

Ressortzuständigkeit: SM für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten 

11.2.3. Aufnahme als ordentlicher Schüler/Studierender 

1 I .2.a.ä. 

§ 3 SchUG: ,, (1) Als ordentlicher Schüler ist nach Maßgabe des § 5 aufzunehmen, 
wer 
a) die gesetzlichen Aufnahmsvoraussetzungen für die betreffende Schularl und 
Schulstufe erfüllt, 
b) die Unterrichtssprache der betreffenden Schule soweit beherrscht, daß er dem 
Unterricht zu folgen vermag, und 

III-178 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 103 von 127

www.parlament.gv.at



- 1 0 1 -

c) die gesundheitliche und körperliche Eignung für die betreffende Schulart besitzt, 
zu deren Feststellung im Zweifelsfalle ein Gutachten des Schularztes oder 
Amtsarztes e;;;zühclcm ist. 

(7b) Für die Aufnahme von behinderten Kindem ist Abs. 1 lit. c insoweit nicht 
anzuwenden, als die gesundheitliche und körperliche Eignung Bestandteil des 
Verfahrens zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfes (§ 8 Abs. 1 
des Schulpflichtgesetzes 1 985, BGBI. Nr. 76, in der jeweils geltenden Fassung) 
waren. (I 

1 1 .2.a.b. 

§ 5 Abs. 1 Sch UG-B: "Als ordentlicher Studierender ist aufzunehmen, wer 
1 .  die gesetzlichen Aufnahmsvoraussetzungen erfüllt, 
2. die gesundheitliche und körperliche Eignung besitzt und 
3. nicht den Besuch einer gleichen Ausbildung gemäß § 32 Abs. 1 Z 1 und 3 bis 5 
dieses Bundesgesetzes beendet hat. " 

1 1 .2.b. Aufnahmsverfahren:  

§ 5 Abs . 4 SchUG:  " Wenn unter Bedachtnahme auf Abs. 3 nicht alle 
Aufnahmsbewerber in eine Schule, für die kein Schulsprengel besteht, 
aufgenommen werden können, sind alle Aufnahmsbewerber nach ihrer Eignung 
(Lemerfolg in den bisher zurückgelegten Schulstufen) und dem Ergebnis einer 
allfälligen Aufnahms- oder Eignungsprüfung zu reihen. Der 
Schulgemeinschaftsausschuß kann unter Bedachtnahme auf die Aufgabe der 
betreffenden Schulart (Form, Fachrichtung) nähere Bestimmungen über die Reihung 
festlegen. Die nach dem Ergebnis der Reihung Geeigneteren sind aufzunehmen. " 

Bezüg lich der Aufnahme als ordentl icher Schüler bzw. des Aufnahmeverfahrens wi rd 

festgehalten , daß das Unterrichtsressort die Gesetzesstel len,  die die "Aufnahme als 

ordentl icher Schüler" betreffen ,  auf ihre Aktual ität überprüfen und gegebenenfalls 

Änderungsvorschläge erarbeiten wird . 

D ie Behindertenorganisationen sehen in § 5 Abs . 4 SchUG eine mittelbare 

Diskriminierung . Das scheinbar neutrale Kriterium der besseren Leistung 

benachte i l ige behinderte Schü lerinnen eminent. 

Hinsichtlich § 5 Abs. 1 liegen nur mehr Formul ierungsprobleme vor. 

Seitens des Bundesministeriums für Unterricht und ku lturelle Angelegenheiten wird 

noch folgendes bemerkt: 
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Der Feststel lung , daß hinsichtlich § 5 Abs. 1 des Schulunterrichtsgesetzes 

Formul ierungsprobleme vorliegen, kann seitens des Unterrichtsressorts n icht gefolgt 

werden , zumal in der Diskussionsunterlage der Entfal l  der betreffenden Bestimmung 

vorbehaltlich einer Abklärung mit med izin ischen Experten bzw. der Ärztekammer 

vorgeschlagen wurde. 

1 1 .3.  Schulorganisationsgesetz (SchOG). BGBI.  Nr. 242/1 962 idF BGBI I 

Nr. 20/1 998 

Ressortzuständigkeit: SM für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten 

1 1 .3.a. Klassenschülerzahl 

� ,,(1) Die Klassenschülerzahl an der allgemeinbildenden höheren Schule darf 30 
nicht übersteigen und soll 20 nicht unterschreiten. Um Abweisungen zu vermeiden, 
kann die Klassenschülerhöchstzahl bis zu 20 vH überschritten werden; darüber hat 
die Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden. 

(1 a) Sofern in Klassen der allgemeinbildenden höheren Schulen ein integrativer 
Unteriicht von- Kindem mit und ohne sonderpädagogischem Förderbedarf erfolgt, 
sind im Durchschnitt (bezogen auf das Bundesland) mindestens fünf Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf zu unterrichten. Bei der Feststellung der 
Klassenschülerzahl gemäß Abs. 1 zählt jedes Kind mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf doppelt. Die Führung von Integrationsklassen ist kein Grund für die 
Überschreitung der Klassenschülerhöchstzahl gemäß Abs. 1 . "  

Seitens der Behindertenverbände wird gefordert, daß d ie Bestimmung des 

§ 43 Abs. 1 a  SchOG betreffend KlassenschÜlerhÖchstzahlen , d ie eine Begünstigung 

der Integrationsstandorte beinhaltet keine Überschreitung der 

Klassenschülerhöchstzahlen in Parallelklassen auf Grund einer Integrationsklasse -

gestrichen wird .  

Diese Fordeiüng wir.d i n  das legistische Maßnahmenpaket Übernommen werden . 

H insichtl ich der Forderung nach Streichung der Mindestzahl von fÜnf SchÜ lern 

konnte keine Einigung erzielt werden. Die Behindertenorganisationen sehen darin 

weiterhin eine d iskriminierende Erschwerung des Schulzuganges. Eine 
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Mindestzahlbestimmung für n icht behinderte Kinder g ibt es nur In Form der 

Klasseneröfir"l u l lgs- und tei lungszah len. 

1 1 .4. Pfl ichtschulerha ltungsgrundsatzgesetz(PfiSchErhGG}, BGBI .  Nr. 1 63/1 955 

idF BGBI. Nr. 771 /1 996 : 

Ressortzustandigkeit: SM für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten 

1 1 .4.a. Schulerhaltung 

§ 7 Abs. 2: "Jede Schule hat in der baulichen Gestaltung und in ihrer Einrichtung den 
Grundsätzen der Pädagogik und der Schulhvgiene zu entsprechen und jene 
Lehrmittel aufzuweisen, die im Lehrplan für die betreffende Schulart vorgesehen 
sind. . .  Als --staatliche Symbole sind zumindest in jedem Klassenraum das 
Bundesweppen und in jeder Schule ein Bild des Bundespräsidenten anzubringen. " 

Zum Bereich des Pflichtschu lerhaltungs-Grundsatzgesetzes wird bezügl ich der 

Ausstattung von Schulen (Stichwort: behindertengerechte Bauweise) als 

Besprechungsergebnis festgehalten ,  daß in diesem Bereich die Länder als 

Ausführungsgesetzgeber bzw. d ie Gemeinden als Schu lerha lter fungieren und daß 

das Bundesministerium für U nterricht und kulturel le Angelegenheiten d ie 

Verbindungsstel le der österreichischen Bundesländer informieren wird ; d ies ist 

erfolgt. 

Die jetzige Situation stellt - nach Meinung der Behindertenorgan isationen - eine klare 

Diskrimin ierung
· 

dar. S ie verweisen auf d ie nötige Änderung des 

Pflichtschulerha ltungsgrundsatzgesetzes , das ein Bundesgesetz ist. E ine Pfl icht zur 

Berücksichtigung des Prinzips des behindertengerechten Bauens sei notwendig ,  

damit d ie Bundesländer überhaupt d ie Basis für Änderungen ihrer 

Ausführungsg esetze erhalten .  Gleiches g i lt für die Pfl icht zur Beistel lung notwend iger 

Betreuungspersonen bei schweren Behinderungen_ 

Das Bundesministerium für Unterricht und ku lturelle Angelegenheiten verweist In 

d iesem Zusammenhang auf d ie seitens Erachtens gegebene 

Gesetzgebungskompetenz der Länder. 
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1 1 .5 .  Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz (LOG 1 984). BGBI. Nr. 302/1 984 idF 

BG BI .  1 Nr. 1 38/1 997: 

Ressortzuständigkeit: SM für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten 

I I .5.a. 

§ 43 Abs. 6 :  "An Volksschulklassen, in denen Kinder mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf (§ 8 Schulpflichtgesetz, BGBI. Nr. 76/1 985, in der Fassung des 
Bundesgeseties 8GB/. Nr. 513/1 993) unterrichtet werden, dürfen Landeslehrer, 
welche keme-Lehrbefähigung für Sonderschulen oder zusätzliche Ausbildung für den 
Unterricht in solchen Klassen besitzen, nur mit ihrer Zustimmung auf Grund des § 13 
Abs. 1 zweiter Satz des Schulorganisationsgesetzes, BGBI. Nr. 24211 962, in der 
Fassung der 1 5. Schulorganisationsgesetz-Novelle, BGBI. Nr. 51211993, zusätzlich 
eingesetzt werden. Ist für eine Volksschulklasse, in der Kinder mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf unterrichtet werden, kein zusätzlicher Lehrer 
oder ein Lehrer nur mit einem Teil seiner Lehrverpflichtung vorgesehen, so bedarf 
auch die Verwendung als Klassenlehrer der Zustimmung des Landeslehrers, wenn 
dieser keine Lehrbefähigung für Sonderschulen oder zusätzliche Ausbildung für den 
Unterricht in Volksschulklassen, in denen Kinder mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf unterrichtet werden, besitzt. 11 

Im Bereich des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes konnte bezügl ich der gemäß 

§ 43 Abs. 6 leg .cit. erforderlichen Zustimmung des Lehrers, der keine Ausbildung zur 

sonderpädagog ischeh ' Förderung besitzt, zu seiner Verwendung an 

Volksschulklassen,  in  denen Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf 

unterrichtet werden , keine Annäherung der Standpunkte erzielt werden . Die 

Behindertenverbände gehen davon aus, daß d iese Bestimmung d iskriminierende 

Auswirkungen nach sich zieht und nicht im Einklang m it dem durch den 

Verfassungsgesetzgeber gegebenen Auftrag steht. Das Bundesministerium für 

Unterricht und kulturelle Angelegenheiten vertritt d ie Position,  daß d ie jetzige 

Auslegung verfassungskonform ist, und die Bestimmung eine Schutzfunktion für 

Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf beinhaltet. 

Demgegenühei erbl icken d ie Behindertenorganisationen in d ieser Bestimmung eine 

Diskriminierung behinderter Schülerinnen. Andernfal ls müßte zum Schutze n icht 

behinderter Kinder § 43 Abs. 6 LOG dah ingehend erweitert werden , daß generel l  d ie 

Unterrichtsertei lung in jeder Klasse von der vorgäng igen I nspektion der Kinder durch 

den Landeslehrer abhängt und d ieser bei jedweder Überforderung d ie Übernahme 

der Klasse ablehnen kann. 

• 
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Zur erforded ichen Zustimmung des Landeslehrers gemäß § 46 Abs. 6 LOG wird 

seitens des Bundesmin isteriums für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten 

bemerkt , daß es im Dienstrecht weitere Bestimmungen g ibt, bei denen d ie 

Zustimmung des Lehrers erforderlich ist (Volksschule, Hauptschule,  Sonderschule:  

Verwendung über vier Wochen hinaus für einen Bereich, für den der Lehrer n icht 

ausgebi ldet ist). 

1 1 .6 .  Schulorganisationsgesetz (SchOG). BGBI .  Nr. 242/1 962 idF BGBI .  1 Nr. 

20/1 998. Aufnahms- und Eignungsprüfungsverordnung (AufnEignPr-VO). 

BGBI .  Nr. 291 /1 975 idF 8GBI.  1 1  Nr. 1 1 0/1 997 I n  Verbind ung mit 

Beamtendienstrechtsgesetz (BOG). BGBI. Nr. 333/1 979 und Vertrags-

bedienstetengesetz (VBG). BGBI. Nr. 86/1 948: 

Ressortzuständigkeit: BM für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten ,  BM für Finanzen 

(dienstrechtl iche Bestimmungen) 

1 1 .6 .a.a . 

1 1 .6.a. Aufnahmsvoraussetzungen: Feststel lung der 
körperl ichen Eignung im Rahmen der Eignungsprüfung 

§ 1 2 1  SchOG: " Voraussetzung für die Aufnahme in eine Pädagogische Akademie ist 
die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung einer höheren Schule. Ferner ist die 
körperliche . Eignung für ' die Ausbildung an der Pädagogischen Akademie 
nachzuweisen. " 

1 1 .6 .a .b . 

§ 1 4a AufnEignPrVO: .  ,, (1) Zur Feststellung der körperlichen Eignung des 
Aufnahmsbewerbers ist im Rahmen der Eignungsprüfung an den Bildungsanstalten 
für Kindergartenpädagogik und den Bildungsanstalten für Sozialpädagogik eine 
schulärztliche Untersuchung durchzuführen, in deren Rahmen auch eine Aussage 
über den Grad etwaiger Sprachfehler und deren Behebbarkeit zu treffen ist. 
Hilfsbefunde von Fachärzten bzw. von Diplomierten Logopäden können eingeholt 
werden. Bei unbehebbaren Sprachfehlern ist die körperliche Eignung nicht 
gegeben. " 

Die Bestimmungen des § 1 4a Abs. 1 AufnEignPr-VO bzw. des § 1 2 1  SchOG, mit 

denen besond�re Eig nungsvoraussetzungen für Berufe im Bereich der Kindergarten 
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bzw. Sozialpädagogik festgelegt werden bzw. der Ausschluß vom Studium zum 

Lehramt bei Behinderungen, d ie der Ausübung des Lehrberufes im Wege stehen, 

geregelt wird ,  wurden , da sie im Zusammenhang mit dem Dienstrecht stehen , auch 

als eigener Punkt in der Unterarbeitsgruppe "Berufsausbildung-Beschäftigung­

Erwerbstätigkeit-Altervorsorge-Gesundheit" behandelt. D iesbezügl ich wird auf den 

Bericht d ieser Unterarbeitsgruppe verwiesen. 

In  den Besprechungen der Unterarbeitsgruppe "Bi ldung-Erziehung-Kultur" wurde 

eine Annäherung dahingehend erzielt, daß im Unterrichtsressort Bereitschaft zum 

Dialog besteht, man aber von einer unterschiedl ichen Betrachtungsweise ausgehen 

muß, wei l  bei Humanberufen die anvertrauten Kinder und Jugend lichen jenes 

Ausmaß an körperlicher Eignung erforden, das für d ie Erfül lung der Aufgaben 

(bestimmtes Anforderungsprofil) und Einhaltung entsprechender 

Sicherheitsvorkehrungen (Schutzbestimmungen) unbedingt erforderl ich ist. 

Anhand einer vom Unterrichtsressort erstellten Diskussionsunterlage, wurde d ie 

Abweichmög l ichkeit vom Lehrplan für körper- und sinnesbeh inderte Schüler bzw. 

Studierende für al le Schularten erörtert. Für den Bereich der Sekundarstufe konnte 

eine Einigung darüber erzielt werden, daß d ies vorbehaltl ich der Abklärung mit den 

pädagogischen Fachabtei lungen einen gangbaren Lösungsansatz b ietet. Im  Bereich 

der Primarstufe (Volksschule) sind d ie Behindertenverbände dagegen,  neben dem 

sonderpädagog ischem Förderbedarf Abweichmöglichkeiten vom Lehrplan 

festzulegen . Zudem wurde vorgeschlagen, eine generel le Regelung ins 

Schulunterrichtsgesetz (§ 1 1  Abs. 6 des Schulunterrichtsgesetzes) für körper- und 

sinnesbehinderte Kinder aufzunehmen. 

Weiters fordem die Behindertenorgan isationen, daß die Mögl ichkeit von 

Lehrplanerleichterungen allen behinderten Schüleri nnen offen stehen muß. Durch 

die Neufassung des § 24 SchOG (BGBI. I Nr. 1 32/98) wird für behinderte 

Schülerinnen ab September 2001 die Mög lichkeit bestehen, an Sonderschulen ein 

Berufsvorbereitungsjahr zu absolvieren.  Die Behindertenverbände erblicken in der 

Einschränkung auf Sonderschulen eine Benachtei l igung jener behinderten 

SchülerInnen,  d ie s ich für integrativen Unterricht entschieden haben .  Sinnvolle 
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Maßnahmen der Berufsorientierung dürfen nicht nur auf die Sonderschu le 

beschränkt werden,  sondern müssen auch an der Hauptschule und AHS/Unterstufe 

mög lich sein. 

Der Forderung der Beh indertenorgan isationen , wonach "die Mögl ichkeit von 

Lehrplanerleichterungen für a l le behinderten Schüleri nnen offen stehen muß" ,  wird 

seitens des Bundesmin isteriums für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten mit 

der Begründung entgegengetreten,  daß die Mögl ichkeit von Lehrplanänderungen für 

körper- und sinnesbehinderte Kinder led ig l ich eine weitere Differenzierungs­

mög lichkeit beinhaltet, der sonderpädagog ische Förderbedarf mit seinen 

"Lehrplanerieichterungen
" 

unverändert bestehen b leibt. 

Im Bereich der Lehrerbi ldung wurde seitens der Beh indertenvertreter und der 

zuständigen Fachabtei lung des Unterrichtsressorts ein Einvernehmen darüber 

erzielt, daß das Festlegen von Abweichmög l ichkeiten vom Lehrplan sich als n icht 

zielführend erweisen wird ;  vielmehr wären entsprechende Änderungen im Bereich 

des Dienstrechts zu erwägen, was jedoch in den Zuständ igkeitsbereich des 

Bundesministeriums für Finanzen fal len würde.  Entsprechende Gespräche wurden in 

Aussicht genommen. 

Die Behindertenorgan isationen weisen darauf hin. daß nach der Rechtsprechung 

sowohl des Obersten Gerichtshofes als auch des Verwaltu ngsgerichtshofes jeden 

Arbeitgeber hinsichtl ich Behinderter eine "soziale Gestaltungspfl icht" trifft, d ie eine 

zumutbare Anpassung der Arbeitsplätze an d ie besonderen Bed ürfn isse beinha ltet. 

Daher müsse zB in einer Volksschule die Unterrichtsertei lung eines auf den Rol lstuh l  

angewiesenen .Lehrers . ermög licht werden, weil etwaige Probleme bei 

Lehrausgängen etc. durch geeignete Personaleintei lung leicht lösbar seien . Eine 

Vorwegnahme mög licher Probleme im Einzelfal l  durch "Sperre" des gesamten 

Berufsfeldes verstoße gegen Artikel 7 B-VG und die Freiheit der Berufswah l . 

Gleiches gelte für d ie Aufnahme in d ie übrigen Akademien (SOZAK; BAKiP ,  etc . ) .  

Zu § 1 4a AufnEignPrVO wurde seitens des Bundesministeriums für Unterricht und 

kulturel le Angelegenheiten darauf h ingewiesen, daß bei der Aufnahms- und 
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Eignungsprüfungsverordnung aus zeitlichen Gründen ( Inkrafttreten September 1 999) 

d ie Änderungsvorschläge nicht zum damaligen Zeitpunkt besprochen werden 

konnten , man aber versucht hat, eine annehmbare Regelung (Abstellen auf 

Berufstätigkeit) zu finden. 

Zudem wird seitens des Bundesministeriums für Unterricht und kulturel le 

Angelegenheiten darauf h ingewiesen,  daß im Bereich der Bi ldungsanstalten für 

Kindergartenpädagogik bzw. der Bi ldungsanstalten für Sozialpädagogik durch eine 

Lehrp lanänderung,  d ie bereits im Bundesgesetzblatt (BGBI. 11 Nr. 428 ,  429, 

427/1 998) kundgemacht wurde, eine Verbesserung dahingehend erzielt werden 

konnte, daß bei den verpflichtend vorgesehenen I nstrumenten eine Öffnung 

(zusätzl iche Wahlmögl ichkeit) erfo lgte. 

Die durch die Novellen BGBI I Nr. 1 32 bis 1 34/1 998 erfolgten Änderungen des 

SchOG, des SchUG und des SchPflG konnten von der Unterarbeitsgruppe n icht 

mehr berüG!<s:chtigt werden. G leiches gi lt für die durch BGBI .  I Nr. 1 23/1 998 bewirkte 

Änderu ng des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1 984. Die durch d ie genannten 

Novellen bewirkten Änderungen haben indes keine Bestimmungen zum 

Gegenstand,  die im Rahmen d ieser Unterarbeitsgruppe erörtert wurden und sind 

daher im gegebenen Zusammenhang nicht weiter von Bedeutung .  

1 I .6.b. Bildungsangebot für beh inderte Kinder nach der Schulpfl icht 

Die Behindertenorganisationen sehen in der "Verweigerung" jedweden 

Schulangebotes eine krasse Benachtei l igung gegenüber n icht behinderten 

Jugendl!c�en, .denen . .  nicht nur . der.  Arbeitsmarkt .sondern . zusätzlich vielfältige 

schulische Mögl ichkeiten offen stehen. Sie fordern umgehend Schulversuche 

einzurichten (auf Grundlage des § 7, besser durch einen ausdrücklichen Auftrag -

§ 1 31 SchOG) sowie eine Arbeitsg ruppe (unter Beiziehung Betroffener und ihrer 

Verbände) einzurichten , die internationale Erfahrungen auswertet und pädagogische 

Konzepte entwickelt. 
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Zum Fehler. jedweden Bi ldungsangebotes für behinderte Kinder nach der 

Schu lpfl icht, wird seitens des Unterrichtsressorts auf § 32 Abs. 2 des 

Schu lunterrichtsgesetzes id F BGB!. Nr. 767/1 996 verwiesen, der aussch l ießlich 

Schülern und Schülerinnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf e Inen 

freiwi l l igen Schulbesuch in einem 1 1 .  und 1 2 . Schuljahr  ermög licht. 

1 1 .7 .  Studienförderungsgesetz 1 992. BGBI. Nr. 305/1 992 idF BGBI. 1 N r. 23/1 999:  

Ressortzuständigkeit: SM für Wissenschaft und Verkehr 

Beh inderte Studierende haben, je nach Form der Behinderung , überproportional 

hohe Kosten zur Stud ienfinanzierung aufzubringen und sind außerdem durch 

spezifische Arten der Behinderung häufig nicht in der Lage, das Stud ium in der 

vorgesehen Zeit zu absolvieren. 

Bei der Novel l ierung des Studienförderungsgesetzes ,  d ie am 1 2. Jänner 1 999 

kundgemacht wurde, wurde versucht, d iesem Umstand Rechnung zu tragen. Das 

Stud ienförderungsgesetz 1 992 gab pauschal unter Anknüpfung an den 

Behindertenbegriff des Famil ienlastenausg leichsgesetzes eine um S 2 . 1 00.­

monatlich höhere Stud ienbeih i lfe, ohne dabei jedoch die Probleme bei  der 

Bewältigung des Studiums und den individuellen Sonderbedarf von behinderten 

Studierenden zu berücksichtigen. 

Nach der im September 1 999 I n  Kraft tretenden Novel le des 

Stud ienförderungsgesetzes soll im Rahmen der Förderung von behinderten 

Stud ierenden d ie jeweil ige Form der Behinderung stärker berücksichtigt werden. 

Durch eine Verordnungsermächtigung besteht die Mögl ichkeit, stärker auf d iese 

unterschiedl ichen Formen der Behinderungen - und daraus resu ltierenden 

Bed ürfnissen - bei der Bemessung von Förderungshöhe und Förderungsdauer 

einzugehen.  

Zur  Vorbereitung der  Novelle des Stud ienförderungsgesetzes und für d iesen 

Berichtsteil "Wissenschaft" wurde eng mit dem Forum der Behindertenbeauftragten 

der Stud ierenden (Verein Un iabi lity) zusammengearbeitet. Die im Anhang 

angeführter. g�setzlichen Bestimmungen,  d ie behinderte und chronisch kranke 

Stud ierende benachtei l igen, sind vom Forum der Behindertenbeauftragten an den 
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Universitäten ausfindig gemacht worden. Die Benachtei l igungen im 

Stud ienförderungsgesetz beziehen sich auf d ie Fassung 1 992. Für d ie Novelle 1 999 

konnten n icht al le Verbesserungsvorsch läge der Beh indertenbeauftragten 

aufgenommen werden . Vorerst sind die Verordnungsentwürfe abzuwarten , um 

feststellen zu können, wie weit d ie angeführten Benachtei l igungen für beh inderte 

und chronisch kranke Stud ierende (siehe Anhang) durch die Verordnungen 

aufgehoben werden konnten. 

Um im tertiären Bild ungsbereich d ie als Benachteil igung gefundenen Bestimmungen 

(siehe Darstel lung des Forums im Anhang) auszuräumen, sind n icht nur 

Gesetzesänderungen notwendig. Vor allem ist ein integrationsfreud iges Klima zu 

schaffen.  Darüber h inaus ist d ie Umsetzung der Bestimmungen in der vom 

Gesetzgeber intend ierten Weise zu kontrol l ieren .  

Das Studienförderungsgesetz in der derzeit geltenden Fassung ist für 

"Normstud ierende" konzipiert, a llenfalls werden noch Krankheit und Mutterschaft 

berücksi.��tigt; aL!f �.if3. .benachteil igenden Studienbedingungen , d ie nach wie vor an 

Österreichischen U niversitäten für behinderte Studierende vorherrschen , und auf d ie 

Benachtei l igungen durch d ie Behinderung selbst wird derzeit noch kaum 

eingegangen, nur § 29 enthält die Mög lichkeit der erhöhten Stud iebeihi lfe bei 

Behinderung.  

D ie Voraussetzungen für d ie Bewil l igung einer Stud ienbeihi lfe (Studienförderung) 

sind : 

a) d ie soziale Bedürftigkeit, 

b) günstiger Studienerfolg, 

c) Studienfortschritt im Rahmen der gesetzlichen Studiendauer. 

Da aber "Studierende . mit , . Behinderung ,aufg rund der faktisch erschwerten 

Studienbedingungen bei der Erbringung des günstigen Stud ienerfolges haben, 

geraten sie regelmäßig außerhalb des Förderungsbereiches, sodaß d ie erhöhte 

Studienbeihi lfe weitgehend leerläuft. Die wesentlichen Gründe für d ie 

Schwierigkeiten behinderter Stud ierender l iegen in der Organisation des 

Stud ienal ltags - und das speziel l  zu Studienbeg inn.  Um räumliche und techn ische 

Hindernisse zu überwinden, müssen physische, psychische und materiel le 

Ressourcen aufgewendet werden, d ie in keinem Verhältnis zu den Aufwendungen 
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von Studienanfangern ohne Behinderungen stehen. 

Deshalb muß das gesamte Konzept der Stud ienförderung von behinderten 

Studierenden auf deren Situation zu Beg inn und während eines Stud iums angepaßt 

werden.  

Nachfolgende Bestimmungen stellen ein Beispiel von Diskriminierung dar . 

Die N ichtanerkennung der Gebärdensprache als Minderheitensprache wird von dem 

Gehörlosenbund als Benachtei l igung gesehen. An den Un ivers itäten Graz und 

Klagenfurt wird d ie Gebärdensprache erforscht und - vorläufig nur in Kursen -

vermittelt. 

Das Forum der Behindertenbeauftragten erbl ickt in den folgenden gesetzl ichen 

Bestimmungen Benachtei l igungen für behinderte und chronisch kranke Stud ierende: 

1 1 .7.a . Förderungen 

U ,,(1) Folgende östefTeichische Staatsbürger können Förderungen erhalten: 
1 .  ordentliche Hörer an östefTeichischen Universitäten, 
2. ordentliche Hörer an der Akademie der bildenden Künste in Wien und an 
Kunsthochschulen, 
3. Studierende an einer in ÖstefTeich gelegenen Theologischen Lehranstalt (Art. V 
§ 1 Abs. 1 des Konkordates, BGBI. 11 Nr. 2/1 934) nach Ablegung einer Reifeprüfung, 
4. ordentliche Studierende an öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht 
ausgestatteten Pädagogischen Akademien, Berufspädagogischen Akademien oder 
Akademien für Sozialarbeit (ausgenommen deren Vorbereitungslehrgang), 
5. ordentliche Studierende an Privatschulen, wenn diese mit dem Öffentlichkeitsrecht 
ausgestattet sind, ein eigenes Organisationsstatut haben und ihre Vergleichbarkeit 
mit den Pädagogischen Akademien oder Berufspädagogischen Akademien oder 
Akademien für Sozialarbeit auf Grund gleicher Bildungshöhe und 
gleichen Bildungsumfanges durch Verordnung des Bundesministers für UntefTicht 
und Kunst festgestellt ist, 
6. ordentliche Studierende an öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht 
ausgestatteten Land und forstwirtschaftlichen berufspädagogischen Akademien, 
7. ordentliche Studierende an mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten 
Konservatorien, wenn sie die durch Verordnung des Bundesministers für Unterricht 
und Kunst bezeichneten Hauptstudiengänge besuchen (§ 5 Abs. 2) , 
8. Studierende an medizinischtechnischen Akademien und an Hebammen­
akademien, 
9. Sfudierr::nu& ,'on FachhochschufStudiengängen. " 
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Jene Studierende, d ie aufgrund einer Behinderung ein Fernstud ium wäh len wol len ,  

können n icht um Förderung ansuchen .  

Erläuterung: 

Die Einschränkung der Anspruchsberechtigung auf in Österreich befind l iche 

U niversitäten ,  Hochschulen und Akademien stellt für jene behinderten Menschen 

eine Benachtei l igung dar, denen aufgrund des Schweregrades ihrer Behinderung 

und der teilweise noch äußerst schwierigen Bedingungen für beh inderte Studierende 

an Österreichischen U niversitäten ein Studium nur an einer Fernuniversität möglich 

ist. Da sich alle anerkannten Fernuniversitäten im Ausland befinden, ist d iese 

Gruppe der Studierenden erheblich benachteil igt, weil sie keine Stud ienbeih i lfe 

erhalten kann .  

Wir sch lagen daher vor, dem § 3 Abs. 1 einen Punkt 1 0  hinzuzufügen:  

1 0 ."ordentiiche Studierende einer anerkannten Fernuniversität, wenn ihnen aufg rund 

einer n icht vorübergehenden schweren Behinderung oder aufg rund der wegen ihrer 

Beh inderung benachteil igenden Studienbed ingungen ein Studium an einer 

österreich ischen Präsenzuniversität n icht mög l ich oder unzumutbar ist. 

1 I .7.b, Anspruchsdauer 

� ,,(1) Die Anspruchsdauer ist zu verlängern, wenn der Studierende nachweist, 
daß die Studienzeitüberschreitung durch einen wichtigen Grund verursacht wurde. 
(2) Wichtige Gründe im Sinne des Abs. 1 sind: 
1 .  Krankheit des Studierenden, wenn sie durch fachärztliche Bestätigung 
nachgewiesen wird, . . .  U 

Erläuterung: 

I n  d iesem Absatz wird zwar auf Krankheit als Grund für eine Verlängerung der 

Anspruchsdauer verwiesen, n icht aber auf Behinderung. Behinderung und Krankheit 

können jedoch n icht g leichgesetzt werden. Die Gründe, d ie wegen einer 

andauernden Behinderung zur Studienverzögerung führen,  unterscheiden sich 

wesentlich von denen , d ie wegen einer akuten Erkrankung vorliegen:  

Behinderte Menschen müssen sich während eines Studiums mit zahlreichen 
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Problemen bed ingt durch äußere Gegebenheiten - z .B .  baul iche Barrieren .  

unzureichende Transportmög lichkeiten zwischen Wohnort und Un iversität, lange 

Wartezeiten bis zur Bewi l l igung techn ischer Hi lfsmittel ,  lange Wartezeiten auf die 

U msetzung von Stud ien l iteratur in sehgeschäd igtengerechte Form u. v. m .  -

auseinandersetzen ,  d ie zu Stud ienverzögerungen führen , ohne daß die 

Studierenden selbst darauf Einfluß nehmen können. 

Dadurch ,  daß d ie speziel le Situation behinderter Stud ierender weder bei der 

Anspruchsdauer noch beim Nachweis eines günstigen Studienerfolges 

berücksichtigt wird , sind behinderte Studierende erhebl ich benachtei l igt. 

1 1 .7.c. Nachweis des Studienerfolges 

� ,, (2) Der Nachweis des günstigen Studienerfolges muß spätestens bis zum 
Ende der Antragsfrist erworben werden, um einen Anspruch auf Studienbeihilfe für 
das jeweilige Semester zu begründen. " 

&JJL ,,(5) Das Vorliegen eines wichtigen Grundes bewirkt nur die Verlängerung der 
Anspruchsdauer, ohne von der Verpflichtung zum Nachweis eines günstigen 
Studienerfolges im Sinne der §§ 20 bis 25 zu entheben. " 

� ,,(1) An Universitäten ist der Nachweis eines günstigen Studienerfolgs zu 
erbringen: 

2. nach den ersten beiden Semestern, für die eine Zulassung bestand, und nach den 
ersten beiden Semestern jeder Studienrichtung durch Zeugnisse über erfolgreich 
absolvierte Lehrveranstaltungen und Prüfungen aus Pflicht- und Wahlfächern in 
einem der Studienzeit entsprechenden Ausmaß; . . .  " 

Erläuterung: 

Diese Bestimmungen bringen für behinderte Stud ierende häufig g roße Probleme. 

Die bereits im vorhergehenden Punkt angeführten behinderungsbedingten 

Schwierigkeiten treten zu Beg inn des Studiums am massivsten a uf. Beh inderte 

Stud ierende geraten dadurch häufig in Gefahr, d ie Studienbeih i lfe für d ie beiden 

ersten Semester zurückzahlen zu müssen . Dieser Umstand hat schon in mehreren 

Fällen zum Abbruch des Stud iums geführt. 

Wir sch lagen daher vor, § 1 9  (5)  wie folgt zu ergänzen : 

In  Zusammenhang mit dem beim Erstantrag zu erbringenden Nachweis emer 

III-178 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)116 von 127

www.parlament.gv.at



- 1 1 4 -

Behinderung ist der günstige Studienerfolg herabzusetzen § 1 6  (2), § 1 8  ( 1 ) , (2) , § 

20 ( 1 )  Z. 2 , § 20 (3) und der in  § 48 ( 1 ) und (2) vorgesehene Zeitraum zu 

verlängern. 

1 1 .7.d.  Zusätzl icher Studienbeih ilfenbetrag 

§ 29: "Die Höchststudienbeihilfe beträgt für Studierende, die im Sinne des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1 967, BGBI. Nr. 376, erheblich behindert sind, 
monatlich 2. 1 00 S mehr als die gemäß den §§ 26 bis 28 zustehende 
Höchststudienbeihilfe. It 

� ,,(1) Die Höhe der Beihilfe für ein Auslandsstudium beträgt mindestens 2. 000 S 
und höchstens 8.000 S monatlich. Die Höhe der Beihilfe ist für die einzelnen Staaten 
vom Bundesminister für Wissenschaft und Forschung durch Verordnung 
festzusetzen. Dabei ist auf die durchschnittlichen Mehrkosten Bedacht zu nehmen, 
die sich aus der Lebensführung und dem Studium im Ausland ergeben. It 

Erläuterung: 

H ier scheint unklar, ob der in § 29 festgelegte zusätzliche Betrag für behinderte 

Stud ierende auch für d ie Beihilfe für Auslandsstudien g ilt: 

Da für ein Studium im In land ein behinderungsbedingt erhöhter finanzieller Aufwand 

durch d ieses Gesetz anerkannt ist, sollte er in (mindestens) derselben Weise auch 

für Studien im Ausland anerkannt sein .  

Wir sch lagen daher vor, § 29 um einen Verweis auf § 56 zu erweitern : 

§ 29.  Die Höchststudienbeihilfe beträgt für Studierende, die im Sinne des 

Familienlastenausgleichsgesetzes 1 967, BGBI .  Nr. 376. erheblich behindert s ind ,  

monatlich 2. 1 0e S mehr a ls d ie gemäß den §§ 26 bis 28 und § 56 zustehende 

Höchststudenbeihilfe.  

1 1 .  7 .e. Sonderunterstützung 

� ,,(1) Der zuständige Bundesminister kann im Rahmen der Privatwirtschafts­
verwaltung an Studierende und Absolventen ordentlicher Studien, deren 
Studienabschluß nicht länger als zwei Semester zurückliegt, zum Ausgleich sozialer 
Härten oder besonders schwieriger Studienbedingungen oder zur Förderung nach 
Maßgabe der Studien vorschriften besonderer Studienleistungen, zur Förderung von 
Auslandsaufenthalten oder wissenschaftlicher oder künstlerischer Arbeiten 
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Studienunterstützungen (Kostenzuschüsse, Sachzuwendungen) gewähren. 
Für zwei Semester darf eine Studienunterstützung 2. 000 S nicht unterschreiten und 
den Betrag der höchstmöglichen Studienbeihilfe für diesen Zeitraum nicht 
überschreiten. " 

Erläuterungen :  

Die Erläuterungen zu § 68 sehen hier ebenfalls emen "entsprechenden" 

Stud ienerfolg vor. Behinderte Studierende sind - wie bereits oben ausgeführt -

dad urch beI"l2chte! ! !gt. 
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E) Bericht der U nterg ruppe 

,.Mobil ität-Verkehr-Wohnen-Bauen-Freizeit-Kommunikation " 

L Al lgemeiner Tei l  

Die unter der federführenden Zuständigkeit des Bundesministeriums für 

Wissenschaft und Verkehr eingerichtete Unterarbeitsgruppe "Mobil ität-Verkehr­

Wohnen-Bauen-Freizeit-Kommunikation" hat zwei Mal ( 1 9 .  Mai 1 998, 1 0 . Juni  1 998), 

der Teilbereich Verkehr-Kommunikation ein weiteres Mal (am 14.  Dezember 1 998) 

getagt. 

11. Besonderer Tei l  

1 1 . 1 .  Mobil ität-Verkehr 

1 1 .1 . 1 . EisenbahnbefÖrderungSgeSetz (EBG). BGBI.  Nr. 1 80/1 988. in der Fassung 

BGBI. I Nr. 1 5/1 998: Kraftfahrl iniengesetz 1 952 (KflG). BGBI. Nr. 84. in  der 

Fassung BGBI. Nr. 81 9/1 994 

1 .  Thema: 

- Barrierefreier Zugang zu al len öffentlichen Verkehrsmitteln 

- Beförderungsbedingungen 

2. Ergebn is: 

Die Behindertenvertreter merken eingangs der am 1 4. 1 2. 1 998 abgehaltenen Sitzung 

an, daß d ie z!t!erten BestimmL!ngen nur beisp!elhaft aufgezäh lt sind . Sie halten fest, 

daß nach ihrer Ansicht eine Benachteil igung dadurch gegeben ist, daß das Recht 

al ler Menscheni · insbesondere ··auch von Rollstuh lfahrern ,- öffentliche Verkehrsmittel 

benutzen zu kön nen, nicht festgeschrieben ist. 

Einigkeit besteht darin, daß das Fehlen derartiger Verpflichtungen zu 

Benachtei l igungen führen kann.  
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Die Behördenvertreter führen dazu aus, daß eine Lösung dieses Themenbere iches 

nur nach Festleg ung eines wirtschaftlich real istischen Umsetzungszeitraumes und 

nach Klärung der Finanzierung gefunden werden kann .  

Die Vertreter der Behindertenorganisationen legen in d iesem Zusammenhang auch 

Wert auf die Feststel lung,  daß ihrer Ansicht nach der Neuankauf von 

Fahrbetriebsmitteln ,  die barrierefrei zugängl ich sein können , in n icht barrierefreier 

Ausführung eine Benachtei l igung darstellt. 

Seitens der zuständ igen Sektion l i des Bundesmin isteriums für Wissenschaft und 

Verkehr wird dazu festgehalten, daß vor einer rechtlich verbindl ichen Festschreibung 

d ie kurz- ,  mittel u nd langfristigen Auswirkungen auf d ie Finanzierung solcher 

Fah rbetriebsmittel vorab geklärt werden müßten .  

Es besteht aber Einvernehmen darüber, daß der  Entwurf für ein 

Nahverkehrfinanzierungsgesetz, der in § 1 5  der Entwurfvorlage vorsieht, daß d ie 

Voraussetzung zur Bereitstel lung von Bundesmitteln unter anderem an d ie 

Zugängl ichkeit der Systeme für in ihrer Mobil ität physisch beeinträchtigte 

Personen/P�rso.nengruppen geknüpft wird,  ein guter Ansatz ist, wobei nach Ansicht 

der Behindertenvertreter noch eine präzisere und weitergehendere Formul ierung 

hinsichtl ich des Umfanges des Benutzerkreises und der Ausstattung von Vortei l  

wäre. 

1 1 . 1 .2. Luftfahrt 

1 .  Thema: 

- Erfordernis e ines medizin ischen Attestes vor Antritt des F luges 

- Verbesserte Beförderung in Luftfahrzeugen 

2. Ergebn is: 

Die a ls Voraussetzung für die Beförderung von Personen mit eingeschränkter 

Mob i l ität immer wieder geforderten Atteste stel len nach Meinung der 
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Behindertenvertreter eine Benachteil igung dar. Die Verwendung der ärztliche Atteste 

müsse in Österreich untersagt werden. 

In  d iesem Zusammenhang wird auf d ie neuen Richtl in ien der Federa l Aviation 

Administration (FAA) verwiesen ,  d ie anregen ,  daß die Vorlage eines ärztl ichen 

Attestes für Rol lstuhlfahrer nicht mehr zur Bedingung für d ie Beförderung erhoben 

werden solle. 

Seitens der Obersten Zivi l luftfahrtbehörde wird dazu ausgeführt, daß hinsichtlich der 

Benutzung der Luftfahrzeuge keine nationalen Eingriffsmöglichkeiten bestehen ,  da 

d iesbezüg l iche Anordnungen auf Regelungen der I nternational Givil Aviation 

Association ( IGAO) bzw. der International Air Transport Association ( lA TA) beruhen 

und eine Nichtanwendung internationalen Gepflogenheiten ,  wie sie in IATA- und 

IGAO-Regeln enthalten sind , widersprechen würde. Eine Untersagung der 

Anwendung d ieser Regelungen auf österreichischern Hoheitsgebiet ist daher n icht 

mög lich . 

Nach dieser Darstellung der Situation bringen d ie Vertreter der 

Behindertenorganisationen das Anliegen vor, Österreich möge sich bei den 

zuständigen Vereinigungen dahingehend einsetzen, daß Personen mit 

eingeschränkter Mobil ität n icht-gehbehinderten Personen insofern g leichgestel lt 

werden , als al lfäl l ige Gesundheitsprobleme, d ie durch einen Flug mögl icherweise 

auftreten könnten,  eigenverantwortlich bekanntgegeben werden können/müssen und 

n icht generell die
. y

orlage eines ärztlichen Attestes verlangt werde. 

Seitens der . Obersten. Zivi l luftfahrtbehörde wird . . zugesagt, daß Österreich d ieses 

Anl iegen mit anderen Staaten diskutieren wird . 
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1 1 .2 .  Mobil ität-Bauen-Wohnen-Freizeit 

1 1 .2 . 1 . Öffentl ich zugängliche Baul ichkeiten 

1 .  Thema: 

- barrierefreier Zugang zu öffentlich zugänglichen Baulichkeiten 

2 .  Ergebnis: 

Die Tatsache , daß öffentlich zugäng liche Gebäude (zB Amtsgebäude, Kinos, 

Theater, Beherbergungsbetriebe, Restaurants , Bibl iotheken etc. )  aber auch 

öffentliche Verkehrsflächen für Personen mit eingeschränkter Mobi l ität n icht immer 

barrierefrei zugängl ich s ind ,  stel lt nach Ansicht der Behindertenvertreter e ine 

Benachtei l igung d ieser Personen dar. Zielführend erscheint h ier d ie Erste l lung e iner 

"Musterbauordnung", die mit H ilfe von Vereinbarungen nach Art. 1 5a B-VG 

österreichweit g leichartige Bestimmungen festlegt. Es wird von Seiten der 

Behindertenvertreter gefordert, bei Neu- bzw. Umbauten die benachtei l igende 

Wirkung "mobi l itätshemmender Barrieren" zu berücksichtigen und eine 

dementspreche!'1de Verpfl ichtung zum barrierefreien Bauen in den einsch lägigen 

Rechtsvorschriften zu norm ieren . 

E invernehmen besteht darüber, daß bei einzelnen Bahnhofsneu- bzw. -umbauten 

bereits Schritte in d ie richtige Richtung gesetzt wurden. 

Es ist a l lerd ings nicht mögl ich, a l le öffentlich zugänglichen Gebäude barrierefrei 

zugäng l ich zu machen, da  besonders im Bundesbereich zahlreiche Objekte mit 

historischer, unter strengem . Denkmalschutz stehender Bausubstanz existieren . Wo 

immer mög lich , insbesondere natürl ich bei Neu- bzw. Umbauten wird 

selbstverständ lich a uf eine behindertengerechte Bauführung höchster Wert gelegt. 

An d ie Adresse des Bundeshochbaus bzw. des Bundesmin isteriums für 

wirtschaftl iche Angelegenheiten die Forderung zu richten ,  daß "entsprechende 

Verpfl ichtungen" in den e insch läg igen Rechtsvorschriften festgeschrieben werden, 

erscheint n icht zweckmäßig , da bekannterweise praktisch al le baurechtl ichen 
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Regelungen durch Landesgesetze erfolgen. Die Baugesetzgebung der Länder 

enthält in pr�ktisch al len Fällen aber ohnehin Bestimmungen über barrierefreies 

Bauen. 

1 1 .2.2.  Öffentl iche Einrichtungen 

1 .  Thema: 

Erreichbarkeit d iverser öffentlicher Einrichtungen 

2 .  Ergebnis: 

Bei unzähligen öffentlichen Einrichtungen sind die Bedienelemente derart 

angebracht, daß s·ie von Rollstuhlfahrern nicht erreicht werden ·können . Als Beispiele 

können Aufzugsbed ienelemente, Bankomaten, Notrufsäulen , Schalter, 

Kassenbänder, Fahrscheinautomaten u .a .  angeführt werden . 

Die Behindertenvertreter stel len d iesbezüg lich die Forderung , in den entsprechenden 

Rechts- bzw. Ö-Normen d ie ungehinderte Erreichbarkeit a l ler Bedienelemente für 

behinderte Menschen verpflichtend vorzusehen . 

1 1 .2.3. FÖrderungen 

1 .  Thema: 

Förderungen (z. B.  von Verkehrsverbünden, der Errichtung von Bauten etc. )  

2. Ergebnis: 

Die derzeitige Förderpraxis stellt nach Ansicht der Behindertenvertreter eine 

Benachteil igung für behinderte Menschen dar. Art. 7 B-VG sol lte nach Ansicht der 

Beh indertenvertreter in d ie Förderpraxis einfl ießen , sodaß nur mehr Projekte, d ie 

auch barrierefrei gestaltet sind , gefördert werden. 
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Für den Verkehrsbereich stel len d ie Behördenvertreter dazu fest, daß 

I nvestitionszuschüsse der öffentl ichen Hand an d ie Bereitschaft der 

Verkehrsunternehmen knüpfen sol lte, eine barrierefreie Nutzung der Verkehrsmittel 

sicherzustel len .  

A ls juristische Lösungsmög l ichkeit käme eine Änderung der d iversen 

Förderungs�icht: ir. icr: in Frage. 

1 1 .3 .  Kommunikation 

1 1 .3 . 1 .  Gebühr für Auskunftsertei lung am Telephon 

1 .  Thema: 

- Geplante Gebührenpfl icht für Telefonauskunft 

2.  Ergebnis :  

Die Vertreter der 8ehindertenorganisationen halten fest, daß d ie E inhebung einer 

Gebühr  für die Beauskunftung von Telefonnummern für behinderte Menschen ,  d ie 

kein Telefonbuch benutzen können und daher auf eine Beauskunftung angewiesen 

s ind,  eine Benachteil igung darstel le .  Für diesen Personenkreis dürfe daher keine 

höhere Gebühr verlangt werden , als d ie Anschaffung von Telefonbüchern kosten 

würde .  

D ie  Oberste Fernmeldebhörde hat dazu festgehalten , daß d ies kein Problem der 

Rechtsord nung,  sondern eines der Tarifgesta ltung durch ein privates U nternehmen 

darstel lt. Zur Real isierung d ieses Projektes haben bereits Gespräche mit den in 

Betracht kommenden Min isterien (BMAGS, BKA-Konsumentenschutz, BMF) 

stattgefunden .  ,6,ufgrund der Ergebnisse d ieser Gespräche wird nunmehr ein 

konkretes Model l  erarbeitet und im Frühjahr zur Diskussion gestel lt werden.  
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1 1 .3.2. Tel.efongebührenbefreiung 

1 .  Thema: 

- Gebührenbefreiung a l lgemein 

- Handhabung der Gebührenbefreiung 

- Aufhebung der Gebührenbefreiung bei Fertigstel lung eines ISDN-Ansch lusses 

2. Ergebnis : 

Die Österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabil itation ,  der Verein 

I ntegration:Österreich und die Selbstbestimmt-Leben-Initiativen Österreichs kommen 

kurzfristig nach der Sitzung am 1 4. 1 2. 1 998 überein, daß d ieser Punkt aus dem 

Gesamtbericht ersatzlos zu streichen ist. 

1 1 .3.3. Dienste für Telefonate zwischen Hörenden und Gehörlosen 

1 .  Thema: 

Einrichtung eines Dienstes, der bei Gesprächen zwischen Hörenden und Gehörlosen 

vermittelt. 

2. Ergebn is: 

Eine Verpflichtung zur Einrichtung derartiger Dienste ist weder nach der derzeit 

bestehenden Gesetzeslage noch in den Verträgen zwischen den einzelnen 

Anbietern vorgesehen . Das Fehlen solcher Einrichtungen stellt nach Ansicht der 

Vertreter der Behindertenorganisationen eine Benachteiligung dar. 

Die Oberste Post- und Fernmeldebehörde hält d iesbezüglich fest, daß - sofern ein 

solcher Dienst von Telefongesel lschaften nicht freiwi ll ig angeboten wird - ein solcher 

a ls "besondere Versorgungsaufgabe" gemäß § 27 Telekommunikationsgesetz (TKG) 

vorgeschrieben werden könne. Voraussetzung dafür ist allerd ings, daß die 

Finanzierung d ieses Dienstes gesichert ist. 
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1 1 .3.4. Rundfunkgesetz. BGBI. Nr. 379/1 984 idF BGBI .  1 Nr. 2/1 999 (RFG) 

1 .  Thema: 

Untertite lung von Fernsehprogrammen 

2. Ergebnis :  

D ie Vertreter der Behindertenorganisationen haben in der Sitzung am 1 4 . 1 2 . 1 998 

krit isiert, daß d ie Bestimmung des § 2 RFG keinen Hinweis darauf entha lte , daß 

Gehörlose ein Recht auf eine U ntertitelung von Fernsehprogrammen haben . D ieser 

Umstand ste l lt nach Ansicht der Vertreter der Behindertenorganisationen eine 

Benachtei l igung dar. 

Ein erster Schritt wäre nach Ansicht der Behindertenvertreter eine Untertite lung 

zumindest al ler Informationssend ungen . 

Die Oberste Post- und Fernmeldebehörde hält dazu fest, daß die Vol lziehung des 

Rundfunkgesetzes nicht in ihre Zuständigkeit fä l lt , sondern daß der Bundeskanzler 

für Angelegenheiten des Rundfunkwesens zuständig sei . 

Das Bundeskanzleramt-Verfassungsd ienst, in dessen Zuständigke itsbereich d ie 

angesprochene Gesetzesbestimmung fäl lt ,  hält fest, daß an der besagten Sitzung 

am 1 4 . 1 2 . 1 998 kein Vertreter des BKA-VD teilgenommen hat, da Angelegenheiten 

des R undfunkwesens weder auf der Tagesordnung standen (vg l .  hierzu das 

Ergebnisprotokoll der Plenarsitzung der Arbeitsgruppe vom 24 . 1 1 . 1 998, 

GZ 601 .978/54-V/4/98) noch ein entsprechender Wunsch auf Tei lnahme eines 

Vertreters an das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst gerichtet wurde (vg l .  auch 

h ierzu das besagte Ergebnisprotokol l ) .  

Nach Wissen des Bundeskanzleramtes-Verfassungsdienst trägt der ORF a l lerd ings 

dem oben angeführten Anliegen der Behindertenvertreter bereits in weitem Ausmaß 

Rechnung : So werden im Rahmen des ORF-Teletextes d ie Nachrichten- und weitere 

I nformationssendungen untertitelt. Darüber h inaus wird - wie d ie zuständ ige 

Abtei lung des ORF dem Bundeskanzleramt-Verfassungsd ienst mitgeteilt hat - an 
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einer EvalLl icru�g der derzeitigen Situation ständig gearbeitet; so sind derzeit 30 

Mitarbeiter des ORF hauptsächl ich mit der Erstellung und Bearbeitung von Texten 

befaßt. Zu bemerken ist sch ließlich, daß gerade der ORF im europäischen Verg leich 

hinsichtlich der genannten In itiative durchaus als eine Art "Vorreiter' betrachtet 

werden kann .  Es ist jedoch nicht ausgesch lossen ,  daß das Anl iegen der 

Beh indertenorganisationen auch anläßlich einer weiteren Novelle zum 

Rundfunkgesetz d iskutiert werden könnte (die letzte Novel le zum RFG, 

BGBI .  I Nr. 2/1 999, hatte ausschließlich d ie Umsetzung der EG-Fernseh-Richtl in ie 

zum I nhalt). E ine solche - die insbesondere im Hinblick auf eine geänderte 

Rechtsform des ORF zur Zeit auf pol itischer Ebene d iskutiert wird ,  könnte 

mögl icherweise noch in d ieser Legislaturperiode verabsch iedet werden . 
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